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Spartransformatoren großer Leistung ... 


haben erst in den letzten Jahren an Bedeutung gewon- 
nen, weil früher die Ansicht bestand, daß ihre Ein- 
satzmöglichkeit nur begrenzt sei. Interessant wurden 
Spartransformatoren als Kupplungsglieder zwischen 
den neuen Höchtsspannungsnetzen für größte Leistun- 
gen und den vorhandenen Netzen nicht nur wegen der 
Einsparung an Werkstoff und Verlustleistung, sondern 
auch wegen der Möglichkeit, größere Einheiten als 
bisher mit denselben Mitteln der Fertigung, des 
Transports und der Montage zu bauen. Vor allem aber 
trug die Einführung der starren Sternpunkterdung dazu 
bei, daß Spartransformatoren heute ebenso kurzschluß- 
fest gebaut werden können wie entsprechende Voll- 
transformatoren. 


Das Bild zeigt einen 140-MVA-Einphasentransformator, 
der zu einer 420-MVA-Gruppe gehört, dieBBC für Finn- 
land lieferte. Die Kurzschlußspannung ist UK = 5,4%, 
das Gewicht beträgt 120 t, die Tertiärwicklung ist für 
den Anschluß eines Phasenschiebers ausgelegt. 
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Unser umfangreiches Schutz. 
schalter-Programm wurde 
durch die Aufnahme eines 
Fl-Schutzschalters erweitert, 
den wir mit der Bezeichnung 


| Fehlerstromwari 
FISı 25 


liefern. 


Seine konstruktiven Merkmale sind: 


Nennstrom 25 A, 
Ansprechstrom 1 A 
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Se Re Funktion im Fehlerfall 
unabhängig von Höhe der 
Netzspannung, Phasen- | 


Ausfall, Bruch des Mp-Leiters 
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Vierpolige Schalter unter 
Berücksichtigung der Geräte 
Nennspannung auch zwei- | 
und dreipolig verwendbar 


Weitgehend unempfindlich 
gegen Erschütterungen | 


Betätigungs-Druckknöpfe 
und Prüftaste, abgedeckt 
.s durch Federklappe 
(Schutzart P 43) 


SCHIELE INDUSTRIEWERKE KG. 


HORNBERG/SCHWARZWALDBAHN] 


JAHRGANG 


i 


k- 
‚n A. eagenaar!, Frankfurt am Main*) 


VDEW-Bürogebäude und schließt sich aus Gründen der Kostenersparnis unmittelbar an den 


k Es wird über den zweiten Bauabschnitt des neuen Hauses der Elektrizität berichtet. Er umfaßt de 
v Bauabschnitt an. Das VDEW-Gebäude soll etwa im Herbst 1961 bezugsfertig sein. 


Pr Bd Entwurf 


Bereits zu Beginn des verflossenen Jahrzehnts waren unter 
la Vorsitzenden des Verbandes Deutscher Elektrotechniker 
DE), der Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke(VDEW) 
)d des Zentralverbandes der. Elektrotechnischen Industrie 
IVED, ausgehend von der besonders schlechten Unterbrin- 
b ng der Geshnersstell e des VDE und der angegliederten 
TDE-Prüfstelle, Über] egungen angestellt worden, die schließ- 
dazu führten, einen gemeinsamen Gebäudek omplex für die 
terbringung der genannten Verbände vorzusehen. Auch die 
den anderen Verbände und ebenso ihre angeschlossenen Or- 
Aisationen wie die Hauptberatungsstelle für Elektrizitätsan- 
©ndung (HEA) und die Verlags- und Wirtschaftsgesellschaft 
dt Elektrizitätswerke (VWEW) waren. auf die Dauer nicht gut 

Ütergebracht. Die Dringlichkeit für die Schaffung neuer Büro- 
ic war allerdings etwas verschieden. Schließlich haben aber 
> Vorsitzenden dr drei Organisationen Anträge gestellt, in 
Oankfurt am Main ein Zentrum der Elektisitätsverhängg, 
wa mit dem gemeinsamen Namen ‚„‚„Haus der Elektrizi- 
© it‘, zu errichten. Nach langwierigen Verhandlungen ‚fand 
Un auch ein zusagendes Gelände. Da größere Aufwendungen 
"ltens des VDE nur bei Unterstützung durch Sonderleistungen 
Jr Elektrizitätswerke und der Elektroindustrie möglich ge- 
" hcht werden können, beschloß man schon damals, daß ZVEI 
F\d VDEW die Finanzierung in die Hand nehmen und daß 
"im VDE die nötigen Räume vermietet werden sollten. 


Wie schon früher berichtet wurde!), hat die Gemeinschaft 
IHEWIZVEI Anfang 1956 ein sehr gut geeignetes und ver- 
ıhrsgünstig gelegenes Grundstück von 8500 in? Größe zwi- 
‚hen der Stresemannallee, der Forsthausstraße und der 
hreyerstraße von der Stadt Frankfurt am Main erworben 
"bild 1). Auf diesem Gelände stand vor seiner Zerstörung im 
(tzten Krieg das Frankfurter Hippodrom (Bild 2). Der Preis 
ir dieses Grundstück war von der Stadt Frankfurt zuvorkom- 
"enderweise billig, und zwar mit 50 DM je m?, angesetzt wor- 
“n. Das Gelände wurde trümmer- und lastenfrei übernommen. 
"ie Stadt hatte lediglich den Vorbehalt gemacht, bei Nichtbe- 
\uung inherhalb der nächsten acht Jahre ein Rückkaufsrecht 
| Anspruch zu nehmen. Bald nach dem Kauf wurde ein Archi- 
Uktenwettbewerb für die Gestaltung des Gesamtkomplexes 
“ sgeschrieben. Die Bauherren haben seinerzeit als eine der 
lichtigsten Bedingungen für den Wettbewerb gefordert, daß 
JJe.drei Hauptverbände — VDE, VDEW und ZVEI — jeweils 
einzelnen Gebäuden untergebracht werden, um gegebenen- 
ls einer getrennten anderweitigen Verwendung besser Rech- 
ıng tragen zu können. 
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Dr.-Ing. A. Roggendorf ist Geschäftsführer der Vereinigung 
zutscher Elökttizitätewerke -VDEW-, Frankfurt am Main 
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Aufbau des Gebäudes sind dem besonderen Verwendungs2z £ 


er ee Beckert En Ba a die anderen Bedioginsfe Er 
Ausschreibung am besten gelöst. Auch die ‘architektonische 
Gestaltung bewegte die Jury, den genannten Architekten den 
ersten Preis zuzusprechen. Aus Bild 3 geht hervor, daß alle - 
drei für Büroräume vorgeschenen Gebäude A, B und € einen 
quadratischen Grundriß haben. A, das drei Stockwerke hohe _ € 
Gebäude für den VDE, hat eine Käntenlänge von rd. 30 m. 
Das über Erde sechs Stockwerke hohe Gebäude B(VDEW es 
VWE W) und das siebenstöckige Gebäude C (ZVEI und HEA) F: 
haben eine Grundrißkantenlänge von etwa 22 m. Kasino und 
Küche zur Verpflegung der Angestellten der im Gesamtkom- 
plex untergebrachten Verbände und von Gästen befinden sich 
im Erdgeschoß des Hauses C, das mit „„Gebäudeteil D“ bezeich- ; 
net wird. Der Gebäudeteil E enthält einen een 

für etwa 250 Personen und kann von den beteiligten Verbänden ° - 
benutzt, aber auch von anderen Organisationen gemietet wer 
den, denn an geeigneten Vortragsräumen dieser Art besteht in KERTR : 
Praakhure ein gewisser Mangel. Das Gebäude F schließlich ist © 
für die Aufnahme der VDE-Prüfstelle bestimmt. Grundrißund: 


En 


zweck angepaßt. 


Erster Bauabschnitt 


größten. Infolgedessen haben die dafür zuständigen u 
(bei der VDEW der Vorstandsrat) im Herbst 1958 beschlossen, = 
den ersten Teil, d.h. die Gebäude A, E und F zu bauen. Der! 
Bau wurde im Frühjahr 1959 in Ängrif g genommen und war bis Eu 
zum Herbst vergangenen Jahresim Rohbau fertiggestellt (Bilder 
4 und 5). Dieser erste Bauabschnitt machte Aufwendungen von 
2,95 Mio DM erforderlich. ZVElund VDE stellten je 250000 
DM als Eigenmittel zur Verfügung. Der VDE gab eine Miet- 
erahnen 4 in Höhe von 750000 DM, so daß. zunächst flüs-- 
sige Mittel in Höhe von 1,25 Mio DM zur Verfügung standen. ° 
Der Rest von 1,7 Mio DM wurde als erste und zweite Hypothek 
bei der Hessischen Landesbank aufgenommen. Da mit dem. 
VDE ein zwanzigjähriger Mietvertrag abgeschlossen werden ’ 
konnte, wurde die Tilgung des Fremdkapitals für einen Zeit- 
raum von 20 Jahren vorgesehen. Wie auf der Mitgliederver- en 
sammlung der VDEW im Jahr 1959 bereits bericht wurde, 
werden der VDEW in diesen 20 Jahren Kosten von je 35000 - 
DM für Verzinsung und Tilgung erwachsen. Nach 20 ee 
wird also der Boch erelchee ne (A,E md = 
schuldenfreier gemeinsamer Besitz von VDEW und ZVEI sein. 


») VDEW-Mitgliederrundschreiben Nr. 11 vom November 1959 
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Zweiter Bauabschnitt 
Finanzierung 


Im Sommer des verflossenen Jahres machten das Architek- 
tenbüro und die mit der Ausführung beauftragten Firmen des 
ersten Bauabschnitts darauf aufmerksam, daß für die Fertig- 
stellung des Gesamtprojektes ein sofortiger, an den ersten Bau- 
abschnitt anschließender Weiterbau finanziell sich sehr günstig 


Bild 2. Das Frankfurter Hippodrom vor der Zerstörung im 
zweiten Weltkrieg 


auswirken würde und insgesamt Ersparnisse von rd. 200000 
DM zu machen wären. Begründet wurde dies einmal mit der 
Weiterführung der vorhandenen Baustellenorganisation, aber 
auch mit der Zusage der Lieferfirmen, die sehr scharf ausgehan- 


..delten Preise des ersten Bauabschnitts auch beim zweiten Bau- 
. abschnitt einzuhalten. Dies ist zweifellos eine überzeugende 
Aussage bei allgemein steigenden Tendenzen auf dem Baumarkt. 


"Vorstand und Vorstandsrat der VDEW haben, während das 


Präsidium des ZVEI ähnliche Beschlüsse faßte, im November 


‚1959 den Weiterbau beschlossen. 


Zum Flughafen FRANKFURT/ MAIN 14 


Bild 1. Lageplan 


Y a 


Das VDEW-Gebäude nebst den gemeinsam mit den anderen 
Verbänden zu nutzenden Einrichtungen, deren Bau Anfang 
dieses Jahres in Angriff genommen wurde, machen Aufwen- 
dungen von insgesamt 2,3 Mio DM erforderlich. Zur Deckung 
dieser Summe stehen zur Verfügung: 


1. Ein erzielter Kursgewinn?) aus Veräußerung 
von Aktien des Altersversorgungsfonds für die 


Angehörigen der Geschäftsstelle 430000 DM 
2. Teilrückzahlung’eines an die VdEW Berlin ge- 

gebenen Darlehens zum Wiederaufbau des 

Hauses Einemstraße (Gesamthöhe des Darle- 

hens 140000 DM) 120000 DM 
3. Ein Lombardktedit?) auf Papiere des Alters- 

versorgungsfonds 300000 DM 

Verfügbare Mittel 850000 DM 


Gegenüber der Gesamtsumme waren also noch rd. 1,5 Mio 
DM zu beschaffen. Vorstand und Vorstandsrat schlagen vor, 
diese Summe durch Umlage aufzubringen. Den Mitgliedern der 
VDEW soll auf der Mitgliederversammlung von 1960 ein Antrag 
vorgelegt werden, diesen Betrag auf dem Wege einer zusätz- 
lichen Beitragserhebung anzusammeln. Dies bedeutet, daß die 
Mitglieder entweder 75 v.H. des Jahresbeitrags von 1960 oder 
je 25 v.H. in den Jahren 1960, 1961 und 1962 für den vor- 
genannten Zweck zur Verfügung zu stellen gebeten werden. 
Um aber die erheblichen finanziellen Vorteile auszunutzen, 
die mit einem sofortigen Anschluß der Bauarbeiten an ‘den 
ersten Bauabschnitt zu ermöglichen sind, empfahl der Vor- 
standsrat, eine Reihe von Mitgliedswerken zu bitten, bereits 
im Wege der freiwilligen Vorauszahlung obengenannte 75 v.H. 


2) Der Alterversorgungsfonds sollte eine Endhöhe von rd. 1,2Mio 
DM erreichen. In den vergangenen Jahren wurden je 100000 DM zu- 
geführt. Der Stand vor Veräußerung der in Rede stehenden Papiere 


war rd. 800000 DM. Durch den Kutsgewinn erübrigt sich somit eine 


weitere Aufstockung des Fonds. Die Abtragung des Lombardkredits 
wird aus den Ersparnissen möglich sein, die bisher den Fonds ge- 
speist haben 


HAUS DER ELEKTRIZITAT: 
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Die Zügel best in der Hand... 


schnell 
sicher 
vielseitig 
anpassungsfähig 
wirtschaftlich 


RUNDSTEUER-ANLAGEN 


200 bis 1000 Hz - Parallel- und Reihenüberlagerung - Zentrale oder ver- 
teilte Einspeisung - Für jedes Netz wählen wir die günstigste Lösung 
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GESELLSCHAFT MIT BESCHRÄNKTER HAFTUNG 
R.: FRANKFURT AM MAIN : BERLIN-MARIENFELDE 
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KESSELSPEISEPUMPEN | 


| 
| 
sind nach den Erkenntnissen in höchsten | 


Druckbereichen konstruktiv weiterentwickelt, 
hydraulisch vervollkommnet und I 


werden in verfeinerter Werkstattarbeit | 


aus korrosions- und erosionssicheren 


Werkstoffen gefertigt. | 
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MASCHINENBAU UND GIESSEREI GMBH 
IUDWIGSHAFEN/RH. f j 


iElektrizitätswirtschaft 


ö möglichst bald an die Geschäftsstelle zu überweisen. Dieser 
4, Wunsch des Vorstands und Vorstandsrats wurde inzwischen 
‚tjeiner größeren Anzahl von Werken vorgetragen. Ihre Mehr- 

[ 
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Organisation der Bauausführung 


Beim ersten Bauabschnitt waren dem Architektenbüro Ape/ 


durch Abschluß eines besonderen Vertrags die Planung, Ver- 


| A Bürogebäude VDE, B Bürogebäude VDEW-+VWEW, C Bürögebäude ZVEI+HEA, D Kasino und Küchen, EEE: 
| E Vortragssaal, F VDE-Prüfstelle es 


Bild 3. Haus der Elektrizität (Modell) 


‚Öl zahl hat diesem Wunsch entsprochen; bis Anfang Mai 1960 
dl haben Mitgliedswerke verschiedenster Größe, jeder Organisa- 
2) tionsform und aus allen Teilen der Bundesrepublik eine Zusage 
3} zur Zahlung von insgesamt rd. 940000 DM abgegeben. Davon 
"il waren zum gleichen Zeitpunkt rd. 880000 DM bei der Ge- 
"3! schäftsstelle eingegangen. 

\ Mit den eigenen Mitteln von 850000 DM stehen somit von der Ge- 
© samtsumme der Baukosten in Höhe von 2,3 Mio DM bereits rd.1,8 Mio 
© DM bereit. 

"| = Wir hoffen zuversichtlich, daß auch der Rest der Mitglieder, 
2. insbesondere die bisher noch nicht angesprochenen Werke, die 
4. Zustimmung zur Zahlung der noch fehlenden rd. 550000 DM 
3 nicht versagen. Den Mitgliedswerken, die Zusagen gegeben 
& bzw. schon Zahlungen geleistet haben, sei hier nochmals für ihr 
4 Entgegenkommen gedankt. 


%/ Aufteilung des Geländes 

\ Bis zu Beginn dieses Jahres war das Gelände im Besitz von 
/! ZVEI und VDEW. Mit Inangriffnahme des zweiten Bauab- 
schnitts erschien es zweckmäßig, das Gesamtgelände aufzutei- 
2 len. Bild 6 zeigt die inzwischen vorgenommene und im Grund- 
U buch eingetragene Aufteilung in drei Parzellen. Des weiteren 
"wurde Anfang dieses Jahres das Eigentum an der südlichen Par- 
% zelle völlig der VDEW und die nördliche Parzelle dem ZVEI 
J überschrieben. Das Gelände dazwischen ist nach wie vor im ge- 
) meinsamen Besitz der beiden Verbände. 


' » Die zur Durchführung des ersten Bauabschnitts aufgenom- 
) mene erste und zweite Hypothek belasten nunmehr nur die 
| mittlere, im Gemeinschaftsbesitz befindliche Parzelle. Die bei- 
den anderen Parzellen wurden belastungsfrei von den jeweiligen 
"| Verbänden übernommen. Diese Aufteilung entspricht auch 
| dem Ergebnis der Beratungen des Vorstandsrats, die seinerzeit 
ı anläßlich des Beschlusses für den gemeinsam mit dem ZVEI 
durchzuführenden Geländekauf gepflogen worden sind. 


handlungen mit Lieferanten und Ausarbeitung von Aufträgen 
sowie die Bauüberwachung übertragen worden. Die beiden  _ 
Bauherrn hatten als ihren Vertrauensmann und Bausachver- 
ständigen Oberbaudirektor i. R. Dipl.-Ing. W. Runge, Darm- 
stadt, hinzugezogen. Die Aufträge an die ausführenden Firmen - 
waren von den beiden Verbänden gemeinsam erteilt worden: 

Nach der oben geschilderten Aufteilung und Eigentumsverän- - 
derung am Grundbesitz wird nunmehr jeder Verband die auf. 
seinem Gelände zur Ausführung kommenden Bauarbeiten allein 
in Auftrag geben. Es ist jedoch vereinbart worden, daß alle ge- 
meinsam interessierenden Fragen miteinander abgestimmt wer- . 2 
den. Auch wurde der Architektenvertrag von den beiden Bau- 


herren für den zweiten Bauabschnitt gemeinsam verlängert. \./ 
Die Finanzierung der beiden Gebäude des zweiten Bauab- 
schnitts ist jeweils alleinige Angelegenheit des betreffenden Ver-  ı . 


bandes. SEERR, 


Ausgestaltungdes VDEW-Bürogebäudes war 
(GebäudeB) EEREE 
Eine besondere Bedingung für den Architektenwettbewerb 
war der Wunsch der Bauherren, generell in allen Gebäuden die ı 
Nutzfläche so aufzuteilen, daß sich Büroeinheiten (Achsen) mit 
einer Grundfläche von rd. 20 m? ergeben. Der preisgekrönte 
Entwurf trug dieser Bedingung Rechnung und sieht Flächen 
von je 3,6 mal 5,4 m vor. In einem solchen Büro können 1 bis 
4 Personen an Schreibtischen arbeiten. Der quadratische Grund- 
riß der Bürogebäude ergibt ein recht günstiges Verhältnis von. 
Nutz- zur Gesamtgrundfläche. In den beiden Häusern Bund C 
sind im Kern Garderoben und Warteräume, Toiletten und 
Schächte für Versorgungsleitungen untergebracht. Dies alles 
sind Räume, die nicht für den dauernden Aufenthalt von Per- £ 
sonen bestimmt sind. Auf der Nordseite der Gebäude liegt je 
ein Treppenhaus mit einer Treppe und zwei Aufzügen. Fast 
alle Büros liegen somit nach Osten, Süden oder Westen. In je- 


BR 


R Br _ dem Stockwerk sind 16 Büroeinheiten vorhanden. Die Auftei- 
Jung in Räume mit einer oder mehreren Achsenteilungen ist 
verhältnismäßig leicht durchzuführen. Die in der derzeitigen 
ER Geschäftsstelle im Haus Bockenheimer Landstraße sehr engen 
und unzureichenden Räume, insbesondere für Sitzungszimmer, 
Bücherei und Registratur, können in dem neuen Haus durch 
E . Zusammenfassung mehrerer Achsen befriedigend ausgestaltet 
werden. So wird im fünften Stockwerk des Gebäudes B ein 
‚Sitzungssaal mit einer Gesamtfläche von rd. 115 m? unterge- 
bracht. Er ist durch eine verschiebbare Trennwand im Verhält- 
nis 1:2 aufteilbar. Damit werden auch die in den vergangenen 
Jahren oftmals reichlich unzuträglichen Verhältnisse bei Ab- 
haltung von Sitzungen unserer Organe und Ausschüsse grund- 
legend gebessett. 


 Raumnutzung im Gebäude B 

Ein Stockwerk, das erste Obergeschoß, reicht zufällig für 
ı den derzeitigen Betrieb und den Personalstand der Verlags- 
und Wirtschaftsgesellschaft gerade aus. Für die VDEW ein- 
schließlich Reserve für VDEW + VWEW sind die übrigen vier 
Obergeschosse gleichfalls ausreichend. Wenn man in diesen Ge- 
. schossen den heutigen Bestand an Personal der VDEW unter- 
bringt und dabei gleichzeitig die oben geschilderten Unzuläng- 
lichkeiten"der Unterbringung im Hause Bockenheimer Land- 


E \ . ı ei? x 


; 
straße beseitigt, dann ergeben sich als freie Reserve etwa 14 
v.H. des nutzbaren Raums des Gebäudes B. Diese Reserve 
steht also sowohl der VDEW als auch der VWEW zur Verfü- 


gung und ist unseres Erachtens weder zu groß noch zu klein. 


Seiteinigen Jahren beschäftigt die VDEW rd. 70 Personen ein- 
schließlich aller Hilfskräfte, Putzfrauen usw. Es liegt zur Zeit 
kein Bedürfnis vor, den Mitarbeiterstand der Geschäftsstelle 
nennenswert zu verändern. Auch dies war mitentscheidend für 
die Bemessung des’Gebäudes. P- 


Es ist vielleicht interessant, aus den Akten festzustellen, daß 
im Jahr 1941 die Gefolgschaft unserer Vorgänger-Organisati 
aus rd. 90 Personen bestand. Es ist nicht beabsichtigt, diesen 
stand, der praktisch auch als Vorkriegszustand bezeichnet w. 
den kann, wieder herbeizuführen. Die Zusammensetzung « 
Mitarbeiter der VDEW ist, wenn man genauer vergleicht, a 
etwas anders geworden: Man hatte früher z.B. einen Geschäfts- 
führer und acht Referenten ; heute sind ein Geschäftsführerund 
zehn Referenten?) vorhanden. Auch bei den übrigen wissen- 
schaftlichen Mitarbeitern wäre Entsprechendes festzustellen. 


3) Bei diesem Vergleich kann der Verbindungsmann in Bonn außer 
Betracht bleiben, da heute — im Gegensatz zu früher — der Sitz der 
Geschäftsstelle von dem der Regierung verschieden ist | 
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Bild 6. Aufteilung des Geländes in drei Parzellen 


1, 

Jım ganzen genommen kommt bei der heutigen Zusammenset- 
Jrung unsere seit Jahren verfolgte Tendenz zutage, die Geschäfts- 
telle lieber mit einigen hochwertigen Fachkräften mehr zu be- 
Setzen und dafür ausgesprochene Hilfskräfte einzusparen. 


3 Schließlich wird noch interessieren, welche jährlichen Kosten 

‚reute und später für die Unterbringung der Geschäftsstelle zu 
S:rwarten sind. Es wurde festgestellt, daß sich hier kaum Ände- 
Jungen nach dem Umzug in das neue Geschäftshaus ergeben 
"werden. Die jährlichen Kosten betragen heute im Haus Bok- 
"zxenheimer Landstraße rd. 90000 DM und werden auch im 
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Bilder 4 und 5. Bau des VDE-Hauses, Stand: Anfang März 1960 


neuen Gebäude gleich hoch sein, wobei allerdings durch die 
Absicht, das Geld nicht zu leihen, sondern als Sonderumlage - 
von unseren Mitgliedswerken zu erbitten, eine Verzinsung der. 


uns von den Mitgliedswerken zufließenden Gelder nicht in Be- 3 E: 


tracht gezogen wurde, was Vorstand und Vorstandsrat auch für 
richtig angesehen haben. 

Vorstand, Vorstandsrat und Geschäftsstelle hoffen, daß es ge- 
lingen wird, die Zustimmung der in diesen Tagenin Mannheim 
abzuhaltenden Mitgliederversammlung zur Finanzierung des 


zweiten Bauabschnittes des Hauses der Elektrizität zu erhalten. 


Einwirkung der Netzregler auf die Kraftmaschinensätzein = 


‘großen Netzen 


"Von H.Graner und P. F. Heidinger, Stuttgart*) 


Bei der Netzregelung, d. h. vor allem der Frequenz- und Leistungsregelung, neben der aber auch de 
Spannungs- und Blindleistungsregelung eine immer größere Rolle spielt, kommt es nicht nur auf die 
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Er 


er 


|: richtige Auswahl des geeignetsten Verfahrens an, sondern fast ebensosehr auf seine möglichst vollkom- 


mene Durchführung. Denn sowohl bei der Fernübertragung, Summierung und gegebenenfalls Umfor- 


I mung der Übergabeleistungsmeßwerte vor der Netzregeleinrichtung als auch besonders bei der Über- 
| mittlung der von ihr abgegebenen Befehlswerte oder Leitgrößen bis zu den Stellgliedern der Kraf- 
maschinenregler hin können sehr leicht Zeitverzüge entstehen, die die Regelung stark beeinträchtigen. 


] Probleme beitragen. 

| Allgemeines 

' Im folgenden werden die verschiedenen für die Frequenz- 
"und Leistungsregelung in Betracht kommenden Regelverfahren 
‚als bekannt vorausgesetzt. Es handelt sich hier nicht so sehr um 
"die Unterschiede zwischen ihnen, als um die allen gemeinsame 
"Art ihrer Einwirkung auf die ihnen unterstellten Kraftmaschi- 
\nensätze. Diese erfolgt ganz allgemein über die Frequenz- oder 
Drehzahlregler bekannter Bauart, mit denen jede Kraftmaschine 
‚ausgerüstet ist. Da es dabei grundsätzlich gleichgültig ist,wie 
‚die Drehzahl oder die ihr verhältnisgleiche Frequenz gemessen 
\wird, soll der Einfachheit halber immer nur von Frequenz- 
| Meßwerken oder -Reglern gesprochen werden, obwohl manch- 
| mal streng genommen der Begriff Drehzahl richtiger wäre. 


Die denkbar einfachste Art der Durchführung eines Netz- 
regelverfahrens besteht bekanntlich darin, daß nur ein einziger 


- *) Prof. Dr.-Ing. H. Graner war Inhaber desLehrstuhls für Elektri- 
sche Anlagen an der TH Stuttgart, bis er seine Lehrtätigkeit krank- 
heitshalber aufgeben mußte. Dipl.-Ing. P.F. Heidinger ist sein 
'wissenschaftlicher Mitarbeiter 


| Erschwerend wirkt außerdem, daß einer Netzregeleinrichtung oft mehrere verschiedenartigeMaschinen- 
sätze unterstellt sind. Die vorliegenden Untersuchungen sollen zur Lösung der dabei auftretenden ER 


Maschinensatz in dem betreffenden Netz, Teilnetz oder Netzteil 


herangezogen und demgemäß der zugehörige Kraftmaschinen- 
regler als Netzregler ausgebildet wird. Beispielsweise würde 
beim Netzkennlinienverfahren der Frequenztegler als I-Regler 
zu schalten und durch ein Austauschleistungsmeßwerk zu er- 
gänzen sein, das die Summe aller über die Netzgrenzen fließen- 
den Übergabeleistungen oder ihre Gesamtabweichung vom ein- 
gestellten Sollwert mißt. Technische Schwierigkeiten bereitet 
der Bau eines solchen primären Netzreglers nicht. Da man 
außerdem nur in seltenen Fällen mit einer einzigen Regelma- 
schine auskommen wird, weil weder ihre Leistungsfähigkeit 
noch ihre Regelgeschwindigkeit ausreichen dürften, wird im 
folgenden auf diese Lösung nicht mehr eingegangen. 


Im allgemeinen wird man mehrere Maschinensätze zu einer 
regeltechnischen Einheit zusammenfassen müssen. Dies kann 
grundsätzlich auf dreierlei Art und Weise geschehen: 


Erstens kann man die Frequenzregler der Maschinensätze, wie 
eben besprochen, als primäre Netzregler ausbilden und die ein- 
deutige Lastaufteilung zwischen ihnen erzwingen. Dies läßt sich 
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‚ bekanntlich entweder durch eine Gleichlaufsteuerung oder durch 
Anwendung eines bezüglich der Leistungsaufnahme oder -ab- 
gabe der einzelnen Maschinensätze statischen Netzregelver- 
fahrens, wie etwa der statischen Netz(gang)kennlinienregelung, 

2. erreichen. Da auch diese Gruppe von Möglichkeiten keine 

, grundsätzlichen Ausführungsschwierigkeiten bietet und außer- 

dem wegenihrer Umständlichkeit und mangelnden Anpassungs- 
fähigkeit usw. für den praktischen Betrieb kaum in Betracht 

kommt, soll von ihr ebenfalls nicht mehr die Rede sein. 


es Zweitens kann man bekanntlich mehrere primäre Netztegler 
© theoretisch parallel betreiben, wenn man sich die einzelnen 
 -I-Regler mit höchster Genauigkeit ausgeführt, d.h. mit Integra- 
. toren ausgerüstet denkt, die bei gleichen Regelabweichungen 
x auch über längere Zeit hinweg gleiche Stellwege gewährleisten. 
Ein weiterer Schritt in dieser Richtung wäre dann noch, die 
Messung der Regelgrößen für die verschiedenen Regler ge- 
‚meinsam vorzunehmen und ihnen aufirgendeine Art und Weise 
. die Gesamtregelabweichung zuzuführen, wobei man den Reg- 
lern aus Sicherheitsgründen auch ihr ursprüngliches Frequenz- 
meßwerk belassen kann. Die Zusammenfassung der Messung 
bedeutet insofern eine Verbesserung, als etwaige Meßfehler sich 
auf alle parallel arbeitenden primären Netzregler in gleicher 
 _ Weise auswirken und ihr Gleichlauf dadurch erleichtert wird. 
: Ein weiterer Vorteil dieser Lösung besteht darin, daß man die 
‚Einflußfaktoren für die einzelnen Regelgrößen nicht an den 
‚einzelnen Reglern einstellen muß, sondern daß dies gemeinsam 
geschehen kann. Außerdem lassen sich in die Übertragung 
. leicht auch noch Zwischenglieder zur Beeinflussung der Kraft- 
.maschinenregler einfügen. Die genaue Ausführung der Integra- 
toren wird dagegen Schwierigkeiten machen und einen erheb- 
lichen Aufwand erfordern. 


 . Der nächste Schritt führt zu der dritten Lösung, bei der ge- 
-wissermaßen auch die Integratoren aus den einzelnen primären 
Netzreglern herausgenommen, zusammengefaßt und mit den 
Meßwerken und gegebenenfalls einem P- oder PD-Glied zu 
- „einer übergeordneten Regeleinrichtung vereinigt werden, die 


> zuleitet. Diese sind dann nur noch P-Regler, also für die Netz- 
‚regelung einfache Stellverstärker, wenn man von den ihnen 
etwa noch belassenen Frequenzmeßwerken absieht. Bei dieser 
Lösung ist nun ein einwandfreier Parallelbetrieb der verschie- 
denen Regelmaschinensätze leichter zu erreichen, und der ge- 
"meinsame Integrator brauchtnicht mehr mit übergroßer Genau- 
et ausgeführt zu werden!) [1], [2]. 


In den meisten praktischen Fällen wird dieser dritten Lösung 
. grundsätzlich der Vorrang vor den anderen gebühren, zumal 
'sie auf mancherlei Art und Weise abs kadeh und damit den 
Ä „jeweils vorliegenden Betriebsbedingungen gut angepaßt werden 
‚ kann. Dies im einzelnen zu zeigen soll die Aufgabe der nach- 


darüber klar werden müssen, welche Maschinensätze für die 


den Kostenaufwand der Netzregeleinrichtung unterstellen will 
und ob dies unmittelbar geschehen soll oder über Lastverteiler 
‚oder andere Zwischenglieder. 


* 


1) EineSonderform dieses Verfahrens, die man auch als Zwischen- 
. form zwischen der zweiten und dritten Lösung ansehen kann, ist 
a ‚(oder war) im französischen Netz im Gebrauch. Dabei wird die Aus- 
“ tauschleistungsabweichung durch Summierung der Abweichungen 
aller über. die Grenzen Frankreichs fließenden Übergabeleistungen 
"von ihren jeweiligen Sollwerten in Paris zentral gebildet. Durch diesen 
"mit einem Einflußfaktor verschenen Summenmeßwert wird die ver- 
= vielfachte Netzfrequenz moduliert. Die damit erhaltene „fiktive Fre- 
. quenz‘“ wird dann an niehrere über das Land verteilte Hauptlastver- 
, teiler übertragen. Dort wird jeweils noch der vervielfachte Frequenz- 
u © sollwert in Abzug gebracht und das Ganze dann über einen genau 

"arbeitenden Integrator und gegebenenfalls über ein paralleles P- 

Glied als laufender Stellbefehl (‚‚Niveau‘‘) an die einzelnen Regelma- 
_schinensätze weitergegeben [3], [4] 


ER 


suchen, mit möglichst einheitlichen Reglertypen durchzukom: h 


> Jaufend ihre Stellgröße den einzelnen Kraftmaschinenreglern- 


"werden sollen, so können beispielsweise in der Warte des Kraft 


‚bildet werden. Handeltes sich um mehrere solcher Regelmaschi- 


"Regelung in Betracht kommen, wie viele man mit Rücksicht auf 


Re 
a 


SET 


Die Zahl der einer Regeleinrichtung zuzuteilenden Maschi 
nensätze wird durch die Srtordesitehe Regelleistung sowie die 
srößte Regelfähigkeit und -geschwindigkeit der Maschinen be 
stimmt. Neben ihnen wird nach wie vor immer noch eine mehr : 
oder weniger große Zahl von Maschinen von unabhängigen 
Pre ee meist P-Reglern, verstellt werden. Diese wer- 
den im folgenden als Pri niartegler bezeichnet. Die nach A u | 
von False ausschließlich unter Führung der N 
Anriehtuas Se Regler sollen Subseanenziesie 
genannt, wenn sie en wie die- Primärregler auch nocl 4 I 
ein eigenes Frequenzmeßwerk haben, als Primär-Subse- 
quenzregler bezeichnet werden. Diese Unterscheidung ei 

scheint zweckmäßig, da die im Schrifttum anzutreffende ein- 
heitliche Bezeichnung aller Kraftmaschinenregler als Primär- 
regler zu NEBvers HERR führen kann. Auch der gelegent 
lich anzutreffende Name Sekundärregler für die Netzregler | 
an Eindeutigkeit zu wünschen ba zumal man mit dem Wort 
sekundär leicht die Vorstellung von etwas Zweitrangigem ver- 
bindet und es außerdem die oben bereits er primären 
Netzregler gibt. Deshalb werden im folgenden alle Netzregler, 
die über Sabsechenäresker wirken, Diesen) ge # 
nannt. 


Von den verschiedenen Möglichkeiten, diese Didier 

auf die Stellglieder der Kraftmaschinen einwirken zu lassen, hat 
sich noch keine endgültig und allgemein durchgesetzt. Auch in’ 
Zukunft ist eine einheitliche Lösung kaum zu erwarten, schon 
weil die Gesamtregelstrecke — das synchron zusammenhängen 
betriebene Netzgebilde — aus vielen verschiedenartigen Teil: 
regelstrecken (Teilnetze, Netzteile usw.) mit unterschiedliche 
Aufbau und häufig wechselnder Zusammensetzung besteht. Da 
es aber trotz allem nhiyaikäfisch ein Ganzes bleibt, muß man ver- 


men, da diese sich am leichtesten aufeinander abstimmen lassen. 
Auf jeden Fall aber sollten alle maßgeblichen Kennwette in ei 


lich der gegebenenfalls notwendigen Zwischenglieder, — sir 
sie doch alle an der Netzregelung beteiligt. 


Der Wirkungsablauf im ganzen 


Die gewöhnlich als elektrische Regeleinrichtungen ausge 
Suhkte Dirigenzregler können eine oder mehrere Ausgangs- 
oder Stellgrößen haben, die in bekannter, für die Übertragun; 
auf mehr oder weniger große Entfernungen geeigneter Form, 
beispielsweise als Gleichstrom, Impuls- oder Tonfrequenz oder 
als digitaler Wert abgegeben werden. Sie sollen im folgender 
als Leitstellgrößen bezeichnet werden. 


« 


n 


Wenn mehrere Kraftmaschinenregler zugleich von einem’ 
Dirigenzregler aus gesteuert und ihre Masehinen dadurch regel- 
fechnisch zu einer Regelmaschinengruppe Zusammen ser 


werks, in dem diese Maschinensätze stehen, aus der betreflenden 
Leitstellgröße Sollstellgrößen für die einzelnen Regler ge 


nengruppen in verschiedenen Kraftwerken, so können bei 
spielsweise bei einem Lastverteiler aus der Leitstellgröße zu- 
nächst Zwischenstellgrößen abgeleitet und den "einzelnenh 
Kraftwerken zugeführt werden, Bild1 zeigt dies schematisch. . 


E# 


Sind die einzelnen Regelmaschinen unter sich gleichartig, so 
wird es im allgemeinen das gegebene sein, die jeweils von ihnen 
geforderte Regelleistung St; sie gleichmäßig oder verhältnis- 
gleich zu verteilen, so daß also die Stellglieder vollkommen 
gleichförmige Bewegungen ausführen, wie wennsie mechanisch 


miteinander gekuppelt wären. Unter Umständen kann es aber 
% 


auch, beispielsweise aus wirtschaftlichen Gründen, zweckmäßig 
sein, ein anderes Aufteilungsverhältnis zu wählen. Außerdem 
Muß man bekanntlich die beiden Größen, die den Regelbereich | 


2) subsequi (lat.) — unmittelbar folgen 4 


3) Die hier und im folgenden vorgeschlagenen international ver- 
ständlichen Bezeichnungen sollen die Zusammenarbeit der vielen mit | 
dem europäischen Verbundbetrieb befaßten Fachleute erleichtern 


4) dirigere (lat.) , hinlenken, bestimmen 


Steckschüt 


mm. verkürzen unproduktive Ein infolge eines Kurzschlusses oder einer mechanischen 


Einwirkung zerstörtes Steckschütz läßt sich einfach und schnell 
i auswechseln: 
Montagezeiten Man zieht es nur von seinem Stecksockel und ersetzt es 
durch ein neues Gerät. 
Da das KLÖCKNER-MOELLER-Steckschütz aus einem Klein- 
schütz DIL 00 mit angebautem Steckteil und Stecksockel besteht, 
sind bei ihm auch alle Vorteile der bekannten Schützreihe DIL 
gewährleistet. — Besonders in vollautomatischen Betrieben 
| helfen Steckschütze Ausfallzeiten herabsetzen. 


Verlangen Sie bitte ausführliche Unterlagen von: 
Klöckner-Moeller, Bonn, Immenburgstraße 7-11 


KLÖCKNER-MOELLER 


A3 Heft 9 vom 5. Mai 1960 Elektrizitätswirtschaft 


Transformatoren 
bis 63 MVA - 150 kV 


mit und ohne Regelschalter 


DOMINITWERKE GMBH 


HOPPECKE KRS. BRILON/WESTF 
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I ee eg 0 
LUFTKÜHLER | 
für Turbo-Generatoren, Kompressoren usw. | 
LUFTOÖLKÜHLER | | 
für Transformatoren in Spezialausführung | 


LUFTERHITZER 


ARTUR DIETZ 


WARME- UND LUFTTECHNISCHE APPARATE 


BERLIN-SCHONEBERG 


TELEFON 714139 . 717542 


Blindschaltbilder | 
aus Kunststoff | 


Ve OSWoT | SymbolederElektro- 
5 | und Wärmetechnik 
in 2 und 3 mm 


Dicke. 


Lieferbar in 
10Farben: 
weiß, gelb, grün, 


rot, violett, blau, 


grau, braun, rosa, 


GEBETEN 


schwarz. 


Durchgehend 


ETEEBEDETTENWETTR 


gleichmäßige 


EIERE 


Färbung. 


H. BOKELMANN & CO K.G. 


Berlin-Charlottenburg, Quedlinburger Straße 1-3 
Ruf 346354 
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es Maschinensatzes Be nämlich die Höndbreite der 
u y . . 

egelbewegungen und deren Mittelwert oder ihre obere oder 
ähtere Grenze, den jeweiligen Betriebserfordernissen anpassen 
- snnen. 


er 


zu den Kreftmaschinen im 
en ZEN TEEN 
Kraftwerk 7 2 3 


„0 Dirigenzregler (Netzregler), 2 Disponenzregler, 3 Partitoren, 4 Pri- 
‚är-Subsequenzregler oder Subsequenzregler (Maschinenregler) 


L) 


ild 1. Schema für die Einwirkung eines Netzreglers auf die 
ihm unterstellten Kraftmaschinen 


| Wenn aber die ERAER entgegen der bisherigen An- 
ıhme unter sich nicht gleich, sondern verschiedenartig sind, 
so beispielsweise teils Dampf- und teils Wasserkraftsätze, so 
Dmmtals weitere Aufgabe hinzu, die Regelfähigkeit der beiden 
Afaschinengattungen bestmöglich auszunutzen, ohne daß die 
| lässigen Grenzen, insbesondere mit Bezug auf die Regelge- 
@thwindigkeit, überschritten werden, was bekanntlich bei neu- 
Seitlichen Turbosätzen wie auch bei großen Wasserkraftsätzen 
icht vorkommen kann 


3 
| 
i 
i 
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| Die Zusammenfassung solcher verschiedener Maschinen- 
Öıtze zu einer Regelmaschinengruppe läßt sich also kaum mehr 
\ırch eine einfache Aufschlüsselung der Leit- oder Zwischen- 
tellgröße in Sollstellgrößen erreichen, sondern wird häufig zu- 
‚tzliche Regel- oder Steuereinrichtungen erfordern. In diesem 
1 Igemeinsten Fall muß als Prinzip für die Regelung gelten, daß 
.e vom Dirigenzregler jeweils geforderte Regelleistung zu An- 
ng eines Regelvorgangs selbsttätig anders auf die einzelnen 
\egelmaschinen(gruppen) aufgeteilt wirdalsim Endzustand und 


m dazwischen liegenden Übergangsbereich. 


\ Dabei können nun auch gegenläufige Stellbewegungen 
veckmäßig sein. Soll etwa eine geforderte Leistungsänderung 
Sınächst möglichst rasch und vollständig von Wasserkraftsät- 
3 :n, dann aber nach und nach von Dampfkraftsätzen übernom- 
en werden, wie es eben die bei diesen zulässige Regelge- 
Dediekeie erlaubt, so werden die Dampfkraftsätze beispiels- 
‚reise noch weiter öffnen müssen, während die Wasserkraft- 
Hitze bereits wieder schließen. Diese gegenläufige Bewegung 
“ann unter Umständen so lange fortgesetzt werden, bis die 
Sitellglieder der Wasserkraftsätze in ihre Ausgangslage zurück- 
\ekehrt sind und diese Maschinen damit für eine neue Regel- 
afgabe voll zur Verfügung stehen. Wenn der Dirigenzregler 
‚sine Leistungsanforderung im Laufe eines Regelvorgangs ein- 
“al ändern sollte, kann das langsame Regeln bei den Dampf- 
raftsätzen zur Folge haben, daß diese nun fälschlicherweise 
 ıre Stellglieder noch weiter in der bisherigen Richtung bewe- 
‚en. Deshalb empfiehlt es sich unter Umständen, auch die Ände- 
angsgeschwindigkeit der Leitstellgröße mit zu berücksichti- 
ag Bw ” 


Im allgemeinsten Fall wird man demnach die Sollstellgröße 
Jus« der jeweiligen Leit- oder Zwischenstellgröße durch ein PID- 
lied ableiten und außerdem gegebenenfalls ein nachgiebiges 


Glied (Annullator) und ein Verzögerungsglied (IP-Glied, Tar- 

dator5)) vorsehen. Das Gerät zur Bildung der Sollstellgröße 
könnte man vielleicht Partitor®) nennen, wenn es sich um eine 
einfache, verhältnisgleiche Aufteilung handelt, in den anderen 
Fällen dagegen IP-, PIP- oder DPIP- Disponenzregler”),ge- 
gebenenfalls mit Voll- oder Teilannullator. 


Wie stets in der Regelungstechnik müssen in allen diesen Fäl- 
len die Zeitverzüge möglichst klein gehalten oder gegebenen- 
falls in ihrer Wirkung durch Einführung der Änderungsge- 
schwindigkeit gemildert werden, wie dies für die TeinstelsnB 
soeben schon aus anderen Gründen empfohlen wurde. Dies 
wäre gegebenenfalls eine weitere Aufgabe des RN 
der dann zweckmäßigerweise auch gleich die Zeitverzüge der _ 
nachfolgenden Glieder, insbesondere die der Subsequenzregler, 
auszugleichen hätte. Er 


In Bild 2 ist schematisch ein DPIP-Disponenzregler mit ‚aa 
Teilannullator und Begrenzer oder Limitator für die Regel- \ 
geschwindigkeit und Regelbandbreite dargestellt. Ein solcher 
Disponenzregler würde unter Berücksichtigung der Ände- E. 
tungsgeschwindigkeit der Leit- oder Zwischenstellgröße diese Eh: Er 
zunächst in einen bestimmten Anfangswert verwandeln undihn 
dann nach und nach mit Hilfe des Tardators und gegebenenfalls „Sn 
Annullators in den gewünschten Endwert überführen. Durch Bi 
den nachgeschalteten Limitator können dabei sowohl die Re- 
gelgeschwindigkeit als auch der größtmögliche Ausschlag 
(Bandbreite) innerhalb gewisser, durch die Regelfähigkeit dr 
Maschinen und ihre Vorbelastung bestimmter Grenzen geha- 
ten werden. Dabei ist angenommen, daß mehrere solcher Dis- er 
ponenztegler parallel arbeiten, beispielsweise auf Wasserkraft 
sätze einerseits und auf Dampfkraftsätze andererseits. Jeder der Et 


ei 
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leıt-oder Zwischenstellgröße 


Mequenzabweichung 
(FR) 


ii Sollstellgrößen 


zu den Kraftmaschinenreglern 


1 Disponenzregler, 2 Nichtlineares oder unstetiges Glied, 3 Teilannu- 
lator, 4 Limitator, 5 Partitoren, 6 P-Glied und Integrator für zus F Rn 
lichen Frequenz- und Gangeinfluß 


Bild 2. Schema für die Bildung der Sollstellgrößen 


Disponenzregler kann wieder auf die Subsequenzregler mehre- 3 
rer Maschinensätze einwirken, was unter Umständen durch 
Nachschalten einfacher Partitoren erreicht wird. Wie inBild2 
angedeutet und aus dem Nachfolgenden noch klarer zuersehen, 
ist es unter Umständen zweckmäßig, einen Frequenzeinfluß Mar 
hinzuzufügen. Ähnliches gilt, besonders im Störungsfall, auch 
für die Mitwirkung des Gangs, wenn zum System Warren 
(Gang-P-Regelung) übergegangen werden soll. 


5) tardare (lat.) = verzögern 
6) partire, partiri (lat.) = teilen, verteilen 
?) disponere (lat.) = planmäßig verteilen 


Die Einwirkung der Sollstellgrößen auf die Subsequenz- 
‚regler 

Um eine Übersicht über die zahlreichen hier denkbaren Mög- 
lichkeiten zu gewinnen, empfiehlt es sich, diese zunächst in fol- 
sende vier Hauptgruppen einzuteilen: 

Bei der ersten Gruppe kann das Frequenzmeßwerk wie bei einem 
Primärregler seinen Einfluß nach beiden Seiten hin frei ausüben. 

Bei der zweiten Gruppe ist das Frequenzmeßwerk im ordnungs- 


mäßig laufenden Betrieb unwirksam oder sogar abgeschaltet, womit 
aus dem Regler streng genommen ein Stellverstärker wird. Dabei 


hung bei Abtrennung des Maschinensatzes vom Netz vermieden 
werden. 

Bei der dritten Gruppe ist das Frequenzmeßwerk während eines 
. Regelvorgangs mehr oder weniger wirksam, im Beharrungszustand 
dagegen unwirksam, da dann unabhängig von der Frequenz jedem 
Werr der Sollstellgröße ein bestimmter Wert der Stellgröße oder der 
"abgegebenen Leistung zugeordnet wird. Auch hier muß für den Fall 
der Abtrennung des Maschinensatzes vom Netz Vorsorge getroffen 
werden. 
. Bei der vierten Gruppe, bei der vorausgesetzt ist, daß der Regler 
_ eine Öffnungsbegrenzung habe, bleibt das Frequenzmeßwerk in 
Schließrichtung frei, während in Öffnungsrichtung die Öffnungsbe- 

 grenzung wie ein Anschlag wirkt, so daß der Regler nicht über die 

= jeweils vorgeschriebene Stellung hinaus öffnen, bei unzulässiger 
.  Drehzahlerhöhung aber jederzeit schließen kann. 
- In jedem dieser vier Fälle kann die Sollstellgröße verschieden 
‚auf die Subsequenzregler einwirken, und zwar grundsätzlich 
entweder über ein P- oder ein I-Glied. Gegebenenfalls haben 
diese Glieder eine Vorverstärkung zu übernehmen. Als I-Glie- 
der oder ähnlich wirkende Glieder können auch die Verstellmo- 

‚toren für die Sollwertverstellung und die Öffnungsbegrenzung 
oder aber die Disponenzregler selbst verwendet werden. Alle 
I-Glieder bedürfen einer Rückführung zur eindeutigen Festle- 
"gung des Endzustandes. 


Die Bilder 3 bis 5 veranschaulichen schematisch einige Mög- 
- lichkeiten des Eingriffs und der Rückführung, die mit gestrichel- 
ten oder strichpunktierten Linien eingezeichnet sind. Es gilt je- 
weils nur eine Linie für den Eingriff und gegebenenfalls eine für 
DR Se Rückführung. Re 9 entspricht der BE Gruppe, 


1 Sollwertverstellmotor 


2 Sollwertverstell- 
H einrichtung 
eh f feguenz 


ST Ar gerzatı) 3 Frequenz- oder 


Drehzahlmeßwerk 
4 Vorverstärker 
5 Stellmotor 


Bild 3. Blockschaltbild 
eines 

 Sleligröße Primär-Subsequenzreglers 
. größe kann hier entweder am Sollwertverstellmotor 1 eingrei- 
» fen, wobei dann dessen Ausgangsgröße oder die der Sollen 
_ verstellung zurückgeführt werden muß, oder sie kann unmittel- 
"bar auf die neBellode 2, auf. ds Frequenzmeßwerk 3 
oder auf den Eingang des Vorverstärkers 4 wirken. 

Bild 4 entspricht der dritten Gruppe, bei der der Iindzu- 
stand nach einem Regelvorgang nicht durch das Frequenzmeß- 

werk mitbestimmt wird. Die Sollstellgröße kann wieder am 

Sollwertverstellmotor 1 eingreifen oder über irgendein I-Glied 


14 


” % 3 
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muß. durch geeignete Maßnahmen eine unzulässige Drehzahlerhö- 


"Rückführung der abgegebenen Leistung falsche Regelben 


unter Umständen die gleichen Schwierigkeiten wie bei dem Bei- 


- $ a 
4 am Eingang des Vorverstärkers 5. Zur Zuordnung im End 
zustand wird entweder die Eingangsgröße des Vorverstärkers 5 
oder die Stellgröße Y oder die Störeräße Z., d.h..die vom Ma. 


schinensatz an das Netz abgegebene Leistung, zurückgeführt, “ 


Im letzteren Fall können insofern Schwierigkeiten auftreten, 
als sich die zugeführte Leistung (entsprechend der Sollstell 
größe) und die abgegebene Leistung durch die Beschleuni- 
gungs- oder Verzögerungsleistung unterscheiden, die in den 


1 Sollwertverstellmotor : 
2 Sollwertverstelleinrichtung 


3 Frequenz- oder 
Drehzahlmeßwerk 


4 1-Glied 
5 Vorverstärker 
6 Stellmotor 


7 Frequenz-Regelstrecke 
8 DP-Glied 


Bild 4. Blockschaltbild 
eines Subsequenzreglers 
mit vorübergehend wirk- 
samem Frequenzeinfluß 


Maschinenschwungmassen aufgespeichert oder von ihnen abg 
geben wird und die der Anderungsgeschwindigkeit f’ der Fre 
quenz verhältnisgleich ist. Infolgedessen können durch 


gungen veranlaßt werden. Daher kann es notwendig sein, 
Hilfe eines zusätzlichen f’ und gegebenenfalls (f—f,)-Einflu 
oder eines Verzögerungsgliedes Abhilfe zu schaffen, wie diesi 
Bild 4 durch strichpunktierte Linien und das DP- Glied 8: an 
deutet ist. 


sam oder abgeschaltet ist, wird durch die Bilder 3 und 4 vera 
schaulicht, wenn man sich darin das Frequenzmeßwerk 3. u 
wirksam denkt. 5 


Die zweite Gruppe, bei der das ee Han | 


Bild 5 gilt für die vierte Gruppe, bei der das Frequenzmeß-] 
werk so Höch eingestellt ist, daß es in Öffnungsrichtung Be 
gegen die Ohfinnosheerenzine drückt und diese daher den je-} 
weiligen Wert der SR bekaitan Wenn man also die Soll-| 
stellgröße an der Öffnungsbegserzing: angreifen läßt, kann 
man da die Stellgröße steuern, Inden man der Sollstellgrößet 
entweder die Selloee der Öffnungsbeerenzung 4, den Eingang | 
des Vorverstärkers 5. die Stellgröße Y oder die Störgrößs zu 
(abgegebene Leistung) lin ‚Im letzteren Fall ergeben s 
spiel von Bild 4. Sie können Bebehenänkllis wie dort durch ei 
DP-Glied 8 oder ein Verzögerungsglied behoben werden. 


Im übrigen ist bei der ersten bis dritten Gruppe vorausge A 


setzt, daß eine etwa vorhandene nachgiebige Rückführung un- 
wirksam gemacht ist, da sonst üneewünsehre Verzögerungen 
auftreten. Bei der vierten Gruppe dagegen ist dies nicht not} 
wendig, weil die Ofaingabesienzung die nachgiebige Be: 
führung ee 


= TEEN | 
1 1-Glied 
2 Sollwert- 
verstelleinrichtung 
meßwerk 


4 Öffnungsbegrenzung 
5 Vorverstärker 

6 Stellmotor 

7 Frequenz-Regelstrecke 
8 DP-Glied 


| 
| 
| 
- 3 Frequenz- oder Drehzahl- 
| 
| 
| 
| 
| 


| Bild 5. Blockschaltbild 

5 eines Subsequenzreglers 
mit Einwirkung der 
2.2.5. Sollstellgröße auf die 
Öffnungsbegrenzung 


| ecrmägen 


‚Das bisher Gesagte zeigt bereits, daß es zwar nicht möglich 
\, allgemein gültige Lösungen für die Art der Einwirkung der 
stzregler auf die Kraftmaschinen anzugeben, daß aber unter 
"wissen Voraussetzungen einige Richtlinien herausgearbeitet 
erden können. 

Bei den angestellten Überlegungen hat sich zunächst ergeben, 
IB die an sich sehr einleuchtende geradlinige Befehlsübermitt- 
ag von den Dirigenz- zu den Subsequenzreglern, bei der die 
3 steren alle Anordnungen geben und die letzteren sie lediglich 
"rchzuführen haben, nur in einfach gelagerten Fällen in Frage 
‚mmt. Gewöhnlich wird man Zwischenglieder, z.B. Partito- 
oder Disponenzregler brauchen und unter Umständen auch 
2 Subsequenzregler mit zur örtlichen Frequenzhaltung heran- 
»hen müssen, wie dies ebenfalls bereits besprochen und an 
nigen Beispielen vorgeführt wurde. 

‚Im folgenden sollen kurz die Gründe aufgeführt werden, die 
© t und gegen die verschiedenen in Betracht kommenden Mög- 
‚hkeiten sprechen: 


‚Frequenzhaltung und Leistungszahl des Netzes 


‚Zur Frage, ob man Primär-Subsequenzregler, d.h. Subse- 
Sıenzregler mit einem eigenen Frequenzmeßwerk, oder reine 
ıbsequenzregler verwenden soll, sei bemerkt: 

[ Für die Verwendung von Primär- Subsequenzreglern spricht, 
IB sie dank ihres Frequenzmeßwerks einen Beitrag zur Erhö- 
jung der Leistungszahl des Netzes bringen, daß dieser Beitrag, 
\npfindliche Frequenzmeßwerke vorausgesetzt, rasch wirksam 
"rd und daß er weiterhin auch einen gewissen örtlichen (topi- 
an) Einfluß mit enthält, weil die örtliche Frequenz sich bei 
'aer in der Nähe aufgetretenen Laständerung vorübergehend 
"was stärker ändert als in weiterer Entfernung. Hierzu kommt 
ee daß dies auch bei Störungen des Dirigenzreglers oder 
ır Übertragungseinrichtungen gilt, daß bei Abtrennung des 
ı ischinensatzes vom Netz von selbst die Leerlaufdrehzahl ein- 
stellt wird und daß man jederzeit verhältnismäßig leicht aus 
Iıem Primär-Subsequenzregler einen Primärregler machen 
an. 

Gegen die Verwendung von Primär-Subsequenzreglern 
richt, daß das bei den Drehzahlteglern üblicher Bauart vor- 
ındene Drehzahlmeßwerk häufig nicht sehr empfindlich/und 
Inau arbeitet und bei Vorhandensein einer nachgiebigen Rück- 
a in seiner Wirkung verzögert wird. Außerdem ist die 


\tehzahl-Leistungs-Kennlinie häufig nicht sehr scharf und ge- 
dlinig;; besonders bei den im Betrieb vorkommenden Bela- 


binden, so daß man bei Störung der Fernübertragung vom Dies 


fear FERN 
ET 


stungen kann sich die Statik (der P-Bereich) mit wachsender a 
Lastinunerwünschter Weise vergrößern.Schließlichkönnteman SH 
auch Bedenken dagegen haben, daß die Befehle des Dirigenzreg- 
lers durch den örtlichen Frequenzeinfluß abgewandelt oder ver- E: 
fälscht werden. Re 
Bei Abwägung dieser Gründe und Gegengründe wird man “ 

zu überlegen haben, ob man den Frequenzeinfluß statt oder au-r 
Ber auf der untersten Linie der Maschinenregler nichtaucheine 
oder zwei Stufen höher, also in den Kraftwerken oder Lastver- 

teilerstellen (etwa bei den Partitoren oder Disponenzteglern) 
einführen soll. A 


Für die Einführung des Frequenzeinflusses auf einer der Stu- 
fen zwischen den Maschinenteglern und dem Dirigenzregler 
spricht, daß man hier mit erträglichem Kostenaufwand für 
mehrere Maschinenregler gemeinsam ein empfindliches und ge- 
naues Frequenzmeßwerk aufstellen kann. Da es sich dabei um 
eine elektrische Frequenzmeßeinrichtung handeln wird, kann 
man den Frequenzeinfluß für jede einzelne Maschine leicht ein- 
stellen und verändern und insbesondere die Statik (den P-Be- 
reich) klein wählen. Außerdem läßt sich mit der Frequenzmeß- ® % 
einrichtung in einfacher Weise eine Gangmeßeinrichtung ver- 


rigenzregler her schnell zu einer Gang-P-Regelung (Syttem 
Warren) übergehen kann. Im übrigen ist auch bei Störungen 32 
des Dirigenzreglers die örtliche Frequenzhaltung gewährleistet. 3% 


Gegen diese Lösung mit dem Frequenzeinfluß auf einer der 
Zwischenstufen spricht, daß nach wie vor die Befehle des Dir- 
genzreglers abgewandelt oder verfälscht werden, daß ferner, 
soweit es sich um reine Subsequenzregler handelt, bei Ausfall 
einer solchen Zwischenstufe der Frequenzeinfluß für mehrere 
Kraftmaschinen zugleich wegfällt und daß man aus einem Sub- 
sequenzregler nicht ohne weiteres einen Primärregler machen 
kann. - 


Bei Abwägung dieser Gründe und Gegengründe wird man, 
um einen Mittelweg zu finden, zunächst versuchen, den Fre- 
quenzeinfluß auf der obersten Stufe, beim Dirigenzregler, zu- 
sätzlich einwirken zu lassen. Dies würde heißen, daß der nicht 
mehr vorhandene Frequenzeinfluß der untersten oder einer 
mittleren Stufe dadurch ersetzt wird, daß man beim Dirigenz- Be 
regler zu dem etwa vorhandenen einen weiteren einstellbaren e% 
Frequenz-P-Einfluß oder. bzw. und einen I-Einfluß der Ände- 
rungsgeschwindigkeit der Frequenz hinzufügt. Die nähere Un- 
tersuchung zeigt nämlich, daß auf diese Weise, wenn die Zeit- 
verzüge klein genug gehalten werden können, grundsätzlich $ 
der gleiche Beitrag zur Leistungszahl des Netzes gewonnen 
wird wie beim Frequenzeinfluß auf der untersten Stufe. Mit 
einem einfachen Frequenz-I-Einfluß beim Dirigenzregler, also 
Vergrößerung des vorhandenen Frequenzeinflusses, wäre dies 
dagegen nicht zu erreichen. 


Für die Einführung eines zusätzlichen Frequenzeinflusses. x 
beim Dirigenzregler spricht, daß er bereits ein hochempfind- Be 
liches Frequenzmeßwerk hat, daß die Größe des Frequenzen - 
flusses leicht genau eingestellt und verändert werden kannund 
daß der Nebeneinfluß der Frequenz auf der unteren und den 
mittleren Stufen wegfällt. 


Gegen diese Lösung spricht, daß die Vorzüge des örtlichen 
Frequenzeinflusses verloren gehen, daß die frequenzhaltende 
Wirkung der Subsequenzregler durch die in ihnen und in der 
Übertragung entstehenden Zeitverzüge verschlechtert wird und 
daß sie bei Ausfall des Dirigenzreglers oder der Übertragung 
ganz verschwindet. 2 


2. Einheitliche oder örtlich beeinflußte 
Befehlsgebung 

Wie auf anderen Gebieten gilt auch bei der Netzregelung der 
Grundsatz, daß nicht zuviel von einer zentralen Stelle aus ange- 
ordnet, sondern den örtlichen Stellen ein gewisser Einfluß ge- 
lassen werden sollte, wie dies bereits an einigen Beispielen ge- 
zeigt wurde. Zwar ist auch ein System denkbar, bei dem durch 
Rückmeldungen die Zentrale soweit über die örtlichen Verhält- 
nisse unterrichtet wird, daß sie entsprechende Einzelbefehle ab- ; 
geben kann, doch wäre dies eine umständliche und auch sonst 
kaum voll befriedigende Lösung. 
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Die örtliche Beeinflussung der Befehlsgebung wird dann un- 
erläßlich, wenn einem Dirigenzregler Maschinensätze oder 
Kraftwerke verschiedener Art, z.B. mit Wasser- und Dampf- 
kraftantrieb, unterstellt sind und man infolgedessen kaum ohne 
Disponenzregler auskommen wird. Aber auch schon bei glei- 
chen oder ähnlichen Maschinensätzen wird man die Regelar- 
beit durch Partitoren örtlich nach Wunsch und Bedarf aufteilen 
‚wollen. Von Nachteil sind freilich bei der örtlichen Beeinflus- 
sung, abgesehen vom Kostenaufwand, die dutch die Zwischen- 
0... glieder (Disponenzregler und Partitoren) bedingten Zeitver- 
2 - züge und Fehlerquellen. 


‚Fi 


3. Zahlund Leistungsfähigkeit der Regelmaschinen- 
er usätze 


Ein wesentlicher Gesichtspunkt ist auch die Zahl und Lei- 
"stungsfähigkeit der dem Dirigenzregler unterstellten Regelma- 
schinensätze im Verhältnis zu denen mit reinen Primärreglern. 
- In den Netzen ist meist eine große Zahl kleiner und mittlerer 
- Maschinensätze mit reinen Praareblern vorhanden, deren 
“ Unterstellung unter den Dirtgenzregler der Kosten wegen von 
ER vornherein nicht in Betracht kommt, und von denen daher i im 
“folgenden nicht mehr gesprochen zu werden braucht, obwohl 
“ ihre frequenzhaltende Wirkung insgesamt auch ins Gewicht 
fallen kann. Bei den übrigen Malchincnsatren kann man einer 
mehr oder weniger großen Zahl die Primärregler belassen und 
‘die restlichen mit Primär-Subsequenz- oder mit Subsequenz- 
reglern ausrüsten. 


Für die Unterstellung aller Maschinensätze von Belang oder 
einer möglichst großen Zahl von ihnen unter den Dirigenzreg- 
, ler läßt sich anführen, daß die auf jeden entfallende Regelarbeit 
- umso kleiner und ihr mittlerer Wirkungsgrad umso besser wird, 
‚je größer ihre Zahl ist. 


Gegen eine möglichst große Zahl von unterstellten Maschi- 
. nensätzen sprechen die Kosten für die Fernsteuereinrichtungen 
- und gegebenenfalls den Umbau der Regler sowie die Rücksicht 
darauf, daß manchen Maschinensätzen wegen ihrer mangelnden 
 Regelfähigkeit eine größere Regelarbeit nicht zugemutet wer- 
“ den kann. Daß die Zahl der Maschinensätze mit reinen Subse- 
“ quenzreglern im Hinblick auf Störungsfälle nicht zu groß ge- 
macht werden sollte, folgt aus dem unter 1. Gesagten. 


SM Bwägung der angeführten Gründe und 
r Gegengründe 


“Unter durchschnittlichen Verhältnissen wird man sehr ah 

. scheinlich den Mittelweg einschlagen, einer größeren Anzahl 
"von Maschinensätzen, insbesondere denen mit kleiner und mitt- 
lerer Leistung und solchen mit beschränkter Regelfähigkeit 
ihre reinen Primärregler zu belassen und die übrigen zum Teil 

mit Primär-Subsequenzreglern, zum anderen Teil mit Subse- 
- quenzreglern auszurüsten. Auf die letzteren wird man zweck- 
,. mäßigerweise einen zusätzlichen Frequenzeinfluß von oben her 
0 (Kraftwerks- oder Lastverteilerebene) ausüben lassen. Das 
> gleiche wird sich unter Umständen auch bei den Primär-Subse- 

> quenzreglern empfehlen, zumal der zusätzliche Frequenzein- 
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J, 
‚seien es nun Disponenzregler od Partitoren, sollte, neh: le 


er 


k ur "v 
are Sana NER TSN Te ae 


et _ Elektrizitä ewiruch 


fluß sehr npähalich gemacht und außerdem mit einer Gang 
P-Regelung für den Störungsfall verbunden werden kann. 
Sofern der Kostenaufwand nicht zu groß wird, sollte man die 
Regler, gleichgültig, wie sie erwende: werden, am besten mit 
einem elektröhydraulischen Eingang versehen, der leichte Ein 
stellung allet maßgeblichen Größen und eine einwandfreie Füh. 


rung dürch die Sollstellgröße gewährleistet. ; Bi 


Bei vorhandenen Reglern üblicher Bauart mit Öffnungsbe i 
grenzung kann es ne zweckmäßig sein, die Sollstellgröße ( 
25a einen zusätzlichen Frequenzeinfluß unmittelbar die Öf- 
nungsbegrenzung verstellen zu lassen, zumal dadurch auch die 
etwa ee nachgiebige Rückführung überbrückt wird. 

Die Zahl der hintereinander geschalieten Z wischenglieder, 


\ 


\ 


diglich der Kosten, sondern auch der Zeitverzüge wegen, so N 
klein wie möglich Semächt werden. Disponenzregler werden | 
immer dann vorteilhaft oder sogar notwendig sein, wenn diel 

Regelmaschinensätze stark areese Eigenschaften haben. 


Zusammenfassung 


Da bei der Netzregelung der Erfolg mehr ER als bei ve 
anderen Regelaufgaben von der raschen und fehlerfreien Durch- 
führung der Regelvorschrift abhängt, wird die Einwirkung der 
Netzreseleinsichtungen auf die ihnen unterstellten Kraftmar 

| 
schinensätze über etwa notwendige Zwischenglieder zunächst | 
in allgemeiner Form und dann an Hand von Beispielen nähe 


untersucht. 


Die Netzregeleinrichtung gibtals „Dirigenzregler“ die Regeli | 
votschrift in Form eines Analog- oder Digitalwerts ab, und a 
diese „‚Leitstellgröße‘“ wird unmittelbar oder mittelbar als 
„SollstelleröBe* den Kraftmaschinenreglern zugeführt. Diese, 
haben ähnlich wie Folgeregler als "Snbe auener ler? die Auf 
gabe, jedem Wert der Sollstellgröße so schnell und genau wie 
möglich einen entsprechenden Wert ihrer Stellgröße zuzuord- 
nen. Sie können aber auch als „‚Primär-Subsequenzregler“, d.h, 
als vereinigte Primär- und Subsequenzregler ausgebildet wer- 
den. In beiden Fällen kann es zweckmäßig sein, eine zusätzliche, 
hochempfindliche Frequenz- und unter Umständen für den | 
Störungsfall zugleich Gangmeßeinrichtung auf die Regler, am | 
besten auf mehrere gemeinsam, wirken zu lassen. Die verschie 
denen, hier sich bietenden Möglichkeiten werden miteinander 
verglichen und Vorschläge für mittlere Verhältnisse gemacht. 
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"tetzberechnung 


jon H. Dommel, München*) 


\ Im folgenden werden die Formeln für die Größen des N,.- 
Stentialverfahrens [1], [2] abgeleitet, doch sind die Ergebnisse 
ııch in den Größen des im amerikanischen Schrifttum üblichen 
Der unit system“ angegeben. Für den Drehstromtransformator 
lird eine symmetrische Belastung angenommen, d.h., die 
rsatzschaltbilder sind die des Mitsystems beim Rechnen mit 
| mmetrischen Komponenten. 

ormelzeichen: 

| Nennleistung des Transformators (beim Dreiwicklungs- 
transformator: N,,, Na,, N}3) 

IE: Eisenverluste 

Bez Kupferverluste 


Spannung (bei Drehstrom Leiterspannung) 


Transformatorspannung (Nennspannung des Transforma- 
tors) 


Nennspannung des Netzes 


Potentialziffer 
L; Magnetisierungsstrom 
= Leerlaufstrom 
Nennstrom 
ie Leistungsstrom (auf U, bezogener Strom) 
'K Kurzschlußimpedanz 
Ohmscher Widerstand 
# Streureaktanz 
IE Hauptfeldreaktanz 
'T> A Vierpolimpedanzen 
r Gyr  Vierpolleitwerte 


Relativer Ohmscher Spannungsfall 
- Relative Streuspannung 


Relative Kurzschlußspannung 
N, "Wert (auf U, bezogener Leitwert) 
bezogener Leitwert bei Berücksichtigung von V,, und J_ 


Koeffizient der Knotenpunktsgleichungen (i-te Zeile und 


ik 

hr k-te Spalte der Koeffizientenmattix) 

} | 7 . . 
® Übersetzungsverhältnis des Transformators 
I; e,; Verhältniszahlen der Spannungen 


1. Die Ersatzschaltbilder des Zweiwicklungs-Transforma- 
I 
Irs 

In der Theorie der elektrischen Maschinen wird das Betriebs- 


erhalten des Transformators durch einen T-Vierpol entspre- 


BZ 


1: R  Xs X R % 


Bild 1. Ersatzschaltbild des 
Transformators aus der 
Theorie der elektrischen 

Maschinen 


| *) Dipl.-Ing. H. Dommel ist Forschungsassistent im Institut für 
"lektrische Anlagen und ee der Technischen 
Ülochschule München 

"\ber’einen Teil der Arbeit wurde eeimalis auf dem VDEW-Lehr- 
‚jangin Holzhausen am Ammersee am 11. April 1960 berichtet 
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die Darstellung des Transformators in der elektronischen a : 


Für den Transformator mit zwei Wicklungen wird zunächst gezeigt, wie sich die Glieder des in der Netz- 8% 

berechnung üblichen TT-Ersatzschaltbildes aus den im Prüffeld gemessenen Daten bestimmen lassen. Nach 

einer Erläuterung der Problemstellung, die sich bei einer Rechnung über mehrere Spannungsebenen 

ergibt, wird dann ein Ersatzschaltbild für den Zweiwicklungs-Transformator abgeleitet, das beliebiges 
Übersetzungsverhältnis zuläßt. Die Betrachtungen werden dann auf den Transformator mit drei Wick- Be 
{ lungen ausgedehnt; auf die Darstellung des Vierwicklungs-Transformators wird kurz hingewiesen. 
 Zahlenbeispiele sollen zum Verständnis der theoretischen Zusammenhänge beitragen. 
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chend Bild 1 beschrieben. Die sekundären Größen U; (Span- 
nung!), X, (Streureaktanz) und R, (Widerstand) sind dabei mit 
dem Übersetzungsverhältnis 


x 


u Hs & =: 


auf die Primärseite unıgerechnet: 
U =U:4; X3=X.a'W; Rz =R,-ü2 .Gl. OR 


Der Widerstand Rz. berücksichtigt die Eisenverluste N 2 
die Hauptfeldreaktanz X} den Magnetisierungsstrom J,. Der a 
Einfluß der Sättigung des Eisens wird vernachlässigt (Rr. und 
X, sind von der Sättigung abhängig). 


Gewöhnlich ist man in der Netzberechnung darauf angewie e 
sen, die Glieder des Ersatzschaltbildes aus den bei der a, 
des Transformators (Kurzschluß- und Leerlaufversuch) erhal- 
tenen Daten zu berechnen. Der Kurzschlußversuch gestattet 
zwar die Ermittlung der Kurzschlußimpedanz 


Ze = RıtjXo) + R2+jXo2 


die Aufteilung in die beiden Summanden für den T-Vierpol ist 
jedoch im llgememen nicht bekannt. Nimmt man nun an, daß 
für Feitangstrandformatoreh ungefähr 


\ 


GI: 3. 


Rı:R2:X ,4:X/2:Xp: Rre # 1:1:2:2: 1000:10000 GL oa 
gilt [3], so kann man die Größen des T-Vierpols nach Bild 2 A 
is. mit Gl. (4) symmetrisch wird, errechnen aus: 
8 EN er 
2 £ Rpe X r 2 


Die Werte Zx, Rp. und X, (bei Drehstromtransformatoren 
je Strang) lassen sich in bekannter Weise aus den bei der Prü- 
fung des Transformators gemessenen Daten ermitteln, wobei 
der Magnetisierungsstrom A angenähert durch den Leerlauf- S 
strom J. ersetzt werden kann?): RE 


Uran ; 
N: JolJa a 
‚CHE 


2 
Ufsafo i 


U 
2x Ute (a. Fi); Re — ind X, = 


N Vre 


Die Werte u, und u, können aus 


Veu 


RR ICH 
en Tanz 
= Vu mr 


Ur 


KEN. 


berechnet werden. Bei Drehstromtransformatoren ist in Gl.(6). 


für Ur,.g die Leiterspannung des Transformators einzusetzen. 2: 
i ar sr 

3 x 3 N IR 

UdaZzT Zt Ux Fe 

Bild 2. Symmetrischer T-Vierpol Ra 

In der Netzberechnung ist es zweckmäßiger, anstelle eines E% 


symmetrischen T-Vierpols nach Bild 2 einen symmetrischen 


1) Komplexe Größen sind mit einem Punkt versehen 


?) J, ist die Blindkomponente von Jo; die Wirkkomponente ist, 
aber klein gegen die Blindkomponente, so daß Jy. == Jo ist » 
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De a 4 IR rd ee A A | br, ,ı, Weg FRETERE 
ER EEE ST TERN EN ee en ER ie 
N Se a 7 Ken Sn wur $ ge 
> n Dar: [3 .'. Ä 4 


Elokrizätswirschaft 


außerdem noch die Werte 


B R U; 
NEN nn 
2 S Umrafo i 


2 Ä F 2 
) und Nsyko = No | Uni ) 
Ürsafok 


in die Rechnung einzuführen. 


*  Rechnet man im „‚per unit system“, so sind lediglich die N;,- 

‚Werte der Gl. (24) und (27) durch dieBasisleistung zu dividieren, 

‚ um die dimensionslosen Leitwerte y zu erhalten. Beim Rechnen 

“ mit physikalischen Größen muß in den Gl. (23), (25) und (27) 

nur Un = Un = 1 gesetzt werden; Gl. (24) und: (27) ergeben 
“dann die Leitwerte Y. 


: Die Dreieckschaltung aus N N und N, ist ein 

= Resonanzkteis, d.h., die Summe der Impedanzen ist stets Null, 
ww oder 

1 il 1 


See 


=) 


ö ..Gl. (28). 
INT ( 


ä Mit Gl. (28) ergibt sich eine gute Möglichkeit zur Kontrolle 
. beim Zahlenrechnen. 


vr Es sei darauf hingewiesen, daß entweder Nous oder Nyyz 
bei Berücksichtigung des Ohasschen Anteils der Kurzschlußim- 
_ pedanz im Realteil negativ wird, was einem negativen ohm- 
= schen Widerstand entsprechen ide, Rechnerisch führt dies 
jedoch zu keiner Schwierigkeit, da der Koeffizient G;; bzw. 
FR ‚Gin in den Neoyr bzw. N, einzig eingeht, insgesamt stets 
auch im Realteil positiv bleibt. Stinimt das 
 hältnis des Transformators mit dem der Nennspannungen über- 
SR ein, so wird NN. 50. 

> 0 Beispiel: Gegeben sei ein Drehstromtransformator mit 
"folgenden Dätens): 


N = 10 MVA; ü= 110/63 (Urs = 110 kV; Una = 


.83KkV); u = 10 vH; Veu = 84 kW; Vp = 23 kW und 
Jo = 2 v.H. Die Nennspannungen seien U, = 110 kV und 


er ‚Un = 60 kV. Aus Gl. (7) folgt: 
A ar ide 
FEAR 


und u, —= y100-—0,71-102 = 10: 102. 


Den Wert N,.;. erhält man dann mit Gl. (23) zu 


= a ON ga 3100 MVA 
FE (804 | 1072102 (110), 25, I U MIR. 


Mit dem aus Gl. (25) ermittelten Verhältnis t, 


63.1107», 


Er ken sich die Glieder des Ersatzschaltbildes nach Bild 9 aus 
> = ‚den GI. (24) ermitteln: 


= 8 j95,24 MVA 


1. N 
Nay = 0,4 —j4,76 MVA 
Na = — 0,38 + j4,53 MVA 
Fechenkontrolle: E + 2 -L ! — 
sw Nayp = Name 
ers 1 1 1 
BE 2..9005.04 0A ar OR 


% Vgeund J, werden berücksichtigt, indem man mit 
= Et | 
No 7 (0,023 — j 0,2) MVA 


= 4) Entnommen aus Hütte IV A, 28. Auflage. Ernst u. Sohn, Berlin 
1957, S. 426 


\ r e er; 
| 


die Werte + | 
N,vıo = 0,0115 — j0,1MVA und 
N; w20 = 0,0104 — j 0,091 MVA 


berechnet. 


m Be a 
Bild 9. Beispiel, N,„-Werte (in MVA) Se: | 


ae: 


Würde man Vcu, Vre und J. vernachlässigen, um | 
rechnen zu können — wie es bei Küfzechlaßhetechune all- 
gemein üblich ist —, so ergäben sich mit 23 


2 


N 


10 27110 
= 21027102 (dr 


die Werte Nawx, Nawy und Ns yz zu ee 3 | 


Nam = 95,24 MVar; Nauy = 4,76 MVar und 
Ne = 453 MVar.- 


y = 100MVar 0) 


x 


5. Ersatzschaltbild für Dreiwicklungs-Transformatoren mit 4 
beliebigem Übersetzungsverhältnis 42 4 i 
| 
| 
| 
| 


' Die Nennspannungen und die Transformatorspage 


nungen stimmen überein : a | 


Vernachlässigt man zunächst die Eisenverluste und den Ma- 
gnetisierungsstrom, so muß das Ersatzschaltbildeines Dreiwick- 
lungstransformators drei unabhängige Impedanzzweige, ent- | 
sprechend den drei meßbaren Kurzschlußspannungen (jeweils | 
zwischen zwei Wicklungen bei leerlaufender dritter Wicklung), | 
enthalten. Man bevorzugt meist die Sternschaltung gemäß 
Bild 10, doch kann grundsätzlich auch eine Dreieckschaltung 
angenommen erden Bei kurzgeschlossener Wicklung in 3 


Bild 10. Ersatzschaltbild des Dreiwicklungs-Transformators 
(Nennspannungen—= Transformatorspannungen), Vre und " 
vernachlässigt 


und leerlaufender Wicklung in 2 mißt man zwischen 1 Be 3 
die auf die Transformatorspannung bezogene Impedanz 


Üg13 1\ 1 
Nı3 "5 N Ns 
und analog dazu: —< - 
” ı Nı2 Newi ex N;w2 
ÜR 23 1 | i 
——— - GE @I] 
Na3 New2 5 New3 ( 4 


Aus den Gl. (29) erhält man die N, „-Werte des Eirssrischä| ) 
bildes nach Bild 10 (Nennspannungen und Transformator- | 
spannungen gleich) zu: 3 


1: 
!3ild 11. Berücksichtigung der ab- 
Öweichenden Übersetzungsverhält- 


Bild 12. 


©. nisse beim Dreiwicklungs- 
I. Transformator 
|ı 
| 1 1 iger „Dun UK 13 -32) 
Neyi 2. Nyas Ns. 4, Ns 
1 5 1 le UK 23 
j Naw2 ... 2.\ND Na .Na3 
1 1 (ürız , Ur2 = 
2 et ee ..Gl. (30). 
Near | Ni3- Na Nı2 > 


j 

| 

Die Eisenverluste Vre und der Leerlaufstrom J, können in 
©# Näherung durch ein zwischen Punkt 4 und dem Nullpunkt 
ugendes Rrötlement der Größe 


, N GL) 


N, y40 = Vre —j 


I. 
I 


Srücksichtigt werden. 


=) „Per-unit-Größen“ erhält man aus den N,,-Werten der Gl. 
jE4, 9) und (31) durch Division mit der Basisleistung (ergibt dimen- 
ohnslose Leitwerte y). 

N 
“ie Nennspannungen und die Transformatorspan- 
lungen stimmen nicht überein 


© Ähnlich wie beim Zweiwicklungstransformator kann man 
uch auch beim Dreiwicklungstransformator die Abweichungen 
Sir Nennspannungen von den Transformatorspannungen durch 
dachte Spartransformatoren zwischen 1—1’, 2—2’ und 3—3’ 
ch Bild 11 ausgeglichen denken. Die mathematische Ein- 
ziehung dieser gedachten Spartransformatoren in die Knoten- 
= ınktsgleichungen führt dann in Analogie zum Zweiwicklungs- 
Olınsformator auf ein Ersatzschaltbild nach Bild 12, in dem 
le Zweigimpedanz des Bildes 10 durch ein Resonanzdreieck 
rs Nova, Dr, und N,,, ersetzt wird. 


& Berechnet man die N,y-Werte Nyyi, Nsw2 und Nyy3 aus 
“= n Gleichungen (30) und führt die Verhältnisse 


| U U “r 
lo n1 n2 nd tz = 3 


I —, — 


"2G1; 42) 


I Urprafo1 Urrafo2 Urrafo 3 


on, so erhält man die Glieder des Ersatzschaltbildes nach Bild12 
Sr. beliebige Übersetzungsverhältnisse aus den Beziehungen 


, : e e 1 
Newixz = Nut Nowiy —= Nyix 6 F% ı) und 


| Nywi1z = Nous: (tı 


N ew2x; Naw2y und Noaw2z sowie Newar Nyw3y und Nyw3z sind 
“enfalls aus den Gl. (33) zu berechnen, indem man den In- 
x 1 durch 2 bzw. 3 ersetzt. 


FERN, GIB), 


Ersatzschaltbild des Drei- j : & ER 

wicklungs-Transformators mit belie- 

bigen Übersetzungsverhältnissen, Vr. 
und J, vernachlässigt 


Bild 13. Ersatzschaltbild des Vier- 
wicklungs-Transformators, Vp. und 57 
J. vernachlässigt 


Auch hier können die Eisenverluste Vpg. und der Leerlauf- _ 
strom J, in 1. Näherung durch ein zwischen Punkt 4und dem 5: 
Nullpunkt liegendes N. Blenient, dessen Wert aus Gl. 31) 
zu berechnen ist, berücksichtigt werden. 


6. Der Vierwicklungs-Transformator 


Bei Vernachlässigung von Vr. und J, muß das Ersatzschalt-_ 
bild eines Vierwicklungstransformators vier äußere Knoten- 
punkte und mindestens sechs unabhängige Impedanzzweige, 
entsprechend den sechs meßbaren Kurzschlußspannungen (je- 
weils zwischen zwei Wicklungen bei Leerlauf der beiden übrigen 
Wicklungen), aufweisen. Die von F. M. Starr [6] angegebene 
Ersatzschaltung des Bildes 13 enthält acht Impedanzen, von - 
denen aber nur sechs unabhängig sind. Die sechs Wertea,b,c, ° 
d, e und f können aus den Kurzschlußspannungen ermittelt. 
werden, indem man in Bild 13 jeweils einen der vier Punkte 
kurzgeschlossen und zwei weitere leerlaufend annimmt. Da der 
Vierwicklungstransformator nicht allgemein von Interesse ist, 
sollen die Beziehungen hier nicht abgeleitet werden. Es sei be- 
merkt,daß Bild13 beizunächstangenommenerÜbereinstimmung- 
der Transformatorspannungen mit den Nennspannungen gültig _ 
ist, doch kann auch hier ähnlich wie beim Dreiwicklungstrans- _ 
formator ein Ersatzschaltbild für beliebiges Übersetzungsver- 
hältnis entwickelt werden. = 


Es sei dem Verfasser gestattet, Prof. Dr.-Ing. H. Prönz, 
München, für das stete Interesse und die wertvollen Anregun- 
gen zu dieser Arbeit zu_ danken. Auch der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft, die im Rahmen eines EOESCHUR En 5 
die Arbeiten über elektronische Netzberechnung unterstützt, 
sei bestens gedankt. 


er 
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E: 
| | 
Fragen des Übernahmerechts in Gebietsversorgungsverträgen 


Von W. Stumpf, Koblenz*) 


In der Abhandlung wird die Zulässigkeit von Übernahmevereinbarungen in Gebietsversorgungsverträ- 
gen nach dem bürgerlichen Recht untersucht. Im Gegensatz zu Eiser-Riederer, der unter Hinweis ag 


| 
| 
j 


DK 347.44.011:621 E] 


} | 
I 


88 310, 311 BGB die Vereinbarung zivilrechtlich für nichtig hält und den Gebietsversorgungsvertrag da. 


her dem öffentlichen Recht zuordnet, kommt der Verfasser zum Ergebnis, daß Übernahmevereinbarungen. | 
nicht gegen die Vorschriften des BGB verstoßen. Hiervon ausgehend wird die Übernahmevereinbarung 


E 


I 
als kaufähnlicher Vertrag charakterisiert, die auch entsprechend kaufmännisch behandelt werden muß 
und beispielsweise Bestimmungen über Fälligkeit, Verzinsung und ähnliches enthalten sollte. ] 


I. 


Es ist üblich, daß sich Gebietskörperschaften (Gemeinden, 
Kreise) in Gebietsversorgungsverträgen!) mit den EVU unter 
bestimmten Voraussetzungen anstelle des durch $6 KAE?2) i.V. 
mit $ 13 A/KAE?) und Abschnitt 60 D/KAE%) abgeschafften 
Heimfallrechts®) ein sogenanntes Übernahmerecht vorbehalten. 
Über die Ausgestaltung und den Umfang dieses Rechts wird 
meist zäh und langwierig verhandelt, und zwar mit dem nicht 
seltenen Ergebnis mehrdeutiger Vereinbarungen, die eine un- 
terschiedliche Auslegung zulassen. Man kann jedoch als sicher 
unterstellen, daß unklare Formulierungen von keiner Seite be- 
wußt in den Vertrag eingebaut werden. Bestrebungen dieser 
Art wird man bei den Parteien eines derartigen Versorgungsver- 
trages schon deshalb verneinen müssen, weil meist Personen 
gleichwertiger Sachkenntnis miteinander verhandeln®), die bei 
der Langjährigkeit des abzuschließenden Vertrages wegen des 
gegenseitigen Abhängigkeitsverhältnisses vom Gedanken einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit getragen sein werden. Die- 
ser Hinweis scheint erforderlich, weil sich in der gerichtlichen 
und sonstigen juristischen Praxis immer wieder zeigt, daß der 


- in einer Materie bewanderte Partner bei Vertragsabschlüssen 
" versucht, die Dinge dort klar und eindeutig zu formulieren, wo 


die eigene Position stark erscheint, und verschwommene oder 


 mehrdeutige Vereinbarungen in den Fällen wählt, in denen er 


die zu regelnden Tatbestände als für ihn ungünstig betrachtet 
und daher am liebsten überhaupt nicht ansprechen würde, um 
sich im Streitfall auf die zweckmäßigste Auslegungsmöglich- 
keit zu berufen. Trotzdem entbrennt auch zwischen den Par- 


‚ teieneines Gebietsversorgungsvertrages „wegen der häufig recht 


1) Über die unzutreffende, aber eingebürgerte Bezeichnung Kon- 


 zessionsvertrag vgl. u.a. K. Ballerstedtin BB 1959, S. 125 ff. (126); 


H. Müller-Engelhardt in Elektrizitätswirtschaft Bd. 49 (1950), 
S. 198, und H. Fischerhofin DÖV 1957, S. 305 ff. (308). Der Anre- 
gung Fischerhofs folgend wird anstelle des Begriffs „Konzessions- 
vertrag‘ die Formulierung ‚‚Gebietsversorgungsvertrag““ verwendet; 
siehe hierzu auch $ 103 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen, in dem von Verträgen der Versorgungsunternehmen 


- mit Gebietskörperschaften gesprochen wird. Wenn der Gesetzgeber 


sich rechtlich klarer ausdrückt, sollte sich das Schrifttum ebenfalls 


darum bemühen und Versäumtes nachholen 


2) Anordnung über die Zulässigkeit von Konzessionsabgaben der 
Unternehmen und Betriebe zur Versorgung mit Elektrizität, Gas und 
Wasser an Gemeinden und Gemeindeverbände vom 4. März 1941 
(RAnz. 1941 Nr. 57) i. d. F. des Gesetzes vom 24. Dezember 1956 
(BGBl. IS. 1076) 

3) Anordnung über die Zulässigkeit von Konzessionsabgaben der 
Unternehmen und Betriebe zur Versorgung mit Elektrizität, Gas und 
Wasser an Gemeinden und Gemeindeverbände vom 27. Februar 1943 
(RAnz. 1943 Nr. 75) 

4) Dutchführungsbestimmungen zur Konzessionsabgabenordnung 
und zu ihrer Ausführungsanordnung vom 27. Februar 1943 (MittBIRf- 


 Pr1943 $. 228) 


5) D. h. die unentgeltliche oder verbilligte Übernahme der Versor- 


gungsanlagen dutch die Gebietskörperschaft 


6) Vgl. hierzu bereits den sog. Beratungserlaß des RMdI vom 15. 


- August 1935 sowie die diesbezüglichen Richtlinien und Hinweise in 


den verschiedenen Ländeterlassen bei Eiser-Riederer, Kommentar 
zum Energiewirtschaftsrecht, 2. Aufl. 1958, Teil VIII, Anm. B 1 bis 7, 
S. 144 ft. 

*) Assessor Dr. jur. W. Stumpf i. Hs. Koblenzer Blektrizitäts- 
werk und Verkehrs-Aktiengesellschaft, Koblenz 


4 
mehrdeutigen Vereinbarungen in diesen Punkten?) oft Sc, 
der bei Unesehlihlen einer gütlichen Einigung unter Einhc > 
Er von umfangreichen Sachverständigengutachten vor des 

. Gerichten auszutragen ist‘“2). 4 


j 

Die Gründe hierfür sind verschiedener Art. Das Erwerbs 
recht der Gebietskörperschaft soll daher zunächst in seiner ju- 
ristischen Bedeutung untersucht werden, um von der so Be | 
denen Ausgangsposition die dann noch vorhandenen De | 
heiten zu prüfen. Dieser Weg erscheint auch vor allem deshalb 
notwendig, weil Fiser-Riederer gerade wegen des Übernahmil | 
rechts unter Hinweis auf $ 310 BGB den privatrechtlichen Ch 
rakter des Gebietsversorgungsvertrages verneinen?). 


I. 


1 I 

5 

1. Es ist zwar nicht völlig unbestritten, aber im Scheel 

und in der Rechtsprechung durchaus herrschende Meinung, daß 

der Gebietsversorgungsvertrag nicht öffentlich-rechtlicher, 

sondern privatrechtlicher Natur ist und hier wiederum als Ver- 
trag besonderer Art (sui generis) betrachtet werden muß!ß), 
Tatsächlich enthält oder kann ein Gebietsversorgungsvertrag 
derart viele unterschiedliche Vereinbarungen enthalten, daß es 
unmöglich ist, ihn in einen einzigen der bekannten Vertrags- 
typen hineinzuptessen. Regelungen über die Ausschließlichkeit 
der Grundstücks- und Wegebenutzung, Bestimmungen bezüg- 
lich Durchführung und Beseitigung von Straßenaufbrüchen bei 
Kabel- oder Rohrverlegungen, Mitwirkungsrechte bei der Fest- 
setzung von Tarifen, Abmachungen über die Zahlung von Kon- 
zessionsabgaben, Vorschriften hinsichtlich des Übernahmerechts 
und sonstige wirtschaftliche Verhältnisse, die der Vertrag zwi- 
schen dem EVU und der Gebietskörperschaft ordnen soll, las- 
sen sich einfach nicht wegen der Verschiedenartigkeit der darin 
enthaltenen Rechtselemente in einem einzigen Vertragstyp, et- 

wa einem Mietvertrag oder Pachtvertrag, unterbringen. , 


Damit ist jedoch nicht gesagt, daß der Gebietsversorgungs- 
vertrag keiner anderen als nur seiner eigenen vertraglichen Re- 
gelung unterworfen ist. Selbstverständlich darf er genau so we- 
nig wie andere Verträge gegen zwingende gesetzliche V orschtit- 
ten verstoßen. Es müssen sowohl Bestimmungen des Handels- 
gesetzbuches (HGB), des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) als 
auch beispielsweise Vorschriften des Gesetzes über die Aktien- 
gesellschaften (AktGes) oder über die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung (GmbHGes) berücksichtigt werden, wenn 
entsprechende Tatbestände behandelt werden sollen. Da es sich 
um einen Vertrag handelt, sind außerdem die Vorschriften des 
allgemeinen Teils des Schuldrechts anzuwenden. Schließlich | 
bestehen auch keine Bedenken, auf den einen oder anderen Tat- 
bestand des Gebietsversorgüngsvertraßes Vorschriften be 
stimmter Schuldverhältnisse anzuwenden, wie ja die Bezeich- 
nung „Konzessionsvertrag‘“ ohnehin nur als unglücklich ge- | 
wählter Oberbegriff des Konglomerats aller im Vertrag.getrofte-| 
nen Vereinbarungen zu werten ist. 


?) Endschaftsbestimmungen und Übernahmerecht 
®) Eiser-Riederer, TeilIII, S. 232 
9) Eiser-Riedeter, Teil V, S.37f. 


10) Vgl. insbesondere H. Fischerhof in DÖV 1957, S. 305 mit] 
zahlreichen Yerwaspnget 


FRE 
Er. : ein > z P 


a 


Unter Berifung auf Bertram‘) vertreten Ziser-Riederer!?) 
‚(doch hinsichtlich dee in einem Gebietsversorgungsvertrag gc- 
‚ofienen Vereinbarungen für das Übernahmerecht folgende 
leinung: 


DIR u a 


Bd 


| „Es ist unmöglich, mit zivilistischen Begriffen des Erwerbs- 
schts Herr zu werden, handelt es sich doch um einen Vertrag, 
\er jedenfalls nicht allein das gegenwärtige, sondern noch mehr 
as zukünftige Vermögen zum Gegenstand hat. Hätte er selbst 
een. des gegenwärtigen Vermögens die ...Form des $ 311 

GB"?), würde doch hinsichtlich des Kürktigen Vermögens die 
Fichtigkeit aus $ 310 BGB!*) durch keine Dialektik zu beseiti- 
en sein,“ 


3 EDiese von Eiser-Riederer vor allem aus $ 310 BGB für die Gc- 
„etsversorgungsv erträge der EVU gezogene Konsequenz der 
Tentlich-rechtlichen Natur erscheint bei näherer Prüfung nicht 
! Eher. Berücksichtigt man Sinn und Zweck der Übehme 
sreinbarungen, die Anzahl der versorgten Gemeinden und 
amit gleichzeitig die Anzahl der abgeschlossenen Verträge so- 
ie die verschiedenen Organisationsformen eines EVU, ah 
vellt sich auch ohne die befürchtete Dialektik heraus, daß die 
gelung des $ 310 BGB höchstens in besonders Selagertän 
usnahmefällen zutreffen könnte. Aber selbst in diesen Fällen 
ürde die Nichtigkeit gerade das Gegenteil dessen erreichen, 
as $ 310 ausweislich seiner Motive beabsichtigt. 


—t 


In 


| „Die Vorschrift soll gem. Mot. II 186 sozialpolitischen Zwek- 
Jen dienen und verhindern, daß sich jemand zu Gunsten eines 
deren seiner Erwerbsfähigkeit begibt und damit allen An- 
N ieb zum Erwerb verliert. Sie schützt gegen eine zu weitge- 
E ende Beschränkung der wirtschaftlichen und damit auch der 
ersönlichen Freiheit‘‘'>). 
4 & Hierbei muß zunächst erwähnt werden, daß ein EVU we- 
en des Wegemonopols der Gemeinden ohne Einräumung.des 
bernahmerechts im allgemeinen überhaupt nicht zu. einem Ver- 
rgungsvertrag mit der Gemeinde kommen wird, so daß be- 
>its die Entfaltung einer Erwerbstätigkeit auf Schwierigkei- 
‚n stoßen würde. Wichtiger erscheint jedoch der Umstand, daß 
Surch die Kopplung zwischen der Beendigung des Gebietsver- 
uprgungsvertrages und des darin enthaltenen Wegebenutzungs- 
"schts einerseits sowie des Übernahmerechts andererseits eine 
Unge- eintritt, die besser durch die Bezeichnung Übernahme- 
i licht gekennzeichnet wird. Entscheidet sich nämlich eine 
is emeinde in dieser Lage für die Versorgung durch ein anderes 
Hl VU oder geht sie zu einem A- Vertrag!) über, kann das EVU 


Me um "mm 


u 


e vorhandenen Anlagen nicht mehr in der bisherigen Form 
Jetreiben. Diese Folge:tritt völlig unabhängig davon ein, ob der 
. emeinde ein Übernahmerecht zusteht oder nicht. Sowohl für 

as EVU als auch für die Gebietskörperschaft würde die Frage 
zu: 
hie 


Jaftauchen, was mit den Anlagen, die sich"nunmehr ohne 
chtsgrund auf den Skcntlicheh. Gtündstücken der Gemeinde 
nden, geschehen soll. Man wird wohl niemanden finden, der 

5 volkswirtschaftlich für vertretbar halten würde, mit großem 

BE asvand betriebsbereite Anlagen zu beseitigen; Kabel 

M ıszugraben, Transformatorenstationen zu dementieren oder 


1) Die Natur des Erwerbsrechts der öffentlichen Körperschaft 
j sgenüber dem beliehenen Unternehmen“ in VerwArch., 38, Bd. 33/ 


Mi % Eisen Riederer, Teil V,S.37a 


(el = „Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, sein ge- 
ö enwärtiges Vermögen oder einen Bruchteil seines gegenwärtigen 
(ermögens zu übertragen oder mit einem Nießbrauche zu belasten, 
\ edarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung.“ 

ei =) „Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, sein 
ünftigesVermögen oder einen Bruchteil seines künftigen Vermögens 
"Jaübertragen oder mit einem Nießbrauche zu belasten, ist nichtig.“ 

| 33) Soergel-Siebert, Kommentar zum BGB, 9. Aufl. 1959, $310, 
IR ‚nm. 1, vgl. auch Reichsgerichtsräte-Kommentar zum BGB, w. 
Aufl. 1953, 'Anm. zu $ 310 

| 18) Über den Inhalt der Vertragsformen A u. B bzw. C vgl. Eiser- 
) 

| 


!\\iederer, Teil VIII, Anm. 1d, S. 3 ff. Für die Behandlung des Über- 
fl ahmerechts ist die Unterscheidung A-Vertrag (Erzeuger- oder Ver- 
= silerunternehmen liefert an Gebietskörperschaft, die „bis zur letzten 
lampe“ weiterverteilt) und B-Vertrag (Gebietskörperschaft überläßt 
I ‚VU ‚Verteilung bis zur letzten Lampe“) ausreichend 
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Freileitungen abzubauen, die bei einigen Materialien teilweise 
bis zum Schrottwert absinken, um anschließend gleiche Anla- _ 
gen mit ähnlich hohen Aufwendungen durch einen anderen » 
wieder herstellen zu lassen. : 


Sowohl das EVU als auch die Gebietskörperschaft können 
hieran nicht interessiert sein, zumal die Gemeinde die Versor- 
gung mit den Anlagen ja gerade selbst betreiben ‚will. In der er 
Praxis hat sich daher die für beide Teile vernünftigste Lösung 
immer mehr,durchgesetzt, daß die Gemeinden im Falle der- 
Kündigung des Vertrages die Anlagen — ausschließlich Durch- 
gangsleitungen, für die Sonderregelungen getroffen werden — 
zu einem bestimmten 'T’axwert entweder selbst übernehmen 
oderan das die künftige Versorgung durchführende EV U über- - 
gehen lassen. Ohne diese Vereinbarung könnte tatsächlich die _ 
in den Motiven zu $ 310 BGB!?) zum Ausdruck gekommene, 
Befürchtung möglich werden und das EVU — wenigstens zeit- 
lich begrenzt — „allen Antrieb zum Erwerb verlieren‘ . Dage- 
een bleibt bei einer Übernahmevereinbarung das Nermößch des 
EVU erhalten und kann weiterhin zur Ausübung einer Er- 
werbstätigkeit dienen. Daß man die Regelung dieser Fragen 
nicht einer ungewissen Zukunft überläßt, sondern gleichzeitig 
mit sämtlichen anderen Vereinbarungen über Beginn, Dauer, _ 
Durchführung und Beendigung des Vertrages festlegt, -er-- 
scheint fast each. Die hierfür in den Verträgen ver-,. 
wendeten Formulierungen weichen zwar zum Teil sone = 
ab, sollen im Bra hi: aber lediglich die wirtschaftlich nach- 
teiligen Folgen abwenden, die sonst durch das weggefallene - 
Wegebenutzungsrecht eintreten könnten. Diese Konsequenz . 
ergibt sich aus der besonderen Struktur der Energiewirtschaft = 
und ihrer Abhängigkeit vom Wegemonopol der Gebietskör eu 
perschaften, die in.dieser Form vom Gesetzgeber des BGB noch 
nicht vorausgesehen werden konnte. ee Vereinbarun- . 
gen stehen daher völlig i im Einklang mitdemSinnundZweck 
des $ 310 BGB, wie er sich aus den Motiven hierzu ergibt. # 


4. Trotzdem läßt sich nicht leugnen, daß ein im Gebietsver- 
sorgungsvertrag enthaltenes Übernahmerecht der Gemeinde" 
auf den ersten Blick mit dem Wortlaut des $310BGBun- 
vereinbar erscheint und nichtig sein müßte. Das von H. Fischer- a 
hof gegen die Anwendbarkeit des $ 310 BGB herangezogene 
Argument der Rechtsprechung über Sondervermögen!%) läßt 
sich allerdings für die Energiewirtschaft nur wenig verwerten. _ 
Zutreffend ist zwar die Feststellung, daß ‚$ 310 BGB weder der‘ 
Verpflichtung zur Übertragung einzelner bestimmter Vermö- ' 
gensstücke, noch von Sondervermögen (Unternehmen) im 
Wege steht‘‘1%). Es wird aber überschen, daß das Unternehmen 
bzw. Geschäftsvermögen auch Eechler ein Sondervermögen 
sein muß?°). Dieser Begriff, der im BGB nicht erwähnt wird anne 
über den es keine gemeinsamen Vorschriften gibt, verkörpert 
„eine Vermögensmasse, die von dem übrigen Vermögen da- .- 
durch abgehoben ist, daß sie durch besondere gesetzliche 
Bestimmungen in rechtlicher Hinsicht anders behandelt 
wird als das übrige Vermögen“ *t). Das ist beispielsweise der. \ 
Fallbeim Erleikorinißtermeben im Gegensatzzum Gesamtver- 
mögen oder bezüglich des Gesamtgutes und Sondergutes bei 
der Gütergemeinschaft. Selbstyetstnndlich kann REIS das Ge; 
schäftsvermögen, im Verhältnis zum sonstigen Privatvermögen SE 
ein Sönderverrhögen darstellen, aber nicht bei einer juristischen‘ 
Person??), Für diese ist ihr Geschäftsvermögen schon deshalb 
kein Sondervermögen, weil sie anderes Vermögen nicht besitzt. 
Die Verpflichtung. einer Aktiengesellschaft, Geelleish mit. 
beschränkter Haftung oder eingetragenen Genossenschaft — 
um die wichtigsten Organisationsformen der EVU im Hinblick 
auf die Anzahl der versorgten Gemeinden zu nennen — zur 


1?) Vgl. unter Ziff, II, 2 
18) DÖV 1957, $. 310, Fußnote 41 


19) Vgl. auch RGRK, Anm. zu $ 310 u. $ 311, Anm, 1; Barhais 
Hand-Kommentar zum "Bürgerlichen Gesetzbuch 1952, $ 310, A 
3; RGZ Bd. 69, S. 283 


2%) So auch Stern in Archiv des öffentl. Rechts 84. Bd. 1959, 2% ET 
Heft 3, S..309 RL 
21) Soergel-Siebert, Vorbemerkung 10 zu $ % j En 


22) Vgl. RGZ.Bd. 69,.S. 283; Bd! 76, S.1; Bd. 124557294: Bd.157, 
S. 348 
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Übertragung ihres künftigen Vermögens ist daher nach $ 310 
BGB nichtig® 3), Mit dem Institut des Sondervermögens läßt 
sich die von Eiser-Riederer behauptete Nichtigkeit der ÜbLral 
merechte folglich nicht beseitigen. 


er ’ 


0005, Zulässig ist dagegen ein Vertrag, durch den sich jemand 
ER verpflichtet, seine einzelnen aufgeführten Vermögensbestände 
nr a veräußern ?*), Ebenso schadet es nichts, wenn die einzelnen 
| Vermögensgegenstände unter einem Sammelnamen zusammen- 
gefaßt sind?®). Als Sammelname bzw. Sachgesamtheit?®) ver- 
steht man eine Mehrheit selbständiger Sachen, die wegen ihres 
gemeinsamen Zweckes zu einer wirtschaftlichen Einheit 
verbunden sind und in der Regel im Verkehr mit einem ein- 
heitlichen Namen belegt werden?”). Vom Sondervermögen 
. (einer Rechtsgesamtheit) unterscheidet sich die Sachgesamtheit 
vor allem dadurch, daß bei ihr nicht die rechtliche Einheit son- 
dern die wirtschaftliche Einheit im Vordergrund steht. Für die 
 Sachgesamtheit werden daher auch vom übrigen Vermögen ge- 
 sonderte gesetzliche Bestimmungen nicht angewendet. Ge- 
_  meinsam ist beiden Instituten jedoch, daß sie Gegenstand eines 
einheitlichen schuldrechtlichen Geschäfts sein können??). 


Diese für die Sachgesamtheit geforderten gesetzlichen Vor- 
aussetzungen werden von den Übernahmevereinbarungen der 
- Gebietsversorgungsverträge in aller Regel erfüllt?°). Wenn es 
>. beispielsweise heißt: 

'„Kündigt die Gemeinde, so ist sie auf Verlangen des EVU 

verpflichtet, mit Ablauf des Vertrages das innerhalb des Kon- 

zessionsgebietes dann vorhandene Niederspannungsnetz des 
. EVU mit allen Hausanschlüssen, Zählern und Zubehöran- 
lagen sowie alle diejenigen Ortsnetzstationen, welche aus- 
schließlich der Versorgung des Konzessionsgebietes dienen, 
käuflich zu erwerben“, 
dann sind die zu erweibenden Sachen nach Art, Umfang und 
5: ee hinreichend genau gekennzeichnet. Die 
Vereinbarung verstößt nicht gegen die zu $ 310 BGB ent- 
0 wickelte Rechtsprechung. Das gleiche gilt, wenn anstatt der 
= . gruppenweisen Aufzählung schlechthin von den „in der Ge- 
. ...  meinde errichteten Energie- bzw. Versorgungsanlagen‘“ ge- 
° sprochen wird. Daß es sich hierbei entweder um sche 
Anlagen oder Gasanlagen oder auch um beide handelt, ergibt 
"sich aus dem Vertrag. Der.mögliche Einwand, ein Laie würde 
‚diesen Sammelnamen nicht verwenden, ist unerheblich. Ob 
: ee Bezeichnung im Verkehr üblich ist, richtet sich nach der 
Ber. herrschenden tatsächlichen Übung der beteiligten Kreise®®). 
= = Darüber hinaus wird der Begriff „Energieanlagen“ auch in der 
. Gesetzesterminologie erde Daß eine wirtschaftliche 
Einheit vorliegt, wird im übrigen durch die Zahl einzelner Ge- 
 meinden bewiesen, die sich von einem anderen EVU auf Grund 
eines A-Vertrages versorgen lassen. Gerade die Tatsache, daß 
- sich die Gebietskörperschaften bei Abschluß eines Versorgungs- 
 vertrages das Übernahmerecht der für die Gemeinde errichteten 
Anlage vorbehalten, erklärt sich ja aus dem Willen, die wirt- 
schaftliche Einheit dieser Anlagen später möglicherweise ein- 
Y, mal selbst zu nutzen. 


28) Vgl. jedoch die Sonderregelung bei Verschmelzung von Ka- 
. pitalgesellschaften untereinander in den $$ 235 bis 252 AktGes, die 
‚ Fälle der Vermögensübertragung nach $$ 253 bis 255 AktGes "und 

die Umwandlung von Kapitalgesellschaften in Personalgesellschaf- 
= ten nach dem Gesetz vom 12. November 1956 (BGBl. I, 844) 


En 24) Vgl. BGH vom 19. Juni 1957 in NJW 1957, S, 1514 zu $ 311 
BGB und RGRK Anm. zu $ 310 


N y eH) Soergel-Siebert, 6 310, Anm. 1; Erman $ 310, Anm. 3 
26) Auch als Sachinbegriff bezeichnet 


2?) Palandt, Kurz-Kommentar zum BGB, 14. Aufl. 1955, Ein- 
führung vor $ 90, Anm. 3e; Soergel-Siebert, Vorbem. 5 vor $ 90 


. 28) Zur Übertragung selbst ist dagegen die Verfügung über die 
einzelnen Vermögensgegenstände nach den jeweils für sie geltenden 

5 Regeln erforderlich — Grundstücke: $$ 873, 925; bewegliche Sachen: 
2.0..88929 f.; Forderungen: $$ 398 ft. 


2...) Zutreffend Stern a.a. O., S. 307 
ß 30) Palandt, $ 157, Anm. 3 
31) Vgl. z.B. $ 2 Abs. 1 EnergGes 
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‘ vorwiegend um Eigenbetriebe oder Bigengesellschaften, w 


« Au 

Voraussetzung für die Gültigkeit des schuldrechtlichen Ver- 
trages über die Sachgesamtheit „„Gemeinde-Versorgungsan 
gen‘ ist indessen, daß die von den einzelnen Gebietskörp 
schaften erwerbbaren Sachen nicht das gesamte Vermögen 
EVU ausmachen. Insoweit ist die Rechtslage zumindest für 
ristische Personen ähnlich wie bei der Rechtsgesamtheit des 
Sondervermögens®?). Diese Situation könnte jedoch nur dann 
eintreten, wenn das EVU eine einzige Gemeinde versorgt, der 
auf Grund des mit ihr abgeschlossenen Vertrages das Erwerbs. 
recht zusteht, oder ein Gemeindeverband versorgt wird, dess 
einzelne Gemeinden damit einverstanden sind, daß lediglich 
Verband das Übernahmerecht ausüben darf. 


Die Ausnahme kleinerer, unbedeutender Gegenstände ist für 
die Anwendung der $$ 310/311 BGB allerdings ohne Bedeu- 
tung??). Was als unbedeutender Vermögensgegenstand gilt, 
richtet sich nach dessen Wert im Verhältnis zum gesamten Ak- 
tivvermögen°®). Um Vermögensgegenstände von untergeord 
neter Bedeutung wird es sich nicht handeln, wenn dasEVU noch 
stromerzeugende Anlagen besitzt, die nicht miterworben 
den, oder das Verhältnis des Umlaufvermögens einschlie 
des restlichen Anlagevermögens®®) zu den in der Übernah 
vereinbarung erfaßten Sachen nicht als unbedeutend bezeichn 
werden kann. Auch wenn ein EVU beispielsweise 100 Gemein- 
den versorgt und in jedem der 100 Versorgungsverträge je 
weils ein Übernahmerecht vereinbart ist, führt dies nicht zur 
Anwendung der $$ 310/311 BGB. Es handelt sich hierbei um ' 
voneinander unabhängige Verträge mit verschiedenen Ver 
tragspartnern, die auch in der Summierung nicht als eine Ein 
heit betrachtet werden können, zumal der Umfang und die Zeit er) 
punkte der Übernahmereche häufig unterschiedlich geregelt | 
sind. Anders wäre die Lage nur dann, wenn ein einheitlicher 
Vertrag lediglich äußerlich in fachrete Urkunden getrennt t 
wird, um auf diese Weise das gesamte Vermögen an den Ver 
tragspartner zu übertragen. 


6. Bei der Behandlung des gesamten Problemkreises darf 
schließlich auch nicht die Organisationsform des EVU über- 
sehen werden. Dort, wo die Frage Sachgesamtheit gleich Quas y 
Gesamtvermögen überhaupt akut werden kann, handelt es sich 


regelmäßig nur eine einzige Gemeinde versorgt wird. Das si 
aber gerade die Fälle, in denen eine Nichtigkeit der Übernahme- 
vereinbarungen überhaupt keine praktischen Auswirkungen 
hat, — bei Eigenbetrieben einfach deshalb nicht, weil die Vet- 
sorgungsanlagen ohnehin der Gebietskörperschaft gehören u 
der Eigenbetrieb keine eigene Rechtspersönlichkeit besitzt, u 
derartige Verträge abschließen zu können, während bei dı 
Eigengesellschaften die Frage aus anderen Gründen nicht a 
taucht. Hier ist zwar die Gesellschaft Eigentümerin der An 
gen, sie schließt auch regelmäßig einen Versorgungsvertrag 
der Gemeinde ab; diese ist aber ihrerseits wieder alleinige A 
tionärin oder Gesellschafterin, weil sich sämtliche Aktien bzw. 
Geschäftsanteile in ihrer Hand befinden. Die Gemeinde ‚, 
sitzt‘“ also bereits die Vermögensanlagen durch ihr in priv 
rechtlicher Form betriebenes EVU. Werden schließlich m 
rere Gemeinden auf Grund gesonderter Verträge von ein 
EVU versorgt, wie etwa bei den regionalen Unternehmen, da 
stellt die einzelne Sachgesamtheit „Gemeinde-Versorgungsa 
lage“ kein Vermögen dar, demgegenüber das übrige Vermöget 
nur noch von Inter&eordheter Bedeutung ist. 


Versorgt dagegen ein EVU in Form einer Kapitalgesellschaft ft 
eine einzige Gemeinde — kann also die Frage Sachgesamthe e| 
Versorgungsanlagen gleich Quasi-Gesamtvermögen auftau- | 
chen —, sind außerdem noch die Sondervorschriften i ins$ 2334 f. | 


82) Vgl. die in Fußnote 22 angeführten Enke des Reichs 
gerichts E 


»2) RGZ Bd. 124, S. 294; Bd. 137, S. 348 


4) Als Vermögen i. S. der $$ 310, 311 BGB wird nur die € 
samtheit des Aktivvermögens ohne Einbeziehung der Passiven vı 
standen. a RGRK $ 311, Anm. 1; Palandt, $ 310, Ss 2; 
RGZ Bd. 82, S. 277 


35) Z, B. Patente, Lizenzen, Beteiligungen, andere Wertpapiere « 
Anlagevermögens oder Fahrzeuge und Werkzeuge, die nicht üb 
nommen werden sollen 


| ng ist jedoch sachlich nicht richtig und findet in den entschä- 
\ligungsrechtlichen Vorschriften keine Stütze. 


To In einer auch vom BGH in dem eingangs erwähnten Urteil 
itierten Abhandlung hat Nordalm“4) sich ebenfalls mit dem so- 
enannten Rechtsverlust beschäftigt, der dem Eigentümer eines 
ut einer Starkstromleitung überspannten, landwirtschaftlich 
yutzten Grundstücks entsteht. Im Anschluß an den Versuch, 
iesen Rechtsverlust methodisch zu begründen, gipfeln die Aus- 
f ihrungen von Nordalm in der stellung, der sogenannte 


‚Öher in der Enteignung betroffen werde. Nordalm räumt aus- 
rücklich ein, „daß in der Regel durch die Überspannung der 
“ndwirtschaftliche Ertrag nicht leidet. Ebensowenig dürfte die 
jeleihungsfähigkeit gemindert sein, obwohl dies von landwirt- 
-haftlicher Seite angezweifelt wird.“ Das Problem des Scha- 
'ens- und Wertausgleiches liege jedoch auf einer ganz anderen 
bene, was bisher von den Gerichten und Sachversäindigen 
f. !erkannt worden sei. Eh 2 


| Ei enn Nordalin zur methodischen Begründung des den Eigen- 
\ämer treffenden sogenannten Rechtsverlustes auf $ 905 BGB 
Ä ‚erweist, so ist ihm entgegenzuhalten, daß der Eigentümer 
iejenigen Einwirkungen auf sein Grundstück nicht werhiädern 
Hann, die in solcher Höhe vorgenommen werden, daß eran.der 
Üusschließung kein Interesse Pat Nach den geltenden techni- 
chen Beinahe beträgt der Mindestabstand der Strom- 
| dsitungen vom Erdboden 6 m. In der Praxis wird sogar ein noch 
| rößerer Abstand zwischen dem am tiefsten durchhängenden 
eil der Leitung und der Erde eingehalten. Es ist kaum ein Fall 
die nkbar, in ei die Überspannung eines landwirtschaftlich ge- 
‚Autzten Grundstücks in solcher Höhe eine Belästigung oder 
Behinderung für den Betroffenen darstellen würde. Auch die 
4 echtsprechung hat anerkannt, daß der Eigentümer bei Leitun- 
en in solcher Höhe im freien Gelände in der Regel kein Inter- 

| \sse an der Ausschließung der Einwirkung haben kann"®). 
Wenn aber der Betroffene gesetzlich verpflichtet ist, die Strom- 
ai eitung über seinem landwirtschaftlich genutzten Grundstück 
Intschädigungslos zu dulden, erleidet er dadurch auch keinen 
R chtsverlust. Damit erweist sich schon der Ausgangspunkt 

ler Ausführungen von Nordalm als nicht richtig. 


| Aber selbst wenn einmal unterstellt wird, durch die Über- 

pannung eines landwirtschaftlich genutzten Grundstücks wer- 
iR le der Eigentümer im Einzelfall einmal behindert oder belästigt, 
| 1 kann er für diesen angeblichen Rechtsverlust, den er nach 
Vordalm erleidet, auch aus einem anderen Grunde keine Ent- 
hädigung verlangen. Ein Betroffener kann an derselben Sache 
urch denselben Eingriff in der gleichen Zielrichtung und im 
zleichen Umfang neben der wirschaftlichen Schädigung nicht 
hoch einen sogenannten Rechtsverlust erleiden. Der konstruier- 
 Rechtsverlust ist vielmehr die notwendige Folge des im Ein- 
"elfall entstehenden wirtschaftlichen Schadens oder umgekehrt. 
ü ir ‚die auf einem Enteignungseingrift beruhenden Nachteile 
n der Betroffene aber nicht aus zwei Gesichtspunkten Ent- 
h ekeung verlangen, denn dies würde PAD zu einer dop- 
r elten Entschädigung führen. 


1 
i 
die 


Die Entschädigungspflicht der EVU für den sogenannten 
echtsverlust, den der Eigentümer eines landwirtschaftlich ge- 
utzten Grundstücks durch die Überspannung angeblich erlei- 
möchte Nordalm schließlich im Wege einer analogen An- 
dung der $$ 946 bis 951 BGB begründen. Die genannten 
schriften haben zum Ziel, daß eine Vermögensverschiebung, 
e sich als Unrecht darstellt, durch Zahlung eines Ausgleichs- 
'netrags von dem Bereicherten an den Benachteiligten ausgegli- 
‘hen wird. Die Erlangung des Rechts auf gesetzlicher oder 
ıtsgeschäftlicher Grundlage, nämlich ein landwirtschaftlich 
utzes Grundstück mit einer Stromleitung überspannen zu 
\lürfen und die Sicherung dieses Rechts im Grundbuch, können 
je keine ungerechtfertigte Bereicherung sein. Schon aus die- 


Se 1a) RdL 1958, S. 113 ££.; siehe auch Landwittschaftl. Wochenblatt 
5 Westfalen u. Lippe 1958, S. 900 f. 
1: OLG Hamm am 9. Jan. 1926 (8 U 225/26) in JW 1927, S. 2533, 


„echtsverlust sei ein Teil des Schadens, von dem der Eigentü- 
‚dafür eine Rente erhält. 


_ schaftlich genutzt und auch in Zu nur so genutzt werden. 


sem Grunde scheidet eine analoge Anwendung der $$ 946 fi. 
BGB auf den sogenannten Rechtsverlust aus. 


Nordalm räumt ein, daß die Bemessung des Rechtsverlustes ®» 
schwierig sei. Er überwindet diese Schwierigkeit, indem er . 
kurzerhand auf die Errechnung des Erbbauzinses nach der, 
Erbbau-VO von 1919 verweist. Ein Erbbaurecht dürfte jedoch 2? 
mit einer Leitungsdienstbarkeit nicht zu vergleichen sein. Letz- 
tere beinhaltet nur eine gewisse Duldungspflicht, während der 
Eigentümer bei Bestellung eines Erbbaurechts für eine be- 
stimmte Zeit praktisch auf sein Eigentumsrecht verzichtet und % 


bar er ee 


se 


$ 


Im Rahmen der Erörterung der Frage, wie der Rechtsverlust _ 5 
zu werten sei, stellt Vordalm die Behauptung auf, bei rein land- 
wirtschaftlich genutzten Grundstücken sei der Ertragswert 
heute nicht ehr gleich dem Verkehrswert. Die zur Begründung. 
aufgeführten Schlagworte wie „veränderte Kaufkraft, verän- 
derte Preise, Änderungen auf dem Arbeits- und Lohnsektor, * e: 
Änderung der Grundstückspreise, der ‚Wunsch, Kapital wert- 
beständig. anzulegen, Landhunger usw.‘‘ vermögen indes nicht Bor: 
zu überzeugen. Bei Grundstücken, die Büsschließlich landwir 


können, wird ein unvoreingenommener Landwirt bei der Bet 
messung des Grundstückswertes letztlich von dem Ertrag des. 
Grndsniicks ausgehen. Dieser ist für ihn interessant. Daraı 
folgt, daß auch heute noch der Verkehrswert in der Regel der 
Ertragswert entspricht. Auf die von Nordalm zur Begründun; 
seiner gegenteiligen Ansicht aufgeführten Umstände wird in, 
anderem Zusammenhang noch näher einzugehen sein. 3 


er 
d) Der Kommentar von Meyer-T'hiel- Froberg greift in seiner 
neuesten Auflage!®) die Ausführungen von Nordalm auf und be 
zeichnet diese als „beachtenswert‘, ohne sich jedoch kritisch 2 = = 
damit auseinanderzusetzen. Die Kommentatoren meinen, daß ” 
die von den EVU regelmäßig gezahlte Anerkennungsgebühr = 
für dieÜberspannunglandwirtschaftlich genutzter Grundstücke 
„kein in jedem Falle angemessener Ausgleich für den Rechts- 
verlust“ sein „dürfte“, den der Eigentümer dadurch erleide 
daß er nicht mehr laut 6$ 903, 905 BGB mit seiner Sache nac 
Belieben verfahren dürfe. Leider läßt der Kommentar Anhalt 
punkte dafür vermissen, wie sich denn der behauptete Rechts- 
verlust beziffern und errechnen läßt. Allein mit dem Hinweis auf 
die von Nordalm vorgenommene Berechnung des Rechtsv 
lustes entsprechend dem Erbbauzins ist es nicht getan. Wenn 
der Sinn und Zweck der Enteignungsentschädigung darin be- 
steht, dem Betroffenen einen materiellen Ausgleich für die 
zwangsweise auferlegte Vermögenseinbuße zu verschaffen, muß 
zunächst einmal die im Einzelfall tatsächlich entstandene Eir 
buße ermittelt werden. Dabei kann nur von konkreten Tats: 
chen ausgegangen werden. Solche werden aber zur Begründung 
und vor allem zur Berechnung des angeblichen Rechtsverluste, 
leider nicht aufgeführt!”). 


e) Die Angriffe von landwirtschaftlicher Seite, die sich gege 
die Entschädigungspraxis der EVU richten, schen; im wesent- 
lichen von der immer wiederholten Behauptung aus, daß sic 
Ertragswert und Verkehrswert landwirtschaftlich genutzter 
Grundstücke heute nicht mehr decken. Der Verkehrswert die- 
ser Grundstücke sei weit mehr gestiegen als der Eirtragswert.. 
Diese Behauptung ist geradezu Dreh- und Angelpunkt de Ar- 
gumentation von landwirtschaftlicher Seite. Für das Ansteigen 
des Verkehrswertes landwirtschaftlich genutzter Grundstücke 
sollen die von Nordalm zitierten Umstände verantwortlich sein. 
Während Grundstücksknappheit, Preisänderungen usw. den 
Verkehrswert aller Grundstücke in die Höhe getrieben hätten, 
sei der Ertragswert landwirtschaftlicher Grundstücke davon. 
nicht beeinflußt worden. Die Differenz zwischen dem Ertrags- 
wert und dem Verkehrswert des mit einer Stromleitung über- 
spannten landwirtschaftlichen Grundstücks sei der Schaden, 
der dem Eigentümer als sogenannter Rechtsverlust entstehe. 
Diesen Schaden müsse das durch die Enteignung begünstigte 
EVU dem Eigentümer ersetzen. IB 


16) Anm. 1 zu $ 12 2% 
17) Vgl. dazu auch die Besprechung der 5. Auflage des Kommen- Aue 
tats von Schack in NJW 60, S. 426 
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5 1. Wenn zunächst einmal unterstellt wird, die Verkehrswerte 
0 landwirtschaftlicher Grundstücke seien aus den angegebenen 
"Gründen stärker gestiegen als die Ertragswerte, wie dies von 
landwirtschaftlicher Seite immer wieder behauptet wird, so 
erhebt sich zunächst die Frage nach der Zulässigkeit einer 
Schadensberechnung durch Gegenüberstellung von Verkehrs- 
; “und Ertragswert. Zur Ermittlung und Festsetzung von Boden- 
a6 -wertminderungen und der zum Ausgleich zu zahlenden Ent- 
-. 2. „eignungsentschädigung hat der BGH zwei Berechnungsmetho- 
. den gelten lassen, und zwar die sogenannte Vergleichspreis- 
methode und die sogenannte Ertragswertberechnungsmethode. 
, Bei dem erstgenannten Verfahren werden die Werte verschie- 
.. dener Grundstücke mit etwa gleicher Fläche, gleicher Lage und 
' ° Ausnutzbarkeit usw. auf gleicher Grundlage in vertretbare Be- 
'ziehungen gebracht, während bei dem Eilagswertbefetharnes 
een von dem nachhaltig zu erzielenden Reinertrag des 
Grundstücks ausgegangen wirdie), Beide Br 
den sind also in ihrer Grundlage verschieden. Daher ist es nach 
- Auffassung des BGH unzulässig, in ihren Grundlagen unter- 
 schiedliche Berechnungsverfahren miteinander zu verquicken, 
- um eine Vermögenseinbuße des betroffenen Eigentümers zu er- 
mitteln. Wohl sind Vergleiche zwischen den Ergebnissen der 
. "beiden Berechnungsmethoden zulässig, weil sie die Möglich- 
- keit bieten, im Einzelfall Rückschlüsse auf die tatsächliche An- 
“. gemessenheit der Entschädigung zu ziehen. Die Schlußfolge- 
‚ung, als Enteignungsentschädigung sei die Differenz zwischen 
Be Verkehrswert und dem Ertragswert eines landwirtschaft- 
“ lichen Grundstücks an den betroffenen Eigentümer zu zahlen, 
 .verträgtsich daher nicht mit den vom BGH entwickelten Grund 
razenN). Schon aus diesem Grunde ist eine Gegenüberstellung 
von Verkehrswert und Ertragswert ländwirtsehaftlich genutzter 
Grundstücke zum Zweck der Ermittlung der Höhe der Enteig- 
„‚nungsentschädigung unzulässig. 
2. Kann man aber überhaupt generell feststellen, daß der 
E Verkehrswert landwirtschaftlich genutzter Grundstücke stärker 
“angestiegen ist als der rise Ergibt sich diese Fest- 
‚stellung aus den von Nordahez: aufgeführten und von landwirt- 
‚schaftlicher Seite immer wiederholten Behauptungen und Um- 
2 ständen? Können sie bei Berechnung des Verkehrswertes des 
. Grundstücks überhaupt Berücksichtigung finden? 


"Daß die Kaufkraft des Geldes nicht konstant geblieben 
sondern abgesunken ist, kann nicht in Abrede gestellt werden, 
‚wenn auch über das Ausmaß der Kaufkraftminderung Mei- 
"nungsverschiedenheit besteht. Die Verringerung der Käufkeaft 
IE des Geldes trifft aber alle Wirtschaftsbereiche in gleicher Weise. 
Es sind keine Gründe ersichtlich, aus denen NT werden 
. kann, im ’Grundstücksverkehr en sich die Kaufkraft des 
' Geldes in stärkerem Umfang vermindert als auf anderen Ge- 
‚bieten. Die Verringerung der Kaufkraft des Geldes kann daher 
für eine angebliche Erhöhung des Verkehrswertes landwirt- 

schaftlich genutzter Grundstücke bei gleichbleibendem Ertrags- 
wert nicht ursächlich sein. 

-Das gleiche muß auch für die in den letzten Jahren zu ver- 
= “ zeichnenden Preis- und Lohnänderungen gelten, In allen Be- 
‚reichen unserer Wirtschaft hat es solche Änderungen gegeben, 
“wenn auch ihr Umfang unterschiedlich war und ist. Derartige 
- Änderungen gehören nun einmal zu einer freien Wirtschaft. 
Die Verkehrs- und Ertragswerte von Grundstücken werden 
et von den Preis- und Töhnanderinben nicht unterschied- 
‚lich betroffen. 

"Daß die Grundstückspreise in den letzten Jahren gestiegen 
E, Se ist ebenfalls eine nicht zu leugnende Tatsache. Das gilt 
"auch für landwirtschaftliche Grundstücke. Andererseits ist aber 

nicht daran vorbeizukommen, daß bei Grundstücken, die rein 
- Jandwirtschaftlich genutzt werden können, und deren Nutzungs- 

- »att Sich auch in Zukunft nicht ändern wird, der kaufinteressierte 
© Landwirt bei der Bemessung des Kaufpreises eines solchen 
ne Grundstücks normalerweise von dessen Ertrag ausgeht. Ver- 
 " kehrswert und Ertragswert eines derartigen Grundstücks be- 

wegen sich also in der Regel auf der gleichen Ebene. Stellt sich 


3% En 


=. 15) Vgl. dazu Pagendarma. a. O. und die dort zitierten Urteile; 
“ferner NJW 1958, S. 1756 f. 
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der Verkehrswert im Einzelfall tatsächlich einmal höher als ‘8 x 
Ertragswert, so sind in dem Kaufpreis eben zusätzliche Ele- 5 
mente und Spekulationen enthalten, die, sofern sie in absehbarer 
Zeitnichtzurealisieren sind, unberücksichtigt bleiben müssen®), 2 


Der Wunsch und das Interesse, sein Kapital wertbeständig | 
und nach Möglichkeit auch noch wertsteigernd anzulegen, | 
können niemand verübelt werden Dieses subjektive Streben 
findet häufig auch bei Grundstückskäufen seinen Niederschlag, 
Es wirkt sich gewöhnlich auf den Kaufpreis eines eh | 
aus. Es handele sich dann eben um einen Spekulationskauf. Soll 
che Spekulationsgeschäfte können jedoch nicht als verkehrs- 
üblich bezeichnet werden; daher dürfen und können sie nic 
mit den allgemeinen, einen Verkehrswert normalerweise b 
einflussenden Merkrhälen. in einem Atemzug genannt werden. 


5 


Das in einigen Gebieten unseres Landes bestehende Mißver- 
hältnis zwischen der starken Nachfrage nach Grundstück: 
und dem geringen Grundstücksangebot hat zu dem Schlagwort 
vom Landhunger geführt. Durch dieses Schlagwort glaubt man 
sich vielfach der Notwendigkeit enthoben, die Behauptung, es” 
gebe keine landwirtschaftlich genutzten Grundstücke meh % 
näher zu begründen. Statt dessen heißt es vielmehr ganz allge- 
mein, die ES Angebot übersteigende Nachfrage nach Grund- Hi 
stücken habe auch die VekchrsweHt landwirtschaftlich g 
nutzter Grundstücke erheblich steigen lassen. Dazu sei auf d 
Angaben im Statistischen Jahrbuch 1958 für die Bundesrepublik 
Derischlind verwiesen. Daraus ergibt sich, daß noch im Jah 
1957 von det Gesamtfläche des Bundesgebiets — ohne Saarland 
und Westberlin — td. 87 v.H. land- und forstwirtschaftlich 
genutzt wurden. Inden letzten zwanzig Jahren hat sich nach den 
Angaben im Jahrbuch der Anteil des Bee und forstwirtschaft- 
lich genutzten Landes nur um 0,9 v.H. verringert. Selbst indem 
hochindustrialisierten Nordrhein-Westfalen werden 84,5 v. He 
des Grund und Bodens land- und forstwirtschaftlich genutzt, | 
und nur 15,5 v.H. verbleiben für andere Zwecke. Durch diese 
dem Statistischen Jahrbuch 1958 entnommenen Zahlen dür: 
die Behauptung, es gebe bald keine landwirtschaftlich genutzter 
Grundstücke mehr, widerlegt sein. : 


Das Liebhaberinteresse bewirkt bei manchen Grundstücks, 1% 
käufen eine Erhöhung des Kaufpreises. Finden aber Liebhaber- 
interessen ihren Niederscilaen im Kaufpreis für ein Grundstück, 
so entspricht der Preis ar nicht mehr dem Verkehrswert als i 
dem Wert, der für Grundstücke gleicher Art und Güte im frei 4 
Verkehr gezahlt wird. Aus (diesem Grunde hat die Rechtspre- 
chung den Grundsatz entwickelt, daß Liebhaberinteresse ein | 
Mel sei, das bei der Verkehrswertberechnung nicht be- 
rücksichtigt erden kann und darf. R 


Verkehrsgünstige und stadtnahe Lage können den Verkehrs, | 
wert eines ardyiischzklich genutzten Grundstücks beein 
flussen. Die genannten Faktoren finden jedoch auch bei der | 
ErtaeswenDerechiime Berücksichtigung. Ein verkehrsgün- 
stig gelegenes, landwirtschaftlich genutztes Grundstück wir 
in aller Regel allein schon der kürzeren Anfahrtsweg 
eine Dee Rendite abwerfen als ein abseits gelegenes, schw 
rig zu erreichendes Grundstück. Im übrigen kann die Speku 
tion, das Grundstück könne wegen stadtnaher Lage ein 
Bauland werden, bei den entschädtgunesrechtliähen Überlegun- 
gen nicht berücksichtigt Werden"): “ 


Auch die Kapitalkraft eines Käufers im Vergleich zur Größ 
des Objekts ist ein Merkmal, das im Ertragswert seinen Nieder- 
schlag findet. Erwirbt beispielsweise ein Landwirt ein bestimm- 
tes Gruädstüet zur Abrundung seines Hofes, wird er aus vers, 
ständlichen Gründen geneigt sein, einen höheren Preis zu zäh 
len als ein Außenstchetider. 
Grundstück viel günstiger bearbeiten und nutzen kann, als dies 
bei einer eeelnen Parzelle möglich ist, wird ihm sein Besitz 
eine höhere Rendite bringen. De in einem höheren Kaufpreis. | 
zum Ausdruck kommende Erwartung wirkt sich damit auch auf, | 
den Ertragswert des Grundstücks in.gleicher Weise aus. # 


Unsere Wirtschaft zeigt in den letzten Jahren im ganzen die, 
Tendenz einer ansteigenden Konjunktur. Diese allgemeine Ent g 


20) BVerwG in Der Forst- und Holzwirt 1960, S. 125 
21) BVerwG a.a.O. 


age $ 255 AktGes zu berücksichtigen. Für die hier ge- 
‚anannten Fälle der Fusion, der Verstaittichune® und der Ver- 
nögensübertragung i in anderer Weise wird die Anwendung des 
5 310 BGB ausdrücklich durch $ 235 Abs. 1 AktGes ausge- 
‚chlossen. 


7. Der Vollständigkeit halber darf abschließend noch auf eine 
Jiveitere Überlegung hingewiesen werden: 


Aus den bisherigen Ausführungen ergibt sich, daß die Über- 
N: hmevereinbarungen weder gegen den Sinn und Zweck der 
7 6 310, 311 BGB verstoßen, noch gegen die dazu entwickelte 
Xechtsprechung. Welche. Folgen würden für die Übernahme 
ler " Versorgungsanlagen und Für den Gebietsversorgungsver- 
8 En aber wirklich eintreten, wenn man die Anwendbarkeit der 
d Bestimmungen bejaht? Die Übernahme rereinbarung wäre zwar 
nichtig, sie hätte jedoch nicht die Ungültigkeit des gesamten 
Bi Meebietsversorgungsverträges zur Folge. Das wäre nur dann 
aöglich, wenn anzunehmen ist, daß die Parteien den Gebiets- 
o Tersorgungsvertrag ohne Übernahmevereinbarung nicht abge- 
schlossen hätten°®), Berücksichtigt man, daß auch bei Wegfall 
ie nichtigen Teils der Rest des Vertrages aufrechterhalten 
‚Ar erden kann, ohne daß sich sein Inhalt wesentlich ändert, dann 
‚ist nicht einzusehen, weshalb dieser Rest nunmehr Drivateächt. 
icher Natur sein kann, einschließlich der angeblich nichtigen 
‚Jbernahmevereinbarung, aber mit zwingender Notwendigkeit 
sffentlich-rechtlichen Charakter haben muß. Zutreffend weist 
IR. Stern’) darauf hin, daß es schließlich nicht angängig ist 
T- rn Falle der Ungeeignetheit oder mangelnder Rechtsgrundla- 
1: B sn im privaten Recht zur Regelung eines Rechtsverhältnisses 
Sılieses ohne weiteres ins öffentliche Recht zu transformieren. 
En eide Rechtskategorien sind nicht auswechselbar. Die Unzu- 
Arä ssigkeit eines Rechtsverhältnisses im Rechtsbereich des einen 
weiges bedingt nicht seine Zulässigkeit im anderen.“ 


3 


| Kr 
E: Es kommt hinzu, daß Gebietsversorgungsverträge in der 
Dregel Bestimmungen enthalten, wonach die Nichtigkeit einer 
Vereinbarung die Gültigkeit der übrigen Vertragsabreden nicht 
Serühren soll?®). Außerdem würde die als wirtschaftliche Ver- 
Thunft beide Vertragskontrahenten veranlassen, das, was sie bei 
Abschluß des Vertrages schon geregelt wissen wollten, nun- 
B ehr nach Beendigung des Vertragsverhältnisses durehzufüh. 
ren, nämlich die entgeltliche Übernahme der Versorgungsanla- 
i zen. Da es sich fast ausschließlich nicht um das gesamte Ver- 
“mögen des EVU handelt, wäre hierzu noch nicht einmal die 
notarielle Form des $ 311 BGB erforderlich. Das EVU würde 
die einzelnen, in einem Bestandsverzeichnis aufgeführten?®) und 
; bewerteten Versorgungsanlagen veräußern, ein Vorgang," der 
ich bilanztechnisch überhaupt nicht von der Veräußerung an- 
‚lerer Sachen des Anlagevermögens unterscheidet. 


veise von den Vertragspartnern vereinbarten Ersatzregelun- 
"sen für möglicherweise nichtige oder später unter Umständen 
Izesetzwidrig werdende Vorschriften). 


. I es beispielsweise heißt: 

„Die Parteien sind sich darüber einig, daß im Falle der Nich- 
tigkeit einer Bestimmung von beiden Teilen Vereinbarungen 
zu treffen bzw. Maßnahmen zu ergreifen sind, die dem wirt- 


2 Be bkonsnenund denBeginn, A Dutchfähreneund 
Beendigung des Vertrages in der beabsichtigten und gesetz- 
ich zulässigen Weise sicherstellen”), 


) Vgl. auch $ 260 BGB 
40) Nicht selten bei Abreden über Konzessionsabgaben anzutreffen. 
3esser erscheint jedoch eine hiervon unabhängige Vorschrift, die für 


gungsvertrages anwendbar ist. Das dürfte auch im gemeinsamen 
Bes: beider Vertragspartner liegen 


. B-Vertrag zum A-Vertrag, Bew zur Versorgung durch ein an- 


| Zur beidetseitigen Sicherheit helfen schließlich noch die teil- 


dann haben die Vertragspartner eine Gewähr dafür, daß auch 
die Übernahme der Versorgungsanlagen in der vorgesehenen 
Art erfolgt, und zwar selbst für den Fall der von Biser-Riederer 
vertretenen Meinung über die Nichtigkeit der eigentlichen . 
Übernahmebestimmung. 


Zusamtnenfassend kann somit festgestellt werden: 


deres EVU kann nur eine entgeltliche Übernahmevereinbarung 
die Ziele der $$ 310, 311 BGB erfüllen, wie sie in den Meise 
zu diesen Vorschriften zum Ausdruck kommt. 


b) Die Übernahmevereinbarungen in Gebietsversorgun; 
verträgen der EVU mit Gebietskörperschaften verstoßen we 
der gegen Sinn und Zweck der $$ 310, 311 BGB noch gegen € di 
hierzu entwickelte Rechtsprechung. 


c) Auch bei unterstellter Nichtigkeit einer ee! A 
barung kann der von den Parteien erstrebte Zweck ohne Ge? 
setzesverletzung durch entsprechende vertragliche Abreden er- 
reicht werden. ER gi 


II. 


Ike Mrernend von der bürgerlich- rechtlichen Zulisse 
einer Übernahmevereinbarung in Gebietsversorgungsverträ- 
gen bleibt zu prüfen, welche Belehiche Vorschriften auf die 
zweiseitig verpflichtende Vereinbarung anzuwenden sind. = 


Unter II, 3 wurde bereits ausgeführt, daß beide Parteien 
Beendigung des Versorgungsvertrages daran interessiert sind, 
die nee nicht zu beseitigen; die Gemeinde vorwiegend u 
die Versorgung mit den Anlagen selbst betreiben zu könn 
das EVU wegen der damit verbundenen hohen Kosten. Für 
diesen Fall wird deshalb schon bei Abschluß des Gebietsversor. : 
gungsvertrages vereinbart, die Sachgesamtheit „Versorgungs 
anlagen‘ gegen Zahlung eines bestimmten daswerie zu über- 
geben und zu iBerdchmen) a 

Diese Abrede enthält praktisch alle Elemente, die den Tatbe. S 
stand des Kaufvertrages erfüllen, wobei es für die Festlegun 
des Vertragstypus verhältnismäßig gleichgültig ist, ob die Vor 
schriften der $$ 433 ff. BGB unmittelbar oder analog anzuwe 
den sind*?). Wesentlich bleibt, daß sowohl das Angebot als auc 
die Annahme des Vertrages in der gemeinsamen Erklärung der 
Parteien enthalten ist, unter bestimmten Voraussetzungen de: 
Tausch von Versorgungsanlagen gegen Geld durchzuführe : 
Daß die Gemeinde nicht zu jedem ihr passenden Zeitpunkt. 
übernehmen und das EVU nicht zu jedem beliebigen Zeitpunkt 
übergeben kann, stellt keine Besonderheit dar ns erklärt sic 
aus dr erforderlichen Langjährigkeit der Gebietsversorgungs 
verträge. Die Wirkungen der abgeschlossenen Vereinbarun 
werden von einem ungewissen zeniieeh Ereignis abhängig 
gemacht, nämlich von we: an bestimmte Termine gebunden: 
Erklärung der Gemeinde, nicht mehr vom Dicherist EVU 
Form eines B-Vertrages versorgt zu werden. Hierbei handelt es 
sich um eine zulässige Potestativ-Bedingung®), deren Eintrit 


bei ariehkior von Anlagen durch ide Pächter auf dem. ge 
pachteten Grundstück eintritt, wenn der Verpächter nach der 


soll, falls das Vertragsverhältnis durch ihn gekündigt wirdee), } 


2. Ist somit geklärt, daß es sich bei der Übernahmevereinba- 
rung in den Gebietsversorgungsverträgen zumindest um einen 
kaufähnlichen Vertrag handelt, dann sollte man auch, um 
mögliche spätere Streitpunkte von vornherein auszuschalten. % RE 
wie ein ordentlicher Kaufmann genau festlegen, was und i ER 
welchem Umfang, zu welchem Preis und welchem Zeitpunk 
verkauft werden soll. Die eingangs erwähnten Schwierigkeiten 


42) In diesem Sinn auch K. Stern a.a.O., S. 307, mit Hinweis auf 
ein Urteil des ehemaligen sächsischen Kompetenz- Konflikts- Gerichts- a 
hofes ARE: 

43) Vgl, Palandt, Einführung vor $ 158, Anm, 2 a: 


#4) Daß die beispielsweise genannte Pacht nicht mit der Sonder- 
nutzung am Wegekörper verglichen werden soll, sei der Vollständig- 
keit halber erwähnt 


ra... 
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wegen oft recht mehrdeutiger Formulierungen erklären sich 
zum großen Teil aus der Nichtbeachtung dieser Tatsache. So 
finden sich beispielsweise nur selten Bestimmungen über die 
+ Fälligkeit und etwaige Verzinsung des Kaufpreises®’), eine Fra- 
ge, die sonst in jedem normalen Kaufvertrag geregelt ist. Unter 
Umständen kann hier zwar die ee der Para ins- 
besondere die mehr oder weniger starke Abhängigkeit vom 
2 Wegemonopol der Gebietskörperschaften eine Rolle spielen, 
„aber sicher ist sie nicht ausschlaggebend. Die beiderseitige Ge- 
> »wißheit über die Regelung bestimmter Fragen dürfte im End- 
‚ergebnis fast immer zweckmäßiger sein als das Hinausschieben 
einer Schwierigkeit auf einen späteren Zeitpunkt. 

- Auch die fehlende Präzision der verwendeten Begriffe gibt, 
© ähnlich wie bei Diskussionen im täglichen Leben, häufig Anlaß 
20. _zu Mißverständnissen. Beide Teile gebrauchen den gleichen 

Ausdruck, verstehen aber etwas Verschiedenes darunter. Wenn 
es beispielsweise in einer Wertklausel heißt ‚,...... Selbstkosten 
zuzüglich eines Aufschlages von 10°/, für Generalia“, so ist 
Saiche, ersichtlich, welche Kosten mit dem betriebswirtschaftlich 
und juristisch unbeksunten Besriff „Generalia‘“ angesprochen 
werden sollen. Möglicherweise hat man an Gemeinkosten ge- 
dacht, wobei allerdings offen bleibt, ob es sich um Lohn- ber 
_ Materialgemeinkosten handelt bzw. um die auch Löhne und 
Gehälter umfassenden Herstellungsgemeinkosten. Auch die 
. Verwendung nur teilweise üblicher, aber weder gesetzlich defi- 
.. . nierter noch im Text genau beschriebener Begriffe kann nach 


ER 
"> 


. Schwierigkeiten hervorrufen, obwohl im Zeitpunkt des Ver- 
RE ‚tragsabschlusses bei den Parteien weder ein versteckter Dis- 
H ‚sens‘‘) noch der Tatbestand eines Irrtums?”) vorlag. 


. 3. Allgemeingültige Regeln lassen sich selbstverständlich für 
die Verkaufsvereinbarungen nicht aufstellen, da sie zu stark von 
„den angestrebten Zielen der Parteien, den besonderen Umstän- 
den des Einzelfalles und dem Verlauf der Vertragsverhandlun- 
gen abhängen. Immerhin sollte das ausgchandelte Ergebnis 
klar und deutlich aussprechen, in Welchen Umfang die Ver- 
Arulgsanlagen und unter welchen Voraussetzungen sie ver- 
kauft werden, z.B.: 


= a) Materialmäßiger Umfang — Eine gruppenweise Auf- 
teilung der Versorgungsanlage ist zweckmäßig, etwa in das 
' Niederspannungsnetz, die Zähler, Hausanschlüsse, Zubehör- 
anlagen und Transfotmatorenstätioneh (sämtliche oder die aus- 
Eh Schließlich der Versorgung des Gemeindegebietes dienenden). 
. Beim Gebrauch der Formulierung „Energieanlagen‘ ist die 
"Einschränkung empfehlenswert „soweit sie ausschließlich der 
Versorgung des Gemeindegebietes dienen“, da sonst auch 
Schalt- nd Umspannanlagen in Betracht kommen können, die 
I vielleicht nicht verkauft werden sollen. Die pauschale Bezeich- 
"x 2..nung: „Mobilien und Immobilien‘ ist zwar verhältnismäßig 
‚eindeutig, geht aber noch weiter. Auch Sachen des Umlaufver- 
mögens (Kabelvorräte, Lagerbestände) würden hiervon erfaßt 
werden. Die kostenlose Belassung von Durchgangsleitungen 
für einen längeren Zeitraum ist dagegen üblich und zu erwäh- 
nen. 


2 


2.2, Wird.vom EVU z.B. außerdem ein Personenbeförderungs- 
betrieb unterhalten, ist vor allem bei Verwendung der Begriffe 
=. „Mobilien und Immobilien‘ Vorsicht geboten, wenn mit der 
- Gemeinde ein einheitlicher Vertrag abgeschlossen worden ist. 
Auslegungsschwierigkeiten werden hier fast unvermeidbar 
. - sein. Im Interesse der Klarheit und Übersichtlichkeit sollten die 
' Verträge ohnchin getrennt werden. Beide Einrichtungen wei- 
-sen sowohl in tatsächlicher als auch in rechtlicher Hinsicht zu 
viele nicht miteinander verquickbare Besonderheiten auf. Bei 
der Personenbeförderung ist vor allem zu berücksichtigen, daß 
.®2.B. die Straßenbahnanlagen nicht teilweise, nach Strecken ge- 
"= trennt, erworben werden können. 


b) Gebietsmäßiger Umfang — Wegen der Langjährig- 
keit: der Gebietsversorgungsverträge sollte angesprochen wer- 
er 


EL © 45) Wesentlich öfter sind dagegen Vorschriften über die Fälligkeit 
- der Konzessionsabgaben anzutreffen 
#6) 6 155 BGB 
#7) 6 119 BGB 


‚Beendigung eines für Jahrzehnte abgeschlossenen Vertrages 


“ Anlagen zur Zeit der Übernahme entspricht“ 


‚binden soll. Beispielsweise: „Der in Ziffer X. festgelegte Wert. 


j / 


den, ob die gegenwärtigen (gegebenenfalls unter Beifügen eines 
Planes) oder die bei Abgabe der Übernahmeerklärung vorhan- | 
denen Gemarkungsgrenzen entscheidend sein sollen, um völlige 
Klarheit bei zwischenzeitlich erfolgten Eingemeindungen zu 
haben. Sind außerdem Kreisverträge abgeschlossen, kann dem 
Kreis nicht ebenfalls ein Kaufangebot für die in seinem Gebiet 
errichteten Versorgungsanlagen gemacht werden, ohne di 
Frage zu regeln, in welcher Form das Übernahmerecht de 
kreisangehörigen Gemeinden zu berücksichtigen ist. Ein Ku- 
chen kann nicht einmal im ganzen und gleichzeitig scheiben-" 
weise verkauft werden. 


c) Zeitpunkt der Übernahme und Übernahme “4 
tung — Die schriftliche Erklärung zur Übernahme muß in j 
einer angemessenen Frist (uidese ein Jahr) vor dem jeweils 
zulässigen Zeitpunkt der tatsächlichen Übernahme erfolgen. 
Die Schiedsgutachter (vgl. Buchstabe e) können in dieser Zeit 
den Kaufpreis der Anlage feststellen, das EVU dagegen die not- 
wendigen energietechnischen Maßnahmen ergreifen. Vor allem 
bei ehe Versorgungsanlagen eines Gemeindege- 
bietes empfiehlt sich eine Regelung über Durchführung und Be- : | 
wertung von Investitionen, die he dem Bew ereung ser ws 
tag des Gutachtens und Mer Übernahme erfolgen. t 


“ 


d) Preis — Hier sollte eine zweifelsfreie Beschreibung dd 3 
Taxwertes bevorzugt werden und nicht lediglich vom Ver- 
kehrswert, Gebrauchswert, Teilwert oder überhaupt nur vom 
Wert gesprochen werden. Nicht zu beanstanden etwa: Als 
Kaufpreis gilt der für den Tag der Übernahme zu ermittelnde | 
Wiederbeschaflüngswert unter Berulkeichtieuss des Alters und. 
Zustandes der Anlagen als zusammenhängendes Ganzes“ 


Zweifelhaft jedoch: ‚,...... kann die Gemeinde die Übergabe 
der Anlagen zum Sach wert verlangen‘. Es kommt nicht zum 
Kodak welcher Bere für die Sache gelten 
soll. Besser dagegen: u 


Re ist die Gemeinde verpflichtet .... die Anlagen gegen 
Zahlung eines Kaufpreises zu erwerben, der dem Sachwert der 
. Eine Veräuße- 
rung zum Buchwert ist dagegen eindeutig und ergibt sich oh 
Schwierigkeiten aus der Anlagenkartei, entspricht aber nich! 
kaufmännischen Grundsätzen. Meist vorhandene stille Reser- 
ven (degressive Abschreibung; Normal-AfA, die über der tat 
sächlichen Abnutzung liegt; steuerliche Behandlung gering- 
wertiger Wirtschaftsgüter — Zähler! —; Preisschwankunge Gr 
im Materialwert; Sonderabschreibungen wie nach $ 36 IHG) 
werden hierdurch nicht verkauft, Scaderh verschenkt. 


e) Schiedsgutachtenklausel — Erfahrungsgemäß ziehen 
die Vertragspartner es vor, die Festsetzung des Kaufpreises Ss 
deren sachverständigen Personen zu Bee hierfür wir dı 
eine Schiedsgutachtenvereinbarung getroffen. Die Gutachte: 
haben nach den vertraglich festgelegten Bewertungsrichtlinien 
den Übernahmepreis zu ermitteln. Einigen sich die von den 
Parteien benannten Gutachter nicht, muß geregelt sein, welche 
Funktion der meist vorgesehene Obmann Bat Ten übrigen kann B 
vereinbart werden, daß are Wertfeststellung der Gutachter unter 
Ausschluß des Rechtsweges erfolgt und die staatlichen Gerichte 


der übernehmbaren Anlagen soll in der Weise ermittelt werden, 
daß jede Partei einen Schiedspniachter und diese ihrerseits einen 
Obmann bestellen. Können sie sich über die Person des Ob- : 
manns nicht einigen, soll der Landgerichtspräsident in A um 
die Ernennung a, ersucht werden. Der Obmann ent- 
scheidet endeulie, sofern sich die beiden Schiedsgutachter nicht 
einigen können. Die Ermittlung des Übernahmewertes erfolgt 
unter Ausschluß gerichtlicher Nachpräfing nach den Richtlis" 
nien in Ziffer Y“. 


Die Schiedsgutachtenvereinbarung kann im Vertragstext des 
Gebietsversorgungsvertrages ah sein und richtet sich 
nicht nach den Vorschriften der $$ 1025 ff. ZPO. Anders dage- 
gen, wenn die Parteien eine Schiedsgerichtsvereinbarung tref- 
fen: Da es sich hierbei regelmäßig nicht um das Handelsge- 
schäft zweier Vollkaufleute handelt, ist eine besondere Urkun- 
de darüber erforderlich®). 


+ 


Sf)Zahlungsmodalitäten — Grundsätzlich ist Zug-um- 
l ıg-Erfüllung angebracht (Versorgungsanlagen gegen Kauf- 
(eis). Keine der Parteien ist vorleistungspflichtig. Steht zum 
asergabezeitpunkt der endgültige Kaufpreis noch nicht fest, 
llte zumindest die Fälligkeit des meist niedrigeren Buchwer- 
“ls als vorläufiger Kaufpreis vereinbart werden (oder der Mittel- 
 ert aus dem von den beiden — Partei — Sachverständigen vor- 
lschlagenen Preis, falls beide Werte zu diesem Zeitpunkt 
U hon festzichen sollten). Die sich ergebende Differenz zum 
ü: .dgültigen Kaufpreis wäre vom Tag der Übernahme ab mit 
üaem Satz zu verzinsen, der um X®/, über dem jeweiligen. Dis- 
Sntsatz der Diusschen Notenbank (Landeszentralbank) liegt 
Önindestens jedoch mit Y°/,), innerhalb einer bestimmten Frist 


5 hiedsgutachten- und einer Schiedsgerichtsvereinbarung Marsilius 


7.48) Vgl. hierzu und über die unterschiedlichen Wirkungen einer 
4 BB 1959, S. 1015 ff. 


' Heft 9 vom 5, Mai 1960 ; 


nach Fertigstellung des Gutachtens fällig wird und an die Par- 
tei zu überweisen ist, der dieser Differenzbetrag zusteht. 


Es wurde bereits hervorgehoben, daß die oben genannten 
Punkte lediglich beispielsweise auf Fragen hinweisen sollen, die 
bei der Formulierung von Übernahmevereinbarungen zu be- 
rücksichtigen sind. Der konkrete Fall wird eine Vielzahl wei- 
terer zu regelnder Probleme aufwerfen. Es zeigt sich aber in 
allen Fällen, daß die Abmachungen über den Verkauf der Ver- 
sorgungsanlagen einer eingehenden und genauen Klärung be- 
dürfen, die vor allem auch kaufmännisch sorgfältig durchgear- 
beitet werden müssen, um gewisse Schwierigkeiten, die ein- 
gangs erwähnt wurden, so weit wie möglich auszuschalten. 


Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß Übernahme-, 
vereinbarungen nach dem bürgerlichen Recht zulässig sind, 
typenmäßig endete kanfähitliche Verträge darstellen und. 
entsprechend behandelt werden müssen. B: 


j 
!inteignungsrechtliche Entschädigungsfragen 


senutzung landwirtschaftlich genutzter Grundstücke für Hochspannungsfreileitungen 


ton F. Wolters, Essen*) 


DK 347.472.3:347.235:621.315.1 0. 5 


In letzter Zeit mehren sich, insbesondere von landwirtschaftlicher Seite, die Angriffe gegen die Entschädi- = 
gungspraxis der EVU bei Überspannung landwirtschaftlich genutzter Grundstücke mit einer Hoch- 


spannungsleitung. Eine kritische Untersuchung der gerade von den landwirtschaftlichen Interessen- 
verbänden angeführten Gründe zeigt jedoch, daß sie die Forderung auf Erhöhung der mancherorts. 
üblicherweise gezahlten Entschädigungsbeträge nicht zu rechtfertigen geeignet sind. Auch ein Urteildes 
BGH bringt insoweit keine neuen Gedanken und Gesichtspunkte. \ . 


= Das Urteil des BGH vom 9. Nov. 1959 (Aktenzeichen: IIIZR 
49/58)!) gibt Veranlassung, die Entschädigungspraxis der 
di ‚VU-bei der Überspannung landwirtschaftlicher Grundstücke 
hit Leitungsdrähten einer kritischen Prüfung zu unterziehen. 
m letzten Abschnitt des genannten Urteils führt der BGH eine 
seihe von Gesichtspunkten und Erwägungen an, die bei 
ber Bemessung der Entschädigung für die im Wege der Ent- 
2 gnung erfolgte Beschränkung des Grundeigentums mit einer 

Jienstbarkeit zu beachten seien. In diesem Zusammenhang 

tiert der BGH u. a. Meyer-T hiel- Froberg?) und Nordalm?). Ent- 
i ält das Urteil in diesem III. Abschnitt nun tatsächlich neue Ge- 

Janken, und kündigt sich in diesen Ausführungen vielleicht 
ee eine Änderung der bisher einhelligen Rechtsprechung in 
ragen der Faisehadigune für die Überspannung landwirt- 


Ölchaftlicher Grundstücke mit Leitungsdrähten an? 


| 
h 


\ I 

I) Wird zugunsten eines EVU gemäß $ 11 EnWG in Verbin- 
© ung mit den jeweils geltenden Landesenteignungsgesetzen die 
© ,ulässigkeit der Enteignung festgestellt und als Folge davon 
Sinlandwirtschaftlich genutztes Grundstück — nur von solchen 
J oll hier die Rede sein — mit einer Stromleitung überspannt, so 
\rfolgt gleichzeitig die Belastung des überspannten Grundstücks 
Sait einer Dienstbarkeit zugunsten des EVU. Die Dienstbarkeit 
ti nterwirft den jeweiligen Grundstückseigentümer zugunsten 
les EVU der Beschränkung, daß er die Freileitung über seinem 
"rundstück dulden muß. Weiter darf der barksHene Grund- 
|tückseigentümer innerhalb eines beiderseits der Stromleitung 
‚erlaufenden Schutzstreifens von unterschiedlicher Breite we- 
| *) Der Verfasserist Rechtsanwalt 

3) MDR 1960, 119; ferner auszugsweise zitiert von Nordalm in 
"andwirtschaftl. Wochenblatt f. Westfalen u. Lippe 1960, 169 f£. 
= auch die in ‚„‚Rechtsbeilage“ zur „‚Elektrizitätswirtschaft‘‘ Nr. 5 
rom Mai 1960 veröffentlichte Entscheidung des BGH 

| 2)Meyer-Thiel-Froberg, Enteignung von Grundeigentum. 
"b. Auflage 

%) Nordalm in Recht der Landwirtschaft 1958, S, 113 £. 


der Gebäude errichten noch die Leitung gefährdende Verrich-; = 

tungen‘ vornehmen. > 
Diese im Wege der Enteignung erfolgte Belastung eines 

landwirtschaftlich genutzten Grundstücks mit einer Dienstbar- 


keit und die Überspannung des Grundstücks mit der Stromlei- * 


tung bedeuten einen Einbruch in die durch das Grundgesetz 


gewährte Eigentumsgarantie, der von dem einzelnen Grund: ° ° 


stückseigentümer nur aus Gründen des öffentlichen Wohles. 


hingenommen werden muß. Der im Wege der Enteignunger- © 


folgte Einbruch in die private Rechtssphäre eines Grundstücks- 


eigentümers fordert als Ausgleich eine gerechte Entschädigung. © 


Nur diese läßt den hoheitlichen Eingriff in das Privateigentum 


vom rechtsstaatlichen Standpunkt aus als zulässig und gerecht- 


fertigt erscheinen?). 


Als Ausgleich für den Eingriff in seine Eigentumsrechte 
durch Belastung des Grundstücks mit einer Dienstbarkeit ist _ 
der betroffene Eigentümer nach $$ 7 ff. des pr. Enteignungsge- 
setzes zu entschädigen. Das Gesetz verleiht einen Anspruch auf 
Ersatz des vollen Wertes der zwangsweise erfolgten Beschrän- 
kung, wobei auf Grund von Art. 14, Abs. 3 GG die Entschädi- 
gung unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemein- 
heit und der Beteiligten zu bestimmen ist. Mit der Entschädi- ' 
gung soll dem Betroffenen also ein materieller Ausgleich für die 
ihm zwangsweise zugefügte Vermögenseinbuße verschafft wer- _ 
den?); sie soll dem Enteigneten einen wirklichen Wertausgleich 
bringen). 


In diesem Zusammenhang erscheint der Hinweis angebracht, 
daß sich die Enteignungsentschädigung nach Herkunft und 


Charakter vom bürgerlich-rechtlichen Schadensersatzanspruch 


unterscheidet. Letzterer geht im Einzelfall weiter als eine Ent- 
eignungsentschädigung, weil er sämtliche Vermögensnachteile, 
also z.B. auch entgangenen Gewinn umfaßt. Die Enteignungs- 
entschädigung gibt jedoch nach Auffassung des BGH nicht un-- 
ter allen Umständen Anspruch auf Ersatz aller Vermögensein-- 


4) BGH 11, 156, 163 £. 
5) BGH 6, 295; 11, 156, 163 £.; 13, 395 £. 
6) BGH 7, 96 


282. 


\ bußen des Betroffenen in Gegenwart und Zukunft’). Mit der 
Enteignungsentschädigung soll eine infolge des hoheitlichen 
Eingriffs tatsächlich eingetretene Vermögenseinbuße so ausge- 
‚ glichen werden, daß der Betroffene in die Lage versetzt wird, 
sich mit Hilfe der Enteignungsentschädigung ein Objekt glei- 
cher Art und Güte wieder zu beschaffen. 


Welche Vermögenseinbuße erleidet nun der Eigentümer, des- 
sen landwittschaftlich genutztes Grundstück mit den Leitungs- 
m drähten einer Hochsp: annungsleitung überspannt wird? Die 
 EVU vertreten seit Jahrzehnten den Standpunkt, daß der Wert 
eines landwirtschaftlich genutzten Grundstücks maßgeblich 
durch seinen Ertrag bestimmt werde. Die landwitrtschaftliche 
Nutzung eines Biindätuchs werde jedoch durch die Überspan- 
nung mit einer Stromleitung in keiner Weise beeinträchtigt. 
"Wenn aber die landwirtschaftliche Nutzung eines Grundstücks 
und damit sein Ertrag durch eine darüber gespannte Stromlei- 
tung nicht berührt werde, erfahre das Grundstück auch keine 
Wertminderung. Trete keine Wertminderung ein, erleide der 
igentümer Se ch die Überspannung des el mit der 
tromleitung und durch die Sicherung dieser Überspannung im 
Grundbuch Auch keine Vermögenseinbuße. Sei aber keine Ver- 
at mögenseinbuße feststellbar, habe der Eigentümer auch keinen 
Anspruch auf Zahlung einer Enischidieaß! So lautet, natür- 
ch in kurzen Worten, Kae Atkumentation der EVU, mit der im 
Regelfall die Zahlung einer Enieienunsseitschädilenng an die 
‚Eigentümer löndwirischaftlich genutzter Grundstücke abge- 
lehnt wird. In seinem Urteil ‚vom 10. Juli . hat das RG aus- 


tr 
a 
ne 


tsteht, kann er auch keine Entschädigung verlangen®). 


= Rechtsauffassung haben sich die EVU jedoch schon 
or ee entschlossen, den Bigentümern landwirtschaft- 


II 


x Es liegt auf der Hand, daß sich bei der Vielzahl der in den 
gangenen Jahrzehnten durchgeführten Enteignungsverfah- 
nicht alle Eigentümer landwirtschaftlich genutzter Grund- 


> haben. So hatten die Gerichte häufig Gelegenheit, die Frage zu 
ifen: Erleidet der Eigentümer eines landwirtschaftlich ge- 


. Die ergangenen Urteile laufen end darauf 
hinaus, daß durch die Benutzung des Luftraums über einem 
ındwirtschaftlich genutzten Erste zum Zweck des Ener- 
Sietransports ein Vermögensverlust auf Seiten des Grund- 
stückseigentümers nicht ee wird, damit die Fest- 
tellung eines Minderwerts des ke Grundstücks nicht 
„möglich ist, folglich auch die Verpflichtung zur Zahlung einer 
"Entschädigung enfälie, 


# 

Es würde den Rahmen dieser Ausführungen sprengen, nun 
“alle einschlägigen, veröffentlichten und nicht veröffentlichten 
Urteile anzuführen. Es sei daher in erster Linie auf die von 


EDEEHs, 270, 295; 13, 395; Pagendarm in WM 1958, $, 1351, 
1353 


®) Preuss. Verwaltungsblatt 1908/09, S. 88 £. 
°) Neufang, Grundstücksenteignungstecht, S, 62 ° 


ibt. Wenn dem Einzelnen durch die Enteignung kein Nachteil 


- 


zu keiner einhelligen ner gekommen, Insoweit enth 


19541) verwiesen. 


III 


An Angriffen auf die von den verschiedenen Gerichten aller 
Instanzen bestätigte Praxis der EVU hat es nie gefehlt. In let 
ter Zeit mehren sich jedoch insbesondere von ländwirtschaft - 
cher Seite die Stimmen, die das Vorgehen der EVU und auch 
die bisher einhellige Rechtsprechung als unhaltbar bezeichnen 
Dabei werden eine Reihe von Gesichtspunkten. angeführt un, 
Behauptungen aufgestellt, aus denen gefolgert wird, daß 
EVU durch Zahlung der sogenannten Anerkennungsgebü 
ihre Entschädigungspflicht keinesfalls erfüllten, die Anspri 
der Betroffenen im Einzelfall vielmehr wesentlich höher läger 

a) Gegenüber der bisherigen Rechtsprechung und in Ver 
handlungen mit den EVU wird besonders gern auf den Schieds- 
spruch vom 10. März 1958 in dem Schiedsgutachterverfahren 
zwischen der Nord-West-Ölleitung-GmbH, Wilhelmshaven, 
und dem Rheinischen sowie Westfälisch-Lippischen Landwi 
schaftsverband hingewiesen. Die Berufung auf diesen Schieds 
spruch halte ich jedoch nicht für gerechtfertigt. 


Einmal beruht der Schiedsspruch vom 10. März 1958. auf 
einer vertraglichen Vereinbarung, stützt sich also nicht in ers 
Linie auf ee Vorschriften. Das Schiedsge 
richt hatte auf CR vertraglich vereinbarter Grundsätze i übe 
die Höhe der Entschädigungen für die Inanspruchnahme land- 
wirtschaftlicher Grundstücke bei der Verlegung einer Rohöl 
leitung zu befinden. Der Schiedsspruch erwähnt ausdrückli 
daß nenne ehliche Grundsätze nicht zur Grundlage g 
macht wurden. Schon aus diesem Grunde kommt dem Schieds 
spruch im Rahmen der Erörterung satsenube ph Ent 
schädigungsansprüche keine Bedeutung zu. ee 


Zum anderen ist die Schiedsgutachterkommission Sera iM 
der wichtigsten Frage, „ob und inwieweit der Verkehrswert dei 
von der Ölleitung i in Anspruch genommenen Grundstücke sich 
in einer einen Wertausgleich rechtfertigenden Weise mindert‘, 


der Schiedsspruch daher nur die Meinung des Obmanns deı 
Kommission. Daß sich nicht einmal das Gutachtergremium 
über die wichtigste ihm vorgelegte Frage einigen konnte, spricht 
ebenfalls gegen die Allgemeingültigkeit der die Entschädk 
gungsansprüche betreffenden Ausführungen des Schiedsspru 
ches. : E 

b) Weiter wird von landwirtschaftlicher Seite gern auf di S 
sog. Tantzen-Gutachten von Balkenholl, Schmidt und Tantzen 
vom 4. März 1958 hingewiesen. Ausgehend von der richtig dat- 
gelegten Rechtsgrundlage wird in dem Gutachten versucht, a 
Grund der vom BGH anerkannten beiden Methoden eine E 
schädigung zu errechnen. Diese Bemühungen führen jedo 
zu keinem Erfolg, so daß die Gutachter feststellen müssen, da 
eine Vermögenseinbuße des Betroffenen nicht zu ermitteln se 
Damit war die Aufgabe der Sachverständigen an sich erschöp 
und sie hätten ihre Ausführungen mit dee Ergebnis schließ 
müssen, daß eine entschädigungspflichtige Vermögensäinbe 
nicht zu ermitteln ist. 


Ohne Rücksicht auf dieses negative Ergebnis richtig ange 
wendeter Berechnungsmethoden bringen die Gutachter jedo 
allerdings ohne nähere Begründung, dann den Vorschlag, de 
sogenannten Rech der en mit 0,15 DM/m? 2 a) 
entschädigen. Dabei übersehen sie jedoch, daß für einen ab 
strakten Rechsverlas: eine Entschädigung nicht verlangt wer 
den kann, es sei denn, daß dadurch gleichzeitig eine Vermö 
genseihbuße eintritt, die sich rechne ermitteln läßt. Die 
Gutachter gehen offensichtlich davon aus, daß zwischen 
Veennbuhe und dem neu eingeführten Begriff des 
Rechtsverlustes ein Unterschied.besteht mit der Folge, daß bei 
de nebeneinander entschädigungspflichtig seien. Diese Auffas 


ZU) RAIL 195821155144 

11) A.a. O., Anm, 1zu $ 12 

12) Neufang a.a. O.,S. 62 

13) Lückerath :/. EW Westerwald, 1 U 250/54 
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Ü.ktrizitätswirtschaft 


‚klungstendenz der wirtschaftlichen Verhältnisse wirkt sich 
‚den Verkehrs- und Ertragswert landwirtschaftlich genutzter 
‚andstücke in gleicher Weise aus. Den Landwirten ist die 
Slglichkeit gegeben, rationeller und intensiver zu wirtschaften, 
‚durch auch der Ertrag ihrer Grundstücke günstig beeinflußt 
.d. 
{ 3s mag sein, daß mancher Eigentümer eines heute noch 
wirtschaftlich genutzten Grundstücks die Hoffnung hegt, 
ı Grund und Boden werde irgendwann einmal Bauland- 
‚rakter erhalten und damit im Wert erheblich steigen. Solche 
‚finungen müssenals Spekulationen bezeichnet werden, wenn 
in Anhaltspunkt für ihre Realisierung in absehbarer Zeit ge- 
»en ist. Eine Spekulation kann jedoch, wie bereits ausgeführt, 
3. der Ermittlung des Verkehrswertes eines Grundstücks nor- 
lerweise nicht berücksichtigt werden. Stecken jedoch in 
iem noch landwirtschaftlich genutzten Grundstück echte 
alanderwartungswerte, weil in absehbarer Zeit mit einer 
Jauung zu rechnen ist, so gehört das Grundstück nicht mehr 
enen, von welchen hier gesprochen wird. 
) Zusammenfassend ist festzustellen, daß aus den von land- 
Sstschaftlicher Seite vorgebrachten Argumenten nicht gefol- 
E t werden kann, der Verkehrswert landwirtschaftlich genutz- 
\ Grundstücke sei mehr angestiegen als deren Ertragswert. 
‚Regelfall liegen die beiden Werte auch heute noch etwa auf 
icher Ebene. Ist dies im Einzelfall ausnahmsweise nicht der 
il, so sind irgendwelche Spekulationen oder Liebhaberinter- 
on im Spiel, die normalerweise bei der Ermittlung des Ver- 
rswerteseines Grundstücksunberücksichtigtbleiben müssen. 
: den bisher gegebenen Begründungen dürfte es daher der 
Shdwirtschaft kaum möglich sein, die EVU, die Enteignungs- 
sörden und die Gerichte von der Unhaltbarkeit der bisherigen 
“xis in Entschädigungsfragen zu überzeugen. 


IV 
Den exakten Beweis für stärkeres Ansteigen der Verkehrs- 
tte von landwirtschaftlichen Grundstücken im Verhältnis zu 
em Ertragswert sind die Landwirtschaft und ihre Interessen- 
\bände bisher, soweit ersichtlich, schuldig geblieben. Das soll 
!ht heißen, daß nicht Fälle denkbar sind, in denen einmal der 
‚rkehrswert eines landwirtschaftlich genutzten Grundstücks 
Ihr angestiegen sein kann als dessen Ertragswert. Die Schwie- 
"keit wird immer darin liegen, die Umstände zu ermitteln und 
ächzuweisen, die den Verkehrswert haben ansteigen lassen, 
Ihe den Ertragswert in gleicher Weise zu beeinflussen. Mit 
zemeinen Schlagworten ist, wie ich darzulegen versucht 
be, ein derartiger Nachweis nicht zu führen. Nur aus kon- 
en Tatsachen kann möglicherweise im Einzelfall einmal der 
ıluß gezogen werden, daß der Verkehrswert eines landwirt- 
aftlichen Grundstücks gestiegen ist, nicht dagegen sein Er- 
3swert. 
‚Doch wäre mit einem solchen Nachweis noch nicht erreicht, 
"3 nun automatisch ein Entschädigungsanspruch des Betroffe- 
hin Höhe etwa der Differenz zwischen beiden Werten gege- 
!ı wäre. Dann müßte vielmehr die Frage geprüft werden, ob 
Iın die im Einzelfall vielleicht nachgewiesenen Tatsachen und 
astände, die zum Ansteigen des Verkehrswertes geführt ha- 


} 


"keit eines landwirtschaftlich genutzten Grundstücks, so kön- 
ı und dürfen diese Momente bei der Wertermittlung des 
‚undstücks im Enteignungsverfahren nicht berücksichtigt 
rden®?). Das habe ich oben im einzelnen bereits ausgeführt. 
Ur im Einzelfall möglicherweise geführte Nachweis, daß der 
rkehrswert eines Grundstücks mehr gestiegen ist als sein 
tragswert, wäre also entschädigungsrechtlich nur dann be- 
htlich, wenn die Wertermittlung allein auf solchen Tatsachen 
4 Umständen beruht, die im Enteignungsverfahren geltend 
Üinacht werden können und dürfen. 

"Wird einmal unterstellt, daß im Einzelfall beachtliche Um- 
Inde dargetan und nachgewiesen werden können, die den 
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haben ansteigen lassen, nicht dagegen den Ertragswert, so’ 


kommt es schließlich daraufan, ob die werterhöhenden Momente 
durch den Enteignungsakt, nämlich die Überspannung des 
Grundstücks mit einer Stromleitung und die Eintragung einer 
Dienstbarkeit im Grundbuch, überhaupt beeinträchtigt oder gar 
beseitigt werden. Ist nämlich keine derartige Beeinflussung fest- 
stellbar, so fehlt es an einer Vermögenseinbuße auf seiten des 
Betroffenen, die entschädigt werden könnte. 


In dem eingangs zitierten Urteil verweist der BGH u.a. auf 
ein Gutachten der Landwirtschaftskammer Rheinland für den 
Regierungspräsidenten in Düsseldorf vom 7. April 1959. In 
diesem Gutachten werden als „preisbildende Faktoren im land- 
wirtschaftlichen Grundstücksverkehr“, u. a. „Knappheit des 
Grundstücksangebotes bei starker Nachfrage, die Wertschät- 
zung eines Objektes als persönlicher Wohnsitz, die verkehrs- 
nahe Lage, die Kapitalkraft des Käufers im Vergleich zur Größe 
des Objektes, der Wunsch nach wertbeständiger und wert- 
steigender Kapitalanlage, die ansteigende allgemeine Konjunk- 
tur und Entwicklungstendenz der wirtschaftlichen Verhältnisse 
sowie Mutmaßungen über spätere bauliche Entwicklungen“ 
aufgeführt. Diese Umstände und Momente, ihre Richtigkeit 
und Beachtlichkeit einmal unterstellt, werden durch den Ent- 
eignungsakt zugunsten des EVU, nämlich die Überspannung 
des Grundstücks mit einer Stromleitung und Eintragung einer 
Dienstbarkeit im Grundbuch, aber überhaupt nicht beeinträch- 
tigt oder gar beseitigt. Damit entbehrt der Hinweis der Land- 
wirtschaftskammer Rheinland in ihrem Gutachten auf die 
„preisbildenden Faktoren im landwirtschaftlichen Grundstücks- 
verkehr“ schon der Schlüssigkeit bei der Erörterung enteig- 


nungsrechtlicher Entschädigungsfragen. Das gleiche gilt für 


die meisten anderen, von landwirtschaftlicher Seite ständig 
wiederholten Schlagworte, die im einzelnen oben im anderen 
Zusammenhang aufgeführt und erörtert sind. 


Wenn Nordalm neuerdings meint”), der BGH habe durch 
sein Urteil vom 9. Nov. 1959 die bisher lediglich im Schrifttum 


geäußerten Gedanken bestätigt, daß nämlich der landwirtschaft- 


liche Ertragswert mit dem Verkehrswert des Grundstücks nicht 
mehr übereinstimme, der Verkehrswert vielmehr heute höher 
liege, dieser jedoch durch die Enteignung absinke „und daher 
der dem Enteigneten entstandene Schaden in der Differenz 
zwischen dem Verkehrswert und dem Ertragswert bestehen 
könne“, so vermag ich dem Urteil eine solche grundsätzliche 
Bestätigung nicht zu entnehmen. Der BGH sagt im hier inter- 
essierenden Teil des Urteils nicht mehr und nicht weniger, als 


daßder Verkehrswert des landwirtschaftlich genutzten Grund- 


stücks, das keinen Baulandcharakter hat, durch die Eigentums- 
beschränkung eine Einbuße erfahren kann. Das ist nichts Neues. 
Da der BGH die Frage, ob in dem ihm zur Entscheidung vor- 


liegenden Fall eine solche Einbuße tatsächlich eingetreten ist, 


nach den bisherigen Feststellungen nicht beantworten konnte, 
mußte er den Prozeß an die Vorinstanz zurückverweisen. Er- 


gibt sich nun im weiteren Verlauf des Prozesses, daß der Ver- 


kehrswert des betroffenen Grundstücks aus im Enteignungsver- 
fahren beachtlichen Gründen gestiegen ist und die dafür ur- 
sächlichen Momente durch den Enteignungsakt beeinträchtigt 
werden, so handelt es sich um einen Sonderfall, der nicht durch 
Zahlung der sogenannten Anerkennungsgebühr von seiten des 
begünstigten EVU aus der Welt geschafft werden kann. Beruht 
dagegen die möglicherweise feststellbare Erhöhung des Ver- 
kehrswertes des betroffenen Grundstücks auf Umständen, die 
im Enteignungsverfahren unbeachtlich sind oder von dem Ent- 
eignungsakt gar nicht berührt werden, wird der Eigentümer 
sich mit der sogenannten Anerkennungsgebühr zufrieden geben 
müssen. 


Das Urteil des BGH enthält weder neue Erkenntnisse noch 
zeigt es Methoden zur Ermittlung der Höhe der Enteignungs- 
entschädigung auf, die nicht bisher schon in der Praxis ange- 
wendet worden sind. Daher muß bezweifelt werden, daß die 
Ausführungen des BGH die Verwaltungspraxis und die EVU 
veranlassen werden, ihre bisherige Praxis aufzugeben. Nach dem 
Urteil des BGH dürfte dazu keine Veranlassung bestehen. 


23) Landwirtschaftliches Wochenblatt f. Westfalen u. Lippe 1960, 
3169 
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Die Termintafel — ein Hilfsmittel zur Überwachung der 
Abwicklung geplanter Bauvorhaben 


Von W.Schröder, Bayreuth*) 


Bei der Bayerischen Elektricitäts-Lieferungs-Gesellschaft ist eine Termintafel in Gebrauch, die sic 
stellt, daß alle'im Bauprogramm enthaltenen Bauvorhaben’im laufenden Geschäftsjahr auch ausgefi 
werden und alle Bauvorhaben, die in einem unmittelbaren Zusammenhang stehen, zeitlich abgestimm 
sind und gleichzeitig in Betrieb genommen werden können. Die praktische Anwendung in den Bauabte ei 
lungen eines Energieversorgungsunternehmens wird beschrieben. 


Vorhandene Organisation 

Die Bayerische Elektricitäts-Lieferungs-Gesellschaft AG, 
Bayreuth, unterhält neben den üblichen Verwaltungsabteilun- 
gen auch umfangreiche Bauabteilungen, die in folgende 
selbständige Arbeitsgruppen unterteilt sind: 

a) In der „Arbeitsgruppe Umspannwerke“ wird der elektri- 
sche Ausbau von 110/40/15-kV-Umspannwerken geplant und 
teilweise durch eigenes Personal durchgeführt. Die Bauausfüh- 
rung durch fremde Firmen wird vom EVU aus überwacht. 


b) Die „Arbeitsgruppe Ortsnetze und Straßenbeleuchtun- 


. gen‘ befaßt sich mit der Planung für den Umbau und Neubau 


von Ortsnetzen und Straßenbeleuchtungen. Die Projekte wer- 
den bis zur Baureife geplant, und die Bauausführung, die aus- 
schließlich von Fremdfirmen durchgeführt wird, wird vom 
EVU aus überwacht. Über eigene Baukolonnen verfügt diese 
Gruppe nicht. 

c) Alle im Versorgungsgebiet zu errichtenden Hoch- und 
Tiefbauten werden in der „Arbeitsgruppe Hoch- und Tiefbau“ 
bis zur Baureife geplant. Die Bauausführung selber wird aus- 
schließlich durch fremde Firmen besorgt und vom EVU aus 
überwacht. 


d) Der „Arbeitsgruppe Hoch- und Mittelspannungsleitun- 


gen‘ obliegen die Planung und der Bau von 15-kV- bis 110- 


kV-Hochspannungsleitungen. Der Gruppe stehen zwei tech- 
nisch gut ausgerüstete Arbeitskolonnen sowie das entsprechen- 
de Personal für Verhandlungen und ähnliche Arbeiten zur Ver- 
fügung. Außerdem überwacht diese Gruppe den Leitungsbau, 
sofern er von fremden Firmen ausgeführt wird. Zusätzlich un- 
terstehen dieser Gruppe die Bauwerkstätten, in denen Gitter- 
maststationen, T'raversen und ähnliche Materialien angefertigt 
werden. 

e) Das Arbeitsgebiet der „Arbeitsgruppe Transformatoren- 
stationen“ ist die elektrische Einrichtung von gemauerten Um- 
spanneranlagen für eigenen und fremden Bedarf innerhalb des 
gesamten Versorgungsgebietes. Die Arbeiten werden aus- 
schließlich durch eigenes Personal durchgeführt. Maststationen 


. werden in der Regel im Zuge des Leitungsbaues von der Grup- 


pe d) mit errichtet. Die Herstellung der Maststationen ist Werk- 
stattarbeit. 

f) In der „Arbeitsgruppe kaufmännische Abwicklung“ wer- 
den alle kaufmännischen und verwaltungstechnischen Arbei- 


' ten, die bei den Arbeitsgruppen a) bis e) vorkommen, abge- 


wickelt. 


Alle Arbeitsgruppen arbeiten völlig selbständig und unter- 
stehen ihrem Abteilungsleiter. 


Organisation der Bauabteilungen 


Das gesamte Versorgungsgebiet ist in fünf Nebenstellenbe- 
reiche aufgeteilt. Alle Nebenstellen unterstehen der Entschei- 
dungsgewalt der Hauptverwaltung. Jede Nebenstelle verfügt 
neben dem notwendigen Betriebspersonal über eine Bauko- 
lonne, die mit Zustimmung der Bauabteilung auch für Neubau- 
arbeiten eingesetzt werden darf. Grundsätzlich dient die Ne- 
benstelle mit ihrem Personal jedoch der Aufrechterhaltung des 
Betriebes. 


*) Der Verfasser ist Mitarbeiter in der Bayerische Elektricitäts-Lie- 
ferungs-Gesellschaft AG, Bayreuth 
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Frühere Arbeitsweise 


Jede der vorgenannten bauausführenden Arbeitsgruppen 
hatte erhebliche Schwierigkeiten bei der Erfüllung ihres Bau 
gramms zu bewältigen. Witterungseinflüsse, schwierige 
handlungen mit Abnehmern, Sicherung der Maststandpunk 
und Kabeltrassen durch Grunddienstbarkeiten u. a. m. könne 
den Zeitpunkt der Durchführung des Bauvorhabens wesentli 
beeinflussen. Obwohl im Bauprogramm der Termin für 
Beginn der Arbeiten festgelegt ist, fehlte bei der Vielzahl 
einzelnen Bauvorhaben bisher die erforderliche Übersi 
Trotz des großen Wertes, der auch bisher schon auf gemeins 
me Zusammenarbeit gelegt wurde, kam es immer wieder vor, 
daß zusammengehörende Bauvorhaben verschiedener # 
beitsgruppen nicht gleichzeitig fertig wurden und somit 
Teil der neuen Anlagen für gewisse Zeit nicht nutzbringen 
verwendet werden konnte. Die bereitgestellten Geldm 
waren zeitweise blockiert oder wurden im laufenden Gesch 
jahr überhaupt nicht in Anspruch genommen. 


Die gestellte Aufgabe und ihre Lösung 


Diese unangenehmen Auswirkungen machten der Geschäfts 
leitung erhebliche Sorgen. Sie suchte Mittel und Wege um 
erreichen, daß alle im Bauprogramm enthaltenen Bauvorha 
im laufenden Geschäftsjahr auch ausgeführt werden und 
Bauvorhaben, die in einem unmittelbaren Zusammenhang ste 
hen, zeitlich abgestimmt sind und gleichzeitig in Betrieb 
nommen werden können. Zu diesem Zweck wurden ‚Bau 
grammbesprechungen“ unter Vorsitz der Geschäftsleitung a 
gehalten, und anschließend wurden Auszüge und Niederschtif- 
ten mit Terminangaben angefertigt usw. Diese Maßnah en 
führten jedoch noch nicht zu einem befriedigenden Ergebnis. 
Die Geschäftsleitung entschloß sich daher, die Abwicklung des 
Bauprogramms mit Hilfe einer bildlichen Darstellung zu Ss 


wachen. 

Die Lösung dieser Aufgabe wurde der kaufmännischen Ar 
beitsgruppe übertragen. Diese setzte sich mangels praktisch 
Erfahrungen, wie man die geplanten Termintafeln einrich 
und wie man mit ihnen arbeiten sollte, mit einer bekannten Or- 
ganisation für die Herstellung und die Anwendung von Orga 
nisationsmitteln in Verbindung) Das Ergebnis gemeinsame 
Überlegungen war die es derin Bild1 gezeigten Ter- 
mintafel „Plano-Dispo“. Bei de fabrikmäßig hergestellten, 
genormten Modell handelt es sich um eine stabile Hartholz- 
tafel von 1,20 m Höhe und 1,30 m Breite. Auf der Tafel si nd 
links 60 stabile Metallrähmchen aufmontiert, die, geschützt 
durch einen Zellonstreifen, verschiedenfarbige Bezeichnnuci] 
schilder aufnehmen. Eine senkrechte Metalleiste trennt das Bi Ben 
zeichnungsfeld von dem Arbeitsfeld. Dieses besteht aus @ 
schuppenförmig untereinander liegenden, elastischen Kunst! 
stofftaschen, die ebenfalls mit Zellonmaterial überzogen sind)! 
Somit ergibt sich in Höhe des jeweiligen Bezeichnungsschilde es 
eine Tasche, die zur Aufnahme der entsprechenden Sigml 
bestimmt ist (Bild 2). ’ 

Das gesamte Arbeitsfeld ist durch senkrechte Linien in 4n m m 
breite Streifen aufgeteilt. Wie Bild 1, Pos. 1 zeigt, wurden diese 
Streifen im vorliegenden Fall als Zeitbegrenzung verwendet; 


1) Diese „Plano-Dispo-Tafeln‘‘ werden auch mit einer Höhe für 
und 40 Kunststofftaschen und verschieden breiten Arbeitsfelder ü 
angefertigt \ 
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wurde. Ein blauer Reiter kenn= 
zeichnet die Tatsache und den 
Zeitpunkt der Genehmigung 
des Bauauftrags für das Bau- 
vorhaben, ein gelber Reiter 
zeigt den Zeitpunkt der Be- 
endigung der Arbeit an. Die 
verschiedene Höhe des in die ri 
Plano-Taschen eingesteckten Er 
grünen und roten Zellonma- 

terials ermöglicht eine deut- 

liche Kennzeichnung auch bei Be 
Termingleichheitoder Termin- 
überschneidungen. 


Bild 1. Termintafel mit Be- P Br 
zeichnungs- und Arbeitsfeld e = 
1 a 
. ? 3; & 
“lbei jeder 4 mm breite Abschnitt den Zeitraum einer halben Vorerst wurde für jede der vorgenannten Arbeitsgruppen E: 
ı Suche festlegt. In unserem Beispiel wurde eine Breite des Ar- eine Termintafel beschriftet. Auf dieser Tafel wurden alle Bau- Er 
olitsfeldes gewählt, die die Darstellung von Bauvorhaben über vorhaben des Bauprogramms der entsprechenden Arbeits- fe 
sei Jahre hinaus gestattet. So ergibt sich, von links nach rechts gruppe erfaßt. Insgesamt handelt es sich um rd. 300 Bauvor-- g 
@ehen, eine Zweijahreseinteilung (zweimal Januar bis De- haben. > = 
‚ıber). Der auswechselbare obere Bezeichnungsstreifen (Pos. en , he len 
wird nach Ablauf dieser zwei Jahre ee r den N Le ee » : Ei 
| en Ausgangspunkt für die Einrichtung der Termintafeln = 
f ur bildete das Bauprogramm. Es enthält von Natur aus alle not- RT 

\ =: 5 wendigen Angaben für die Termindarstellung, wie den vorge- 

h == a Holztafel sehenen Beginn der Arbeit, die vorgesehene Zeitdauer sowie 

a = b elastisches Kunststoffmaterial die Angaben, ob die Arbeit von eigenem Personal oder von 

= c Überzug aus Zellon fremden Firmen ausgeführt werden soll. 

=| b d Taschen zum Aufnehmen der Als erstes wurden dann die Bezeichnungsschilder für die ver- 

HL Zeichen und Signale schiedenen Bauvorhaben jeder Arbeitsgruppe geschrieben und 

els2g in der Bauprogramm-Reihenfolge untereinander angebracht. 

IH Eine wesentliche Erleichterung war, daß die Bezeichnungs- 


Q 
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Bild 2. Schnitt durch das 


ULLI 


S Arbeitsfeld einer Era 
N T „Plano-Dispo“-Tafel BR 
3 Lo 
J 4 iS 

ER 


"Digenden zwei Jahren beschriftet. Bei der Wocheneinteilung 
“wurden die Monate mit einunddreißig Tagen als neun halbe, 
"Bl anderen Monate als acht halbe Wochen betrachtet. Das er- 
)t im ganzen eine Jahreseinteilung von zweiundfünfzig 
"sischen. Über die gesamte Breite des Arbeitsfeldes laufen in 
'Uweglichen Halterungen befestigte senkrechte, verschieden- 
'Sbige Terminlote (Bild 3, Pos. 1). 

Oberhalb der Bezeichnungsschilder ist eine kurze Erklärung 
"ld 1, Pos. 3) über die Raumeinteilung der Bezeichnungs- 
Ohilder selbst angebracht, z.B. Position des Bauprogramms 
1 — 1), Bezeichnung der Anlage (Ortsnetz Michelsreuth), 
szuführende Arbeit (Neubau), Beginn (April), Dauer (3 Wo- 
“sn) und Ausführung durch (N). Unterhalb der Bezeichnungs- 
Gliilder (Bild 3, Pos. 3) befindet sich eine Erklärung der auf der 
'öllbeitstafel verwendeten Signale und Zeichen, die grundsätz- 
“a aus buntem Zellonmaterial bestehen. Die grüne Farbe 
Sianzeichnet das Arbeits-Soll, die rote Farbe das Arbeits-Ist. 1 rotes Terminlot zur Kennzeichnung des Wochenendes, 2 gelbes 
lei verschiedene Farbtöne ‚‚rot‘“ weisen gleichzeitig aus, ob Terminlot zur Kennzeichnung des Jahresendes, 3 Erklärung der Sig- 
J3" Arbeit durch eine fremde Firma, eine Baukolonne der Bau- nale und Zeichen 

\Weilungen oder eine Kolonne der Nebenstellen ausgeführt Bild 3. Terminlote 
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schilder von der Herstellerfirma in den notwendigen Abmes- 
sungen auf Kartonstreifen vorgedruckt waren und man somit 
einen gleichmäßigen Beschriftungsabstand erzielte. 

Nun wurde das geplante Arbeits-Soll durch grüne Zellon- 
streifen dargestellt. An Hand einer Schablone brauchte nur ein 
der Arbeitszeit entsprechend langer grüner Streifen abgeschnit- 
ten zu werden, z.B. Arbeitszeit 3,5 Wochen = 7x4 mm = 
28 mm oder 7 Arbeitsfeldstreifen (Bild 1, Pos. 4). Wenn nun 
‚der Beginn einer Arbeit für Monat April vorgesehen war, so 
brauchte also der grüne Zellonstreifen nur unter der Monats- 
einteilung April anfangend in das Arbeitsfeld eingesteckt zu 
werden (Pos. 5). Hiermit war auch gleichzeitig der vorgesehene 
Termin der Arbeitsbeendigung angezeigt. 


Der Arbeitsaufwand für die Einrichtung der Tafeln war ver- 
hältnismäßig gering; denn innerhalb weniger Stunden waren 
alle Tafeln Sn genchen 


Jetzt zeigte sich schon deutlich, daß zu bestimmten Jahres- 
zeiten eine Anhäufung von Arbeit auftrat, welche die vorhan- 
dene Arbeitskapazität bei weitem überschritt. Ungeachtet des- 
sen wurden die geplanten Soll-Termine beibehalten. Termin- 
änderungen ergaben sich im Laufe des Arbeitsjahres von selbst. 


Darstellung des Arbeitsablaufesan der Termintafel 


Bei dem genannten EVÜU ist es Vorschrift, daß für jedes Bau- 
vorhaben ein genehmigter Bauauftrag vorliegt: Der Bauauftrag 
enthält neben verschiedenen internen Angaben auch eine ge- 

 naue Bezeichnung der auszuführenden Arbeit und die nament- 

liche Nennung des Bauleiters. Dieser ist dafür verantwortlich, 
daß der Arbeitsbeginn, eine mögliche Arbeitsunterbrechung 
und die Beendigung der Arbeit an die kaufmännische Arbeits- 
gruppe gemeldet werden. Es darf hervorgehoben werden, daß 
diese Arbeitsmeldung die einzige Belastung des technischen 
Personals der Bauabteilungen darstellt. Alle anderen Arbeiten, 
die im Zusammenhang mit der Einrichtung und dem Betrieb 
der Termintafeln stehen, werden von der kaufmännischen Ar- 
beitsgruppe geleistet. 


. Der Bauleiter erhält also einen genehmigten Bauauftrag, der 
ihn anweist, diese oder jene Arbeit auszuführen. Da im Laufe 
eines Arbeitsjahres rd. 5000 derartige Bauaufträge für kleinere 
und größere Arbeiten erstellt werden, war es notwendig, die 

' etwa 300 größeren Bauaufträge, deren Arbeitsablauf auf der Ter- 
mintafel dargestellt wird, besonders zu kennzeichnen. Diese 
Bauaufträge erhalten daher einen roten Stempelaufdruck ‚‚Ach- 
tung! Arbeitsanzeige erforderlich“. Außerdem werden diesen 
Bauaufträgen zwei Vordrucke „Arbeitsanzeige“ beigefügt. Sie 


2 


| a nr E 
Elektrizitätswirtschaft” 


tv 


; 
enthalten neben einigen internen Angaben wieder eine kurze 
Arbeitsbeschreibung. Diese und alle internen Angaben werden 
von der kaufmännischen Arbeitsgruppe bereits vorgeschrieben, 
Für den Bauleiter bleiben nur die Spalten für „Arbeitsbeginn 
ehe „ unterbrochen am “2... ‚ wieder aufgenommen 
a a „beendet am.n...... “, offen. Nach Eintragung der‘ 
entepröchenden Daten gehen diese Arbeitsanzeigen une 
schrieben an die en Arbeitsgruppe. = 

Auf der Termihtafel ist inzwischen das Genehmigungsdatum 
des Bauauftrags durch einen blauen Reiter kenntlich ge 
macht (Bild 1, Pos. 6). Diese Kennzeichnung wird jeweils täg- 
lich vorgenommen. An einem bestimmten Tag in der Woche 
werden die Tafeln vervollständigt. Zuerst wird das rote Tages- 
lot auf das Tagesdatum vorgeschoben (Pos. 7). Rote Zellon- 
streifen sind bereits auf 8 mm (= 1 Woche) breite Stücke zug 
schnitten. An Hand der Arbeitsanzeigen wird nun überall do 
ein roter Wochenabschnitt eingesteckt, wo eine Arbeitsbegin 
meldung vorliegt. Bei Be an denen zur Zeit gearbe 
tet Er dee. sich also der rote Zellonstreifen abschließe 
mit dem roten Tageslot (Pos. 8). Bauvorhaben, bei denen d 
Arbeit unterbrochen wurdc, werden auf die Dauer der Unter 
brechung nicht mit dem roten Zellonstreifen versehen (Pos. 9), 
Um eine Unterscheidung zwischen Arbeitsunterbrechung und 
Arbeitsbeendigung zu ermöglichen, wird die Arbeitsbeendi 
gung zusätzlich durch einen gelben Reiter gekennzeichnet (Pos. 
10). Die laufende Vervollständigung der Termintafeln ist also 
sehr einfach und nimmt nicht länger als eine Stunde in der Wo» 
che in Anspruch. B: 


Der anfängliche, menschlich verständliche Widerstand 
technischen Personals gegen diese Termintafeln hat sich gelegt 
und macht der vernünftigen Erwägung Platz, daß eine ständige, 
schnelle Information über den Stand der Arbeit doch recht gü 
stig ist. Jeder Arbeitsgruppenleiter sieht mit einem Blick, w. 
che Bauvorhaben in Arbeit (Bild 1, Pos. 8), welche Bauvorha 
ben beendet (Pos. 10) und welche Bauvorhaben arbeitsmäßt 
noch zu bewältigen sind (Pos. 11). Ferner sieht er, bei welch 
Bauvorhaben die Arbeit in Verzug ist (Pos. 11), bei welchen 
mehr Arbeitszeit als vorgesehen benötigt wurde (Pos. 10) ı d 
bei welchen weniger. ES ist also schr einfach, daraus sofoft 
wichtige Entschlüsse für die weitere Disposition des Arbeits- 
einsatzes zu ziehen. Auch die Vorgesetzten der Gruppenleiter 
können sich mit einem Blick von dem Stand der Abwicklu 
des Bauprogramms unterrichten. 


Zu erwähnen ist noch, daß Einrichtung und laufende ver 
vollständigung der T te ineiner Hand der kaufmänni 
schen Arbeitsgruppe liegt. Nut 
eine Personist berechtigt, Vet A 
änderungenaufden Tara vor- | 
zunehmen. Andererseits hatdi 
se Person keinerlei Weisungs- | 
befugnisse, diese oder jene Ar- 
beit zu beginnen, sie vorzuzie- 
hen oder zurückzustellen. Da 
diese Entscheidungen aus- 
schließlich von den Arbeits- | 
gruppenleitern oderderen Vor- | 
gesetzten gefällt werden, ist | 
kein Anlaß für offene oder ver- 
steckte Kompetenzstreitigkei- 
ten gegeben. 


Um einen schnellen Über- 
blick über die Abwicklung des | 
Gesamt-Bauprogramms!| 
zu erlangen und gegebenenfalls 
kurzfristig eingreifen zu kön- 
nen, sah sich der Vorstand des 
genannten EVU veranlaßt, die 
Darstellung der Abwicklung 


Bild 4. Abwicklung zuein- 
andergehörender Bauvorhaben | 
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Ein weltweites Netz vo Rohren umspannt den Erdball: 
Rohre, in denen sich der Kreislauf der Energien vollzieht. Ein weltweites Netz von freund- 
schaftlichen Beziehungen ist seit 30 Jahren zwischen uns und unseren Geschäftspartnern 
geknüpft. Die in aller Welt durch uns verlegten Rohrleitungen würden, aneinanderge- 
legt, viele Tausende von Kilometern ausmachen. Wir planen, liefern und montieren 


komplette Rohrleitungen für die gesamte Industrie und für jeden Verwendungszweck. 


PAUL KAHLE 


PAUL KAHLE ROHRLEITUNGSBAU G.M.B.H. DÜSSELDORF 


Energiewirtschaftsgesetz 


Gesetz zur Förderung der Energiewirtschaft nebst 2., 3. und 5. Durchführungsverordnung 
und Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 


DIN A 5, 24 Seiten, kartoniert DM 1,— 


Diese Gesetzestexte bilden die rechtliche Grundlage für die Stellung der Energiebetriebe innerhalb der Wirtschaft. Die vor- 
liegende Zusammenstellung entspricht daher den Anforderungen der täglichen Praxis. Hierbei erschien es ausreichend, das 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen nur auszugsweise wiederzugeben und auf diejenigen Paragraphen zu beschrän- 
ken, die für die Energiewirtschaft von besonderem Interesse sind. 

Da diese wichtigen und grundlegenden gesetzlichen Bestimmungen sonst fast nur in umfassenden Gesetzessammlungen zu 
finden sind, dürfte die vorliegende Handausgabe zum Preis von DM 1,— je Stück eine willkommene Gelegenheit bieten, 
nunmehr alle an verantwortlicher Stelle stehenden Mitarbeiter der Energiewirtschaft mit den Rechtsgrundlagen ihres Wirt- 
schaftszweiges vertraut zu machen. 


Die Rechtsnatur des Energieversorgungsvertrages 


Dissertation vonH. Dickmann 


94 Seiten DIN A 5, broschiert, DM 7,— 


Der Verfasser stellt in seiner gründlichen Untersuchung klar heraus, daß es sich bei dem Energieversorgungsvertrag nicht 
um einen Sachlieferungs- oder ähnlichen Vertrag handelt, sondern daß man dem Charakter der Energielieferung nur dann 
gerecht werden kann, wenn man die Bereitstellung der Energie durch besondere Zuleitung für die Dauer des Vertragsver- 
hältnisses als wesentlich erkennt. 


Inhalt: 


Tatbestand: Die Energie — Die Lieferung — Die wirtschaftliche Eigentümlichkeit der Energieversorgung. Vertragsabschluß 
und Vertragspflichten: Der Vertragsschluß — Die Versorgerpflichten — Die Abnehmerpflichten. Die Vertragsrechte: Die 
Rechte des Versorgers — Die Rechtsstellung des Abnehmers. Der schuldrechtliche Charakter des Energieversorgungsvertrages: 
Der privatrechtliche Schuldcharakter — Die Gegenseitigkeit und Einheitlichkeit — Der Vertrag als Dauervertrag — Fund- 
stellen. Die Stellung des Energieversorgungsvertrages im Bürgerlichen Recht: als Gebrauchsüberlassungsvertrag (Miete, Pacht) 
— als Verschaffungsvertrag (Werk-, Kaufvertrag) — als Dienstvertrag — Der Vertrag sui generis. Grenzen der Vertrags- 
freiheit: nach Bürgerlichem Recht — nach öffentlichem Recht — Der rechtlich geregelte Schuldvertrag. Die Behandlung der 
Vertragsleistungen: im Konkurs des Abnehmers — nach $ 36, Absatz II VerglO — bei der Währungsumstellung. Ergebnis. 


Seit Abfassung dieser Dissertation hat die Rechtsprechung das Ergebnis der Arbeit 


bestätigt und die herrschende Meinung grundsätzlich weiter gefestigt. 


Verlags- und Wirtschaftsgesellschaft der Elektrizitätswerke mbH. 
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ssBauprogrammsauf „Plano-Dispo-Tafeln“'noch zu erweitern. 
\2ben den Termintafeln für die einzelnen Arbeitsgruppen sollte 
s gesamte Bauprogramm auf einer Gesamt-Übersichtstafel 
Ürgestellt werden. Hier lag der Sc hwerpunkt auf der Darstel- 
> ag der Abwicklung zueinandergehörender Bauvorhaben. 
"Beispiel: Aus dem Begriff „Bauvorhaben Michelsreuth‘“, 
us aus dem Neubau einer 15-kV-Stichleitung, dem Neubau 
ner Umspannanlage sowie dem Umbau des Ortsnetzes und 
“r Straßenbeleuchtung besteht, wollte man die koordinierte 
Jowicklung der den verschiedenen Zuständigkeitsbereichen 
Öıterstehenden Bauvorhaben ersehen. Die Abwicklung zuein- 
“ dergehörender Bauvorhaben verschiedener Arbeitsgruppen 
sichtlich zu machen, war nun leicht. Für die Bauvorhaben je- 
ur einzelnen Arbeitsgruppe wurde eine bestimmte Farbe fest- 
Wlegt. Das „Soll“ wird durch einen Kartonstreifen, das ‚‚Ist“ 
©ırch einen gleichfarbigen Zellonstreifen dargestellt. Die ver- 
Shiedenfarbigen Karton- bzw. Zellonstreifen haben eine un- 
©rschiedliche Höhe, womit erreicht wird, daß in einer Reihe 
ts Arbeitsfeldes „Soll“ und ‚‚Ist‘ bis zu sechs Bauvorhaben 
i 


verschiedener Arbeitsgruppen gleichzeitig dargestellt werden 
können (Bild 4). Diese Gesamt-Übersichtstafeln wurden ge- 
nauso wie bei den Termintafeln der einzelnen Arbeitsgruppen 
eingerichtet und vervollständigt, so daß sich nur eine geringe 
Mehrbelastung ergab. 


Bisherige Erfahrungen 


Zusammenfassend ist zu sagen, daß mit der Anschaffung und 
laufenden Vervollständigung der beschriebenen Termintafeln 
die gestellten Aufgaben einwandfrei gelöst wurden. Das Ergeb- 
nis hat sowohl die technischen als auch die kaufmännischen 
Dienststellen zufriedengestellt. Die „Plano-Dispo“-Anlage be- 
steht zur Zeit aus insgesamt 14 Tafeln verschiedener Abmes- 
sungen. Laufende Erweiterungen sind jederzeit möglich und zu 
erwarten. Ein Vergleich zwischen dem Vorteil einer kurzfristi- 


gen und klaren Übersicht über den Stand der Abwicklung des _ 


Bauprogramms und dem verhältnismäßig geringen Aufwand, 
dies zu erreichen, zeigt die erheblichen Vorteile solcher Ter- 
mintafeln deutlich auf. 


ıus.der Praxis einer EVU-Pressestelle 


"ion G.Schäcke, Dortmund*) 


DK 659.13/.17:061.5: 621.311 


Es wird über die Arbeit der Pressestelle eines großen Energieversorgungsunternehmens zur Pflege des 
Kontakts mit der Tages- und Fachpresse und zur Pflege der innerbetrieblichen Beziehungen berichtet. 
Auch kleineren EVU, die nicht über eine Pressestelle verfügen, dürfte der Aufsatz Anregungen bieten, 
wie sie die Öffentlichkeit bzw. ihre Verbraucherschaft auf dem laufenden halten können. 


en 
! 

. 
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er Spezialist für Vertrauen 
Es mag von Zeit zu Zeit nützlich sein, daran zu erinnern, daß 
}ıch der „königliche Kaufmann“ und der „technische Pionier“ 
"nst Vertrauen erwerben mußten, um für Ware und Erfindung 
S.teressenten und Käufer zu finden. Vertrauen zu erwerben, ge- 
Srte zum Beruf und galt als eine der wesentlichen Vorausset- 
Singen zur erfolgreichen Führung eines Geschäftes. Noch aber 
ar die Basis des Vertrauens der Kaufmann, Handwerker oder 
© ewerbetreibende, der Inhaber der Firma selbst, wie auch heute 
"bch in vielen Gewerbezweigen und in der Kleinindustrie. 


3 Die Großindustrie dagegen hat, wie in vielen anderen gesell- 
Üihaftlichen Beziehungen, auch in der Vertrauenswerbung 
nen Wandel herbeigeführt. Seitdem z. B. der Einkäufer eines 
Sinternehmens nicht mehr gleichzeitig Verkäufer ist und der 
tiechniker erst recht immer weniger mit dem Verkauf zu tun 
St, ist er auch nicht mehr so unmittelbar an dem Markt inter- 
"siert, auf dem die Ware seiner Firma angeboten und verkauft 
\ird. Sicher weiß jeder in einem Großbetrieb tätige Arbeiter 
ler Angestellte, daß er vom Absatz der Ware abhängig ist. 
las Bewußtsein aber, daß auch ein Unternehmen ohne Ver- 
}auen nicht leben kann, ist dennoch in weiten Kreisen nur ge- 
Sing entwickelt. Die industrielle Spezialisierung hat dazu geführt, 
Kaß außer der Unternehmensleitung nur noch der Verkäufer 
J'ad Berater, zuweilen auch der Jurist, bei den EVU besonders 
ıch der Kassierer in unmittelbarer Verbindung mit dem Käu- 
Ur stehen. Doch alle diese Kontaktstellen haben Relais von nur 
egrenzter und unterschiedlicher Reichweite und Wirkung. 
/llein die Unternehmensleitung verfügt über die umfassende 
.pparatur, mit der alle Kontaktnehmer eines modernen Groß- 
Jletriebes erreicht werden könnten, wenn — die Zeit dafür vor- 
anden wäre. 


'\ Erfreulicherweise hat in den letzten Jahren selbst bei den 
lonkurrenzlosen Unternehmen die Erkenntnis an Boden gc- 
onnen, daß Mißtrauen oder Vertrauen der Umwelt auf die 
")auer das Geschäftsergebnis ungünstig oder günstig beeir- 
\ussen. Das Verständnis dafür, daß Verkaufen nicht zuletzt 
uch Vertrauen beim Käufer voraussetzt und daher die Vertrau- 
ıaswerbung mit zum Produktionsprogramm gehört, ist ge- 


| *) Der Verfasser ist Leiter der Pressestelle der Vereinigte Elektrizi- 
itswerke Westfalen AG (VEW) 


wachsen. So ist neben den Fachmann in den kaufmännischen 
und technischen Bereichen der „Spezialist für Vertrauen‘, die 
Vertrauenswerbung, getreten. Das kann natürlich nicht bedes- 
ten, daß damit alle anderen Stellen aus der Verantwortung über 


Vertrauen oder Mißtrauen entlassen wären und Angestellte, 


Arbeiter, Kaufleute und Techniker keine Rücksichten mehr auf 


die Pflege des äußeren Eindrucks eines Unternehmens zu neh- 


men hätten. Die Vertrauenswerbung hat, richtig verstanden, in 


diesem Zusammenhang die Aufgabe, das vorhandene Vertrau- 
enspotential zu mehren oder es doch, wo das Gefühl, „für den 
Kunden da zu sein“ noch unterentwickelt ist, zu aktivieren. 


Die Lokalredakteure und Reporter 


Nun mag man sagen: Strom kommt ohnehin ins Haus; ein 
EVU ist ja nicht ein industrielles Fertigungsunternehmen. 
Kommt ein EVU aber dennoch ohne das Vertrauen der Öffent- 
lichkeit aus? Die öffentliche Meinung schlägt sich in den Zei- 
tungen nieder. Deshalb kann man die Frage auch so stellen: 
Darf es einem EVU gleich sein, wie es von der Presse beurteilt 
wird? Ist es gleichgültig, was die Zeitungsleute als Inspiratoren 
und Träger der öffentlichen Meinung schreiben? 


Das EVU, von dessen Praxis in der Vertrauenswerbung aus 
der Sicht 15jähriger Erfahrung in einer Pressestelle hier berich- 
tet werden soll, ist ein regionales Unternehmen mit rd. 50 Städ- 
ten (darunter 5 Großstädten) und 20 Landkreisen Die öffent- 
liche Meinung in diesem Raum wird u.a. von 15 Tageszeitun- 
gen mit zusammen rd. 130 Lokalausgaben (in fast jeder Stadt 
mindestens drei) und fünf ebenfalls täglich erscheinenden über- 
regionalen Zeitungen beeinflußt. Die Pressestelle hat also mit 
rd. 130 Lokalredakteuren mit entsprechend vielen fest angestell- 
ten Mitarbeitern und rd. 30 Wirtschaftsschriftleitern oder Kor- 
respondenten zu tun, und von der Zusammenarbeit mit ihnen 
soll zunächst berichtet werden. 


Jährlich bringen die Lokalschriftleiter mindestens einmal 
einen Artikel in Großaufmachung über die finanziellen und 
sachlichen Aufwendungen des EVU in den jeweils örtlichen 
Verbreitungsgebieten der Lokalausgaben. Dank der ständigen 
Fühlungnahme zwischen EVU-Pressestelle und Zeitung kom- 
men dabei Mißverständnisse z.B. über den Begriff des Mono- 
pols nicht mehr vor. Alle mit dem EVU in Kontakt stehenden 
Redakteure wissen heute, daß die Struktur der Energieversor- 
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gung zwar eine Monopolähnlichkeit technisch und auch aus 
Wirtschaftlichkeitsgründen bedingt, daß es sich dabei abernicht 
um ein Monopol im üblichen und üblen Sinn handelt. In den 
Berichten werden auch die ständigen Bemühungen des Unter- 
nehmens um eine sichere und ausreichende Energieversorgung 
für den Abnehmer anerkannt. Über Stations- und Netzarbeiten, 
ein Gebiet, das jedermann sichtbar ist, berichtet man freund- 
lich und jederzeit sachlich; die Pressestelle erinnert die Reporter 
des öfteren daran, daß der Mann an der Baustelle nur begrenzt 
Auskunftzu geben in der Lage ist undjedes Überfragen zu Falsch- 
meldungen führen muß. Daß die Pressestelle nicht die Aufgabe 
haben kann, die Schriftleiter auf Grund des persönlichen Kon- 
taktes zu veranlassen, offensichtliche Mängel (wo gibt es keine 
Fehler?) mit dem Mantel der Liebe zuzudecken, dürfte selbst- 
verständlich sein. Als erfreulicher Erfolg darf gewertet werden, 

_ daß die Lokalredakteure unseres Versorgungsgebietes auch not- 
wendige Tariferhöhungen nicht kritisiert haben, nachdem sie 
darüber ausreichend und mit sachlichen Argumenten „ein- 
leuchtend“ unterrichtet worden sind. 


Die Wirtschaftsschriftleiter und -korrespondenten 
Zum kleineren Kreis derer, von deren Berichten der Ruf eines 
Unternehmens nicht zuletzt abhängt, gehören die Schriftleiter 
und Korrespondenten von Wirtschaftszeitschriften und -zeitun- 
gen. Sie sind die Berufenen, die das Wirtschaftsbarometer deu- 
_ ten, Geschäftsberichte miteinander vergleichen können und 
— wie die Erfahrung gezeigt hat — sich gern bereit finden, be- 
sondere Anstrengungen des Unternehmens auch entsprechend 
anzuerkennen. Sie genießen ein Vertrauen, dem zu verdanken 
ist, daß delikate Dinge auch delikat behandelt werden. Schon 
‚ allein der Wille der Pressestelle zu einer ernsthaften Information 
macht sich gut bezahlt. Pannen waren in diesem Kreis der Publi- 


© zistik in den 15 Jahren, über die hier berichtet wird, noch in 


keinem Fall zu verzeichnen gewesen. Im Gegenteil, der Ver- 
fasser darf sich mit Vergnügen der Anerkennung und des 
Dankes dieser ausgezeichneten und kenntnisreichen Spezialisten 
erinnern. 


Die große Pressekonferenz 


Den Höhepunkt des Jahres bildet die Pressekonferenz zur 
Hauptversammlung, an der neben der großen Wirtschaftspresse 


selbstverständlich auch die örtliche Presse am Sitz des Unter- 
. nehmens teilnimmt. Allen Schriftleitern wird der Geschäfts- 


bericht eine Woche im voraus mit Sperrfristvermerk zugesandt. 
Soweit es die Zeit erlaubt, wird den Redakteuren der Geschäfts- 
bericht persönlich überreicht, womit gleichzeitig auch Gelegen- 
heit zu einem Informationsgespräch gegeben ist, was nicht un- 
wesentlich zu einem interessanten Verlauf der Konferenz bei- 


tragen kann. In dieser Hinsicht ist einer Pressestelle ein weites 


Feld der Vorbereitung anvertraut, das allerdings nur mit Dis- 
kretion, Takt und persönlichem, über Jahre hinaus bestehendem 
"Kontakt erfolgreich bestellt werden kann. Unser Unternehmen 
und die Presse sind dabei in den 15 Berichtsjahren nachweislich 


gut gefahren. Auf den Pressekonferenzen selbst geben wir in 


jeder Beziehung „dem Kaiser was des Kaisers ist“. Die Presse 
ist in allen ihren Teilen ein gleichmäßig gern gesehener Gast und 

‚folglich auf der Konferenz zu Hause. Nun noch mitzuteilen, 
was den Gästen an übersichtlich geordnetem Material überreicht 
wurde, ist wohl nicht notwendig. 


In den letzten Jahren wurden die nach der Hauptpresse- 
konferenz erschienenen Berichte in einer gedruckten Schrift 
zusammengefaßt. Diese haben wir sowohl an den Aufsichtsrat, 
den Betriebsrat und andere Interessenten als auch an die Teil- 
nehmer der Pressekonferenz gesandt. Damit war es den Schrift- 
leitern nicht nur möglich, ihre eigene Arbeit mit der aller ande- 
ren Berichterstatter zu vergleichen, sondern sie hatten sie auch 


für das nächste Jahr insgesamt griffbereit. 


‚Die Pressekonferenzen für die Lokalredakteure 
.. In jedem Herbst finden die drei Pressekonferenzen der Lokal- 
 redakteure statt, — je eine Konferenz für den Bereich einer 
Bezirksdirektion in dem weiträumigen EVU. Die Beteiligung 
an diesen Tagungen schwankt zwischen 40 und 90 Personen. 
Tagungstag ist seit Jahren ein Sonnabend, da die Schriftleiter 
an diesem Tag ihren „Sonntag“ haben und meist bis zum 
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Abend frei von anderen Verpflichtungen sind. Es ist verständ- 
lich, daß sich auch ein Lokalredakteur ungern den freien Tag 
nehmen läßt. Die Pressestelle muß daher schon bemüht sein, 
diese Konferenzen gut vorzubereiten, damit sie zu einem alle 
Jahre wechselnden, aber stets eindrucksvollen Erlebnis werden, 
So ergibt sich zwangsläufig, daß diese Veranstaltungen eine 
Empfehlung für das gastgebende Unternehmen sind, an die sich 
alle Teilnehmer gern erinnern. 


Die Einladung zu diesen Konferenzen erfolgt zehn Tage vor- 
her mit der Bitte um Rückantwort über Teilnahme und Teil 
nehmer. Die Damen der verheirateten Schriftleiter sind eben- 
falls eingeladen. Das geschieht nicht zuletzt deshalb, um den 
Charakter des Journalistensonntags zu wahren. Neben Ort und 
Beginn der Tagung werden in den Einladungen die besten Ver- 
kehrsverbindungen angegeben. Einige Teilnehmer haben bis 
zu drei Stunden Fahrzeit zurückzulegen. Man mag auch daran 
erkennen, wie gut vorbereitet die Tagungen sein müssen, um 
den Gästen die Reise zumuten zu können. Der Tagungsort | 
wechselt von Jahr zu Jahr. Vormittags werden gewöhnlich 
interessante Erzeugungs- und Verteilungsanlagen sowie indu- | 
strielle, gewerbliche, land- oder hauswirtschaftliche Verbrauchs- 
anlagen besichtigt. Der Nachmittag ist den oft durch Lichtbilder ' 
anschaulich gemachten Informationen und einer von alle 
Seiten sehr willkommenen Aussprache in Frage und Antwort 
vorbehalten. Neuerdings findet für die Damen nach dem ' 
Mittagessen eine Schau von Geräten mit einem Vortrag über | 
ihre Anwendung statt. Selbstverständlich erhalten auch die 
Lokalredakteure sorgfältig ausgesuchtes Material und beson- 
dere, nach den Verbreitungsgebieten der einzelnen Lokalaus- | 
gaben unterteilte Informationen in einer Mappe. „Die Presse- | 
stelle darf den Redaktionen den Stoff nicht vorkauen und in 
Waschzetteln servieren. Sie sollte nur Mitteilungen verschicken, 
aus denen der Schriftleiter machen kann, was er will. Vor allem 
muß ihm offenstehen, das Material zu verwenden oder unter den | 
Tisch fallen zu lassen.‘ Diese von W. Baranowski in der Journa- 
listenzeitschrift „Die Feder“ 11/12 (1959) vertretene Auffassun 
gehört mit zur Praxis. 


1 
Vom EVU nehmen an diesen Pressekonferenzen der Bezirks | 
direktor und die leitenden Herren der technischen und der für 
den Energieverkauf in Frage kommenden Abteilungen teil. 
Wenn dabei, wie es des öfteren vorkommt, Einzelheiten erör- | 
tert werden, mit denen der Mann der Presse nicht vertraut ist 
und nicht vertraut sein kann, dann ist es Sache der Pressestelle, 
sogenannte „dumme Fragen“ zu stellen und die Darstellung auf 
eine Ebene zu verlagern, die es dem Lokalredakteur erlaubt, 
seinen Lesern das Gehörte „plausibel“ mitteilen zu können. En 
der für alle über alles schreiben und berichten soll, hat es in die- 
ser Hinsicht viel Schwerer als der Schriftleiter eines Spezial 
blattes. Wer es darum versteht, eine technische oder kaufmän- 
nisch verzwickte und mit vielen Spezialausdrücken versehene 
Materie einfach darzustellen, der hat sich den zu Unrecht viel 
verrufenen Lokalredakteut oder Reporter zum Freund und | 
Helfer bei dem Bemühen gemacht, dem EVU eine gute Presse 
und gute öffentliche Meinung zu verschaffen. (Leider wird die- 
ser Gesichtspunkt von den EVU-Teilnehmern nicht immer ge- 
bührend berücksichtigt.) 


Der Kontakt im eigenen Hause 


Aber nicht nur zur Presse, sondern auch zu den eigenen Ab- ' 
teilungen des EVU muß die Pressestelle ein gutes Verhältnis ' 
herstellen. Es ist um der Sache willen meist richtig, wenn die 
Pressestelle bei Anfrage eines Schriftleiters sofort mit der zu- 
ständigen Abteilung verbinden kann und sich hinterher erst 
wieder einschaltet, wenn das Gespräch für die eine oder andere 
Seite nicht zufriedenstellend verlaufen ist. Eine Atmosphäre 
gegenseitiger Achtung erscheint mir bei diesem Gespräch 
Grundvoraussetzung zu sein. Vom hohen Roß läßt sich ebenso- 
wenig Kontakt schließen wie aus dem Gefühl einer unbegrün- 
deten Angst vor der Öffentlichkeit. 


Die Verbindung mit den technischen und besonders mit den 
energiewerblichen Abteilungen des EVU ist auch wichtig we- 
gen der über das ganze Jahr hinausgehenden und von Fall zu 
Fall sich ergebenen Presseinformationen. Wir haben begonnen, 
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le Redaktionen auch über Sinn und Zweck selbst geringfügi- 
ur Erweiterungen im Verteilungsnetz oder über neue Einrich- 
singen im Verbrauch durch Bild und Text zu unterrichten. 
Aadzweck ist — und langjährige Erfahrungen zeigen, daß wir 
"it dem persönlichen Kontakt dazu auf dem richtigen Weg 
ad —, in den Schriftleitern die Überzeugung wachzurufen, 
JB das EVU stets bemüht ist, den Abnehmer so sicher, so aus- 
säichend und so billig wie möglich mit Energie zu versorgen. 


"ie Insertion 

Ein nicht unwichtiges Nebengebiet unserer Pressestelle — 
ser nur angedeutet — ist die Insertion. Alle aufzugebenden 
nzeigen des EVU gehen über die Pressestelle. Dabei respek- 
erren wir unbedingt den Grundsatz der ernst zu nehmenden 
Jesse, daß die Aufgabe einer Anzeige nicht mit dem Verlangen 
ch gleichzeitiger SAuftähine von Sedäktionellen Informatio- 
sn und Berichten gekuppelt werden darf. Im gleichen Sinn 
Ssrmeiden wir möglichst, in einer Zeitschrift oder Zeitung, 
1’ der ein in unserem Unternehmen verfaßter Beitrag veröffent- 
“kht wird, gleichzeitig auch mit einer Anzeige zu erscheinen 
S’bwohl dieses Verlangen oft an uns gestellt wird). Wenn eine 
‚Iinzeige ihren Zweck erfüllen soll, der sehr mannigfacher und 
"icht nur energiewerbender Art sein kann, muß sie os in Text 
Ahd Aufmachung dem jeweiligen Leserkreis bzw. dem Niveau 
> Publikationsorgans anpassen. 


Nie Werkzeitschrift 


4 Unserer Pressestelle obliegt auch die Schriftleitung der Werk- 
Suitschrift. Sie ist nicht an einen besonderen Termin gebunden, 
Shndern erscheint drei- bis viermal im Jahr mit rd. 180 Seiten. 
# as hat den Vorteil, daß sie, zeitlich gesehen, für den Leser im- 
ser wieder eine Überraschung i ist, dur die er — nachweislich — 
Ssartet. Die Zeitschrift hat bewußt weder die Tendenz eines Un- 
nehmerorgans, noch übernimmt sie die Funktion einer Ge- 
wierkschaftszeitung. Die zentrale Aufgabe, die sie sich gestellt 
1 ıt, besteht darin, allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des 
Sinternehmens den Blick über ihren Arbeitsplatz hinaus zu wei- 
In, das Unternehmen aus der blinden Atmosphäre des Anony- 
d: ‚en herauszubringen und seine Funktionen sichtbar, anschau- 
Jh und verständlich zu machen. Dabei ist es nicht einfach, die 


| 


. 


(ichutzmöglichkeiten von Werksnetzen mit eigener Strom- Br 
\rersorgung gegen Spannungsschwankungen aus dem ER 


Öffentlichen Versorgungsnetz 


"on H.-A. Delwig, Duisburg-Laar*) 


| Der Aufsatz befaßt sich mit den Spannungsschwankungen im öffentlichen Versorgungsnetz, denen bis- 
her im Gegensatz zu Spannungsunterbrechungen noch verhältnismäßig wenig Beachtung geschenkt 
worden ist. Es werden Wege aufgezeigt, wie die Stromversorgung eines großen Hüttenwerks gegen, 
diese Spannungsschwankungen weitgehend unabhängig gemacht wird und damit Ausfälle wichtiger 
Stromverbraucher zahlenmäßig stark vermindert werden. Wesentliche Maßnahmen davon sind durch- 
geführt und haben, wie die Betriebsergebnisse der letzten beiden Jahre zeigen, erheblich zur Sicherung 

der elektrischen Energieversorgung beigetragen. 


N Im heutigen europäischen Verbundsystem, über das im Auf- 
vu tz von Graner über „Netzkennlinienregelung“ [1], insbeson- 
, are durch die umfangreiche Quellenangabe, sehr viel gesagt 
u wird durch die immer weitere Ausdehnung die Zahl de 
Jıftretenden Fehler, auf das Ganze bezogen, immer größer. 
»ür die Bundesrepublik gibt Zimmermann in einer Störungs- 
"atistik über Hochspannungsnetze [2] an, daß im Jahr 1954 in 
am erfaßten Verbundnetz von 25564 km Länge 8,66 Störun- 
\jan je 100 km und im Jahr 1955 bei 27354 km Ausdehnung 
"1,358 Störungen je 100 km aufgetreten sind, wobei hier die 


| *%) Dipl.(Ing. H.-A. Delwig i. Hs. Phönix-Rheinrohr AG 


Arbeiten der technischen oder kaufmännischen Abteilungen 
oder den Betrieb eines Kraftwerks in Wort und Bild so anspre- 
chend darzustellen, daß selbst die Frau des letzten Monteurs die 
Schilderung noch interessant findet. Berichte über neue Ver- 
brauchsgeräte usw., historische Bilder, Anekdoten und ähnliche 
„leichte Kost“ kommen dafür um so leichter an. Auch über den 
Zaun des eigenen EVU hinweg wird in schmalen Spalten als 
Begleitung zum breitspaltigen Haupttext der Blick des Lesers 
auf die Umwelt gerichtet und damit dem Hang des Menschen 
begegnet, nur an sich zu denken und nur das eigene Unterneh- 
men zu sehen. Saubere Grafik und gute Fotografie helfen mit, 
der Zeitschrift eine besondere Note zu geben. 7 


Hauptthemen der bisherigen Ausgaben waren u. a.: West 
deutsche Energiewirtschaft — Ferngesteuerte Straßenbeleuch- x“ 


tung — Unterwegs mit dem Funkwagen — Ferien, aber wohin 
und womit — Aus der Werkstatt unserer Lehrlinge — Vom NE 
Ausbau des Hochvoltnetzes — Von den Aufgaben unserer 

Strombuchhaltungen — Von den Aufgaben unserer butc- 
nischen Abteilung — Das elektrische Prüfamt und die Zähler 
abteilungen — Sinn und Bedeutung unserer Fernmeldeanagen 
für die Energieversorgung — Urlaub oder Unrast — DieLoch- 
kartenabteilung stellt sich vor — Die Bücherei — Vom Wesen 
unserer Verkehrsabteilung — Der industrielle Stromverbrauch 


im Bild — Landschaft und Technik. 


Alljährlich gibt die Werkzeitschrift eine Ausgabe über ds _ 
vergangene Geschäftsjahr heraus, in der der Geschäftsbericht 
und die Hauptversammlung mit Bildern und Schaubildern in- 
teressantundanschaulichbehandeltwerden. Auchdiese Ausgbe 


der Zeitschrift wird stets gern gelesen und — mit nach Hause De 
genommen. ne 
Abschließend sei noch erwähnt, daß zu den weiteren Aufga- SE 
ben der Pressestelle die Herstellung von Dokumentarfilmen, SB 
Denkschriften, Prospekten, Flugblättern und dergleichen mit u 
allen dazu notwendigen schriftlichen und büromäßigen Arbi- 
ten gehören. Mit der Pressestelle verbunden sind noch eine Bü- : 
cherei (40000 Bände) einschließlich Zeitungs- und Zeitschrif- 3% 
tenumlauf und ein Bildarchiv. Dem Leiter der Pressestelle 
stehen für diese Aufgabengebiete insgesamt sieben Mitarbeiter 
zur Seite. ER. 
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Zahlen für Spannungen ab 53 kV aufwärts zusammengefaßt. 
sind. Leider liegen ähnliche Erfassungen für die folgenden Jahre 
wegen einer Umstellung der Statistik noch nicht vor, doch ist 
nicht anzunehmen, daß wesentliche Änderungen der spezi- 
fischen Werte aufgetreten sind. 

Ausreichend weit entfernte Fehler haben keinen Einfluß . 
mehr auf eine bestimmte Stelle in diesem Verbundnetz, d.h., 
Fehler bleiben in ihren Auswirkungen also auf bestimmte Be- 
reiche begrenzt, in denen jedoch Spannungseinbrüche, die auf 
mehr oder weniger weit entfernte Kurzschlüsse schließen las- 
sen, immer noch recht häufig sind. Berücksichtigt man, daß bei 
Fehlern über 100 km hinaus noch Spannungseinbrüche regi- 
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striert werden, daß das Leitungsnetz besonders im nordrhein- 
westfälischen Raum schr dicht ist und außerdem Nebelperioden 
mit erhöhter Störungszahl wie im Winter 1958/59 auftreten 
können, so kann die Häufigkeit von Spannungsabsenkungen 
Formen annehmen, die zu sofortigen Maßnahmen gegen Be- 
triebsausfälle zwingen. Daß diese Umstände sorgfältig beachtet 
werden müssen, sagte auch Boll auf der 16. Tagung der inter- 
nationalen Hochspannungskonferenz [3]: ‚Die dreipolige 
Schnellwiedereinschaltung hat wachsende Bedeutung für die 
Versorgung der Eigenbedarfsanlagen von Kraftwerken und 
für lebenswichtige Antriebe in der Großchemie erlangt.‘“ Hier 
sei ergänzend bemerkt, daß der Bergbau und die Hüttenindu- 
strie für einzelne Anlagen dieselbe Bedeutung für sich bean- 
spruchen können. 

Die Ergebnisse von Untersuchungen in Berlin durch Weber 
[4], der auf eine Unterbrechung des Stroms in 15 Jahren je Ab- 
nehmer kommt, und durch S7o//te, Dortmund, der außer den 
Unterbrechungen auch noch die Spannungsabsenkungen von 
mehr als 17 v.H. erwähnt, die im Verhältnis zu den Spannungs- 
unterbrechungen von 100:1 bis 300:1 liegen [5], stehen in 
diesem Aufsatz nicht zur Diskussion, weil sich die Beobachtun- 


gen auf kommunale Netze beziehen, deren Betriebsbedingungen ° 


sich von Industrieanlagen stark unterscheiden. 


Bei der Stromversorgung von großen Werken sind zwei be- 
zeichnende Fälle zu unterscheiden, sofern eigene Stromerzeu- 
gung und außerdem Fremdstromanschluß an ein EVU-Netz 
vorhanden ist: Einmal sind im Werkverteilungsnetz zwei ge- 
geneinander asynchrone Netzsysteme vorhanden, von denen 
das eine aus dem Landesnetz des zuständigen EVU gespeist und 
das andere vom werkeigenen Kraftwerk mit dem heute ge- 
bräuchlichen Ausdruck ‚im Inselbetrieb‘“ gefahren wird. Zum 
anderen werden im Werkverteilungsnetz zwei miteinander syn- 
chrone Netze gefahren, indem das werkeigene Netz mit dem 
EVU-Netz gekuppelt ist. Bei mehreren EVU-Zuleitungen, 
mehreren Werkstromerzeugern und mindestens zwei Haupt- 
sammelschienen sind verschiedene Kuppelmöglichkeiten ge- 
geben, z.B. je eine EV U-Zuleitung mit je einem Werkgenerator 
auf je eine Sammelschiene, wobei die Sammelschienen noch 


einmal zusammengeschaltet sind, oder ein Werkgenerator auf 


die eine Sammelschiene, die lose mit der andern (also den EV U- 
Zuleitungen und den restlichen Werkgeneratoren) gekuppelt 


-ist(Bild 1). 


I Kraftwerk 
| 54MW 54MW 100W 


H Hauptsammelschiene; K,,K, Sammelschienenkupplungen; S Syn- 
chronturhogebläse; J, K, L Abspannschalthäuser im Verbraucher- 
schwerpunkt 


Bild 1. Prinzipschaltung der Stromversorgung eines großen 
Hüttenwerks 
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Die Art der Zusammenschaltung des EVU-Netzes mit einem 
Werksnetz muß von Fall zu Fall entschieden werden. Dabei | 
spielen die Anzahl der verfügbaren Sammelschienen mit Kupp- 
lungen, die Konstellation des Werk verteilungsnetzes und nicht # 
zuletzt stromvertragsmäßige Eigenarten eine Rolle. Da jedoch 
in den meisten Fällen eine Teilnahme des werkeigenen Kraft ] 
werks am Großverbund vorliegt und deshalb die angeschalteter 
EVU-Leitungen bei Netzfehlern nicht ohne weiteres sofort ent 
kuppelt oder gar abgeschaltet werden können, erschien es bei | 
den nach Bild if gegebenen Verhältnissen zweckmäßig, di 
Hauptsammelschienen der 110-kV-Anlage bezüglich Zu- und 
Ableitungen wie dort gezeigt aufzuteilen und an der Kuppel 
stelle ein noch festzulegendes Schutzrelais einzubauen. Im wei 
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Störung vom 12. Februar 1959 um 21.31 Uhr — Normallauf 20 mm/h, 
Schnellablauf 20 mm/s, Laufzeit des Schnellvorschubs 24 s 
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Bild 2. Dreiphasige Registrierung einer Netzspannungsstöru 
durch einen Störungsschnellschreiber 


teren wird die Frage behandelt, welche Eigenschaften eine a 
den Kuppelschalter — K 1 oder K2 nach. Bild 1 — wirksame 
Schutzeinrichtung haben muß, um durch Abschaltung im ge 
eigneten Moment einen möglichst sicheren Betrieb der Hütte 2 
stromversorgung zu eöwährlesten ‘ 


Da die verschiedenen Arten der Energiebedarfsstellen bei 
einem Spannungseinbruch unterschiedlich reagieren, muß zu- 
nächst die Antriebsart festgelegt werden, nn einerseits sehr | 
empfindlich gegen nun ist und außerdeii 
nicht nur für den Produktionsablauf wichtig ist, sondern au 
bei Ausfällen zu großen Folgeschäden AH kann. Auf diese | 
Art Antriebe mit dem strengsten Kriterium ist dann das einzu- 
bauende Netzrelais einzurichten, und als Folge der Auslöse 
eigenschaften dieser Relais sind die außerdem Token | 
Antriebsarten so zu behandeln, daß ebenfalls ein Ausfall va | 
Ansprechen dieser eingebauten Relais vermieden wird. 

Nach Abwägen der in erster Linie zu berücksichtigenden 
Kriterien kann man sagen, daß unter den Antrieben für die 
Wasserversorgung, Hochofenbeschickung, Walzenstraßen, die 
Sauerstofferzeugung, Sintereien und Kräne u.a. m. die großen 
Turbogebläse mit Synchronantrieb für Hochofen- und Stahl- 
werkswinderzeugung, die im Zuge der Rationalisierung dann 
mehr und mehr eingesetzt werden, wenn eine entsprechende |} 
Stromversorgung vorhanden ist, in erster Linie gegen Ausfall |] 
geschützt werden müssen. Sie sind als Synchronmaschinen bei | 
Spannungseinbrüchen wegen der Kippgefahr besonders emp- | 
findlich und stören als Windökzetsungsechläs die Eisen- und | 
Stahlproduktion, wobei zudem noch bei Ausfall der Windver- } 
sorgung für die Hochöfen und Blasstahlwerke beträchtliche } 
Fölgeschaden auftreten können. Zwar ist beispielsweise die |} 
Wasserversorgung nicht weniger wichtig, doch werden die 
Pumpen in der Regel mit Hoch: oder Niederspannungs-Asyn- | 


\ıtonmaschinen angetrieben, die durch Unterspannungszeit- 
‚.ais gegen Ausfall bei kurzzeitigen Spannungseinbrüchen ge- 
\hert werden können, und zwar in der entsprechenden Unter- 
Urteilung selbst. 


{m Werk Ruhrort der Phoenix-Rheinrohr AG bestand daher 
ı Aufgabe darin, entsprechend der Aufteilung nach Bild 1 
nen Netzteil mit angeschalteten Synchronturbogebläsen bei 
Üftretenden Spannungseinbrüchen beliebiger Größe, bedingt 
tch Kurzschlüsse beliebiger Entfernung im Landesnetz des 
‚7U, so zu trennen, daß die Synchronmotoren nicht kippen 
‚Id damit auslösen. Alle anderen Antriebsarten mußten sich 
an, der Aufgabe entsprechend, dem für die Synchronturbo- 
woläse festgelegten Auslösekriterium unterordnen. Darüber 
ard noch einiges gesagt werden. 


Binen typischen durch einen Schnellschreiber registrierten 
Nannungseinbruch [6], [7] in der 110-kV-Anlage des Werks 
I gt Bild 2. Als erstes erkennt man die drei gleichen Phasen- 
Sannungen gegen Erde, dann einen einphasigen Spannungs! 
Öıbruch der Phase R auf Grund eines Erdschlusses zur Zeit 
= to mit gleichzeitiger Spannungserhöhung der beiden ande- 
dı Phasen S und TT gegen Erde, wobei also das Spannungs- 
Isieck noch praktisch gleichseitig vorhanden ist und damit 
% sentliche Rückwirkungen auf das Hüttenwerknetz nicht zu 
wartensind. Zur Zeitt = Tj erkennt man den Übergang zum 
»ırzschluß durch zusätzliches Absinken der Phasenspannung 
dwobei jetzt das Spannungsdreieck nicht mehr gleichseitig ist. 
3: diesem Zeitpunkt T; wird bei den Synchronmotoren eine 
u rgrößerung des Lastwinkels eintreten und bei Überschreiten 
35 max. Lastwinkels das Aggregat kippen und ausfallen. Zur 
litt = Ta geht das Netz durch Absinken der Phase Tin drei- 
wasigen Kurzschluß über, der bei t = T3 herausgelöst wird. 
=it = Tyist das Netz wieder sauber. 


> Zur Auswahl des richtigen Relais für die Kuppelstelle ist das 
Ürhalten eines Synchronmotors beim Übergang vom statio- 
> en Zustand im gesunden Netz in den Zustand beim gestör- 
Ja Netz zu untersuchen. Unter Verwendung der bekannten 
ziehungen für das Drehmoment und für die Pendelung von 
ÜUnchronmaschinen ergibt sich z.B. für eine Synchronvollpol- 
,schine von 9000 kW eine Auslösekennlinie entsprechend 
> 1d 4, wobei die zulässige Zeit einer Spannungsabsenkung in 
Sthhängigkeit von der jeweiligen Restspannung dargestellt ist. 
Üld 3 zeigt die der Berechnung zugrunde gelegte Veränderung 
“3 Lastwinkels in Abhängigkeit von der Zeit. Für die ein- 
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"lıgestellte Auslösekennlinie a des Kuppelschalters in Abhängigkeit 
von Spannung und Zeit 


> 


1 
d 4. Kippkennlinie von Synchronmototen, Darstellung der 
Ülässigen Zeit bei auftretendem Spannungseinbruch t = f (Up) 
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Bild 3. Änderung des Lastwinkels ß bei Spannungseinbruch N ’ 


während der Zeitt, < tz < t, nach den Funktionen ß, = f {t) 


und ß, = f (t) und Abhängigkeit des Lastwinkels ß vom Dreh- 


moment ß =f(M) 


gehende Berechnung sei auf das Schrifttum verwiesen [20]. @ 


Man erkennt an Bild 4, daß ein symmetrischer Spannungsein- 
bruch beliebig hoch erfolgen kann, sofern dieser nicht länger 
als rd. 0,2 s dauert. Bei hinreichend kleinem Spannungseinbruch 
ist während der normalerweise eingestellten Verzögerungs- 


zeiten an den Netzschutzrelais, bei Impedanzrelais beispiels- 


weise 0,6 bis 1,0 s in der zweiten Zeitstufe, eine Kippgefahr für & ? 


den Motor nicht zu erwarten. j 


Entsprechend der durch die Kippcharakteristik derSynchron- 


maschinen gegebenen Funktion nach Bild 4 sind nun an den 


Kuppelstellen Ki1und K2nach Bild 1 Relais eingebaut worden 


mit folgenden Aufgaben: 
a) Auslösen des Kuppelschalters und damit Trennung des 


Werksnetzes vomEVU-Landesnetz, wenneinzweiphasigeroder 


ein dreiphasiger Spannungseinbruch gegen Erde im EVU-Netz 
oder auf der eigenen Sammelschiene über die zulässige Zeit 


hinaus erfolgt. Bei Wischern oder ganz kurzzeitigen Spannungs- n Re 


einbrüchen soll keine Auslösung erfolgen, außerdem soll de 


dabei angelaufene Auslösezeit nicht stehen bleiben. 


b) Keine Auslösung des Kuppelschalters, wenn der Span- us 


nungseinbruch nur einphasig ist bzw. solange das Spannungs- Ri: 


dreieck noch annähernd gleichseitig ist. 

c) Das Relais darf nicht stromabhängig sein, da der Strom 
bei weit entfernt liegenden Kurzschlüssen und damit verhält- 
nismäßig geringen Spannungseinbrüchen, die jedoch bei län- 


gerer Zeitdauer innerhalb des kritischen Kippbereichs liegen, BR 


erfahrungsgemäß nicht ein ausreichendes Kriterium ist, weil der 
notwendig über dem Wandlernennstrom zu liegende und ein- 
zustellende Auslösestrom in vielen Fällen nicht erreicht wird. 


d) Das Relais darf keine Richtungsabhängigkeit des Fehler- 
leistungsflusses haben, die z.B. im Netzschutz des internen - 


Werknetzes bei dauernd parallel geschalteten Kabeln vorhan- 


den ist, weil dadurch die Energierichtung am Kuppelschalter 
festgelegt ist und gleichzeitig bei Hauptsammelschienen die 
Schaltmöglichkeiten eingeschränkt werden. Durch eine ein- 
fache Umschaltung außerhalb des Relais wäre zwar ohne wei- 
teres die Möglichkeit einer Änderung der Richtungsabhängig- 
keit gegeben, doch müßte diese Umschaltung zweckmäßig im 
Strompfad des Relais erfolgen, der wiederum nach Pos. c) nicht 
vorhanden ist. 


e) Die selbsttätige Entkupplung muß je nach den Betriebs- 
verhältnissen jederzeit außer Betrieb genommen werden 
können. 


Entsprechend b) gibt das von Buse angegebene Verfahren [8], 
nämlich die der geometrischen Summe der drei Leiter - Erd - 
Spannungen proportionale Unsymmetriespannung zur Über- 
wachung oder Steuerung heranzuziehen, für diesen Fall ein zu 
scharfes Kriterium. Das Netz darf durchaus mit sattem Erd- 
schluß fahren, d.h., die Unsymmetriespannung darf ihren 
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höchsten Wert erreichen, ohne daß das aus den drei verketteten 
Spannungen gebildete Dreieck ungleichseitig wird. 


Andererseits geben die laut Forderung c) von Spriegel [9] be- 
schriebenen Schnelldistanzrelais und Konduktanz-Impedanz- 
- relais kein ausreichendes Kriterium, weil diese Relais (die nach 


U 
ihrem Namen auf dem Impedanzptinzip, also Z = — aufge- 


baut sind) bei z. B. einer Spannungsabsenkung von 20 v.H. 
' und kaum merkbarem Stromanstieg keine hinreichend kleine 
Impedanz ergeben, um das Relais ansprechen zu lassen. Auch 
. die Möglichkeit der Verwendung ähnlicher oder andersgearte- 
2 ter, beispielsweise rein Sonehhinsiee Relais [10], [11] mußte 
aus den genannten Gründen ersoslen werden. 


Auf Grund der Bedingungen a) bis e) gab es praktisch nur 
eine Lösung, nämlich den Einbau einstellbarer Unterspan- 
 nungsrelais, die in Verbindung mit angeschalteten Kurzzeit- 
‘=. Zwischenrelais den Auslöseimpuls auf den Leistungsschalter 

geben. Um die Kurve nach Bild 4 möglichst anzunähern und 

.. um vor allen Dingen ein Auslösen des Kuppelschalters bei 
=. kleinen und kurzzeitigen Spannungseinbrüchen, die eine Kipp- 
2... gefahr nicht mit sich bringen, zu vermeiden, wurden zwei Aus- 
lösebereiche als notwendig und hinreichend befunden. Danach 
- löst der Kuppelschalter bei einer Restspannung Ur < 55 kV 
"sofort und bei einer Restspannung 98 kV> Ur> 55 kV mit 
einer Zeitverzögerung von 0,20 s aus; bei einer Restspannung 
von Ur> 98 kV erfolgt keine Auslösung mehr. Der Auslöse- 
 zeitwert O0 s bei UrR< 55 kV ist dabei besonders zu beachten 

und bezüglich der Relais- und Schaltereigenzeiten genauestens 
„zu prüfen, damit er nicht zu hoch eingestellt wird aus der Ten- 
. denz, die Abschalthäufigkeit des Kuppelschalters durch die ein- 
gebaute Zeitstufe im Bereich 98 kV> Ur> 55 kV möglichst 
Re za senken (siehe Bild 4). 

022 Bei der Einstellung der Relais ist zu beachten, daß das kon- 
" stante Übersstzungsrerhäktnis der Spannungswandier vom 
= Übersetzungsverhältnis bei Verwendung von Netzregeltrans- 
 formatoren abweichen kann, nämlich an wenn die Netz- 
‚oberspannung langzeitig in weiten Grenzen schwankt. 


"Die notwendige Anzahl der Unterspannungsrelais ergab sich 
' aus den vorhandenen Sammelschienen und Kuppelmöglich- 
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Bild 5. Prinzipschaltbild der 110-kV-Sammelschienen-Schnellentkupplung 
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‚sprechen dieser Zwischenzeitrelais gegeben, von denen zwei } 


UR Unterspannungstelais, ZR Kleinzeitrelajs, U Umschalter 
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keiten (Bild 1). Aus Bild 5 ist die Schaltung der Relais und ihr 
Aufbau ersichtlich. Demnach sind bei drei Sammelschienen und 
zwei Kuppelschaltern für zwei Auslösestufen 4 dreiphasige oder. 
12 einphasige Relais notwendig. Statt der dreiphasigen Relais 
sind jedoch inzwischen einphasige eingebaut, weil sich gezeigt 
hat, daß die Spulen der dreiphasigen Relais sich gegenseitig auf 
dem Streuweg beeinflussen und daher eine exakte Einstellmög. 
lichkeit nicht vorhanden ist, sofern die Be. der 


drei Spulen untereinander differieren. 


Jedes. Unterspannungsrelais gibt den Auslösebefehl unver. 
zögert auf einen Shandungsschrfellschreiber [6], [7] einerseits 
ud auf ein Zwischenzeitrelais andererseits. Der eigentlic 
Auslösebefehl für den Leistungsschalter wird durch das A 


auf 0 s und die beiden restlichen auf 0,2 s eingestellt sind. Die 
Auslösezeiten sind in Großzahlversuchen vor der Inbetrie 
nahme der Anlage zu überprüfen und unter Berücksichtigu 
einer möglicherweise auftretenden Streuung einzustellen. I 
Schaltpult der elektrischen Zentrale sind Umschalter eing 
baut, mit denen wahlweise die in Betrieb befindliche Kupplu 
angeschaltet werden oder die ganze Automatik unwirksam ge 

macht werden kann. 


Die Anordnung nach Bild 5 ist beliebig auf jedes Sr 
schienensystem anwendbar, bei Vorhandensein von zwei Sa 
melschienen mit einer Kupplung z.B. mit zwei Unterspa 
nungsrelaisund zwei Zwischenrelais.Diesesogenannte „Schnell 
entkupplung‘“ ist überall dort möglich, wo zwischen einem 
werkeigenen Netz und einem EVU-Landesnetz mit „loser 
Kupplung‘ gefahren werden kann. Durch die Anordnung wii 
erreicht, daß die Sammelschiene, die dem kranken Netzteil a 
geschlossen ist, in der für notwendig befundenen Zeit abge” 
trennt wird und zunächst alle Synchronmaschinen, die auf der # 
gesunden Sammelschiene liegen, praktisch störungsfrei in Be 
trieb bleiben. Die Unterspannungsrelais werden dabei unmit- 
telbar an die Sekundärseite der Sammelschienenspannung 
wandler angeschlossen. Als Hilfsspannung für die Zwischen- 
zeitrelais an die Leistungsschalter ist möglichst Batteriegleich- -. 
strom oder aber Wechselspannung aus einem gesicherten Netz 
zu verwenden. Die Hilfsspannung für die Spannungsstörschrer \ 
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sr ist in diesemFall einem 
Jotstromnetz entnommen, 
o,svoneinem Gleichstrom- 
irehstromumformer eben- 

als aus einer Batterie ver- 

‚ıgt wird. Damit ist Aus- 
; und Registrierung 
ich bei dem eigenen Sam- 
% 'elschienenkurzschluß ge- 
llährleistet. 


Im Betrieb des genannten 
üttenwerks hat sich diese 
De “nordnung seit Anfang 
Üktober 1957 sehr bewährt 
B3ild 6). In 29 Fällen er- 
uilgte eine Auslösung und 
Jumit Trennung der Sam- vv 
".elschienemiteinem Gene- a 
itor und den meisten Hüt- 
nmverbrauchern vom ge- 
@örten Netz. Der andere 
wenerator, über dessen 
Summelschiene die Versor- 
Suıngderwenigenrestlichen 
erkverbraucherundprak-, 
Re die gesamte Lieferung 
ı das EVU geschicht, bleibt also an dieses gekuppelt und steht 
D8 "Bedarfsfall — daraufmuß ganzbesonders hingewiesen werden 
- zur Frequenzhaltung des Netzes durch seinen Primärregler 
ır Verfügung. In vier Fällen _wurde dieser Generator Arch 
re Netzstörung zur Auslösung gezwungen, so daß die ange- 
= Hüttenverbraucher stromlos wurden, weil gleich- 
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"itig die EVU - Leitungen abschalteten. Bis auf einen Fall, in 

»m das Zeitrelais versagte, blieben die auf der entkuppelten 

'immelschiene liegenden Synchron-Turbogebläse für die Wind- 
ersorgung in Betrieb, während die nach Bild 1 auf deranderen 

immelschiene liegenden Synchrongebläse regelmäßig aus- 

‚sten. Aus dieser Erfahrung heraus sollten an sichalleSynchron- 
Wotoren an die sich bei Störung trennende „Hüttensammel- 
3 hiene‘“ angeschlossen werden, jedoch muß die Möglichkeit 
nes Kurzschlusses im eigenen Werknetz berücksichtigt werden, 
steshalb die Gebläse etwa im Verhältnis 3:1 auf die rüken- 
‚Arhiene‘“ gelegt werden. Bei Störung im eigenen Netz bleibt 
> ann erfahrungsgemäß wenigstens !/, der Windversorgung für 
le Hochöfen in Betrieb. 


| Die früher an diesen Kuppelstellen eingebauten stromrich- 

ee Minimalimpedanzrelais wurden als zu- 

‚tzlicher Sammelschienenschutz belassen, Sie hatten ursprüng- 
di, die Aufgabe, bei Sammelschienenfehlern die Kupplung zu 
2'fnen, zeitlich aber erst nach 0,45 s, damit bei Fehlern in den 
1) "bgängen diese selbst nach 0,12 s selektiv zuerst auslösen. 
eterss ist auch jetzt noch der Fall, nur muß gegebenenfalls 
"amit gerechnet werden, daß gleichzeitig die Kupplung durch 
“an neu eingebauten Unterspannungsschutz mit auslöst. Das 
diat aber wiederum bei der angegebenen Fahrweise und Schalt- 
isposition keine negativen Folgen, wenn man vom Rückfall 
sl den bei Blockkraftwerken nicht gerade sehr erwünschten 
nselbetrieb absieht. 


'* Nachdem somit durch den Einbau von Relais an bestimmter 
Stelle im elektrischen Hüttennetz das Problem auftretender Stö- 
ungen an großen Synchronmotoren, hervorgerufen durch 
u pannungseinbrüche beliebiger Größe und Zeitdauer, als ge- 
st zu betrachten ist, müssen die übrigen Hüttenstromverbrau- 
 aer noch hinsichtlich ihres Verhaltens bei den jetzt erreichten 
'erhältnissen untersucht werden. Dabei ist vorauszusetzen, daß 
‚'ach Bild 2 (b) ein zum Ansprechen der Unterspannungsrelais 
Wotwendiger Spannungseinbruch-auftritt, dessen Zeitdauer ein- 
J:hließlich der Eigenzeit des Leistungsschalters mit rd. 60 ms 
nd des Hilfsrelais mit rd. 15 ms im Höchstfall 0,27 bis 0,28 s 
S eträgt. Die Höhe des Spannungseinbruchs gibt erfahrungsge- 
häß kein einwandfreies Kriterium, weil durch die zwischenge- 
}Ishalteten Netzelemente immer Dämpfungen auftreten, die 
!\uantitativ schwer vorauszusehen sind. Hier wird daher zur 
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020 000 202 40 60.800 20 0 60 80KV 


a zeigt den dreiphasigen Spannungsverlauf der Netzstörung, b den Spannungsverlauf der durch Unter- 
spannungs-Schnellentkupplung getrennten ‚‚Hüttensammelschiene‘“ 


Trennung bei 55 kV ohne Zeitverzögerung. Netzstörung am 7. Februar 1959, 22.01 Uhr. Vorschub wie bei 


Bild 6. Arbeitsweise der Unterspannungs-Schnellentkupplung bei einer Netzstörung 
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Bild 2 


Weiterbehandlung der ungünstigste Fall vorausgesetzt, daß. 
nämlich ein Spannungseinbruch beliebiger Größe mit einer | 
Zeitdauer von 0,3 s auftritt. 


Diese Festlegungen entsprechen, allerdings zufällig, den 
VDEW- ‚Richtlinien für Gemeinschafts-Kurzunterbrechungs- 
Relais zur allpoligen Kurzunterbrechung“ [12], — rein zufällig 
deshalb, weil die VDEW die maximale Zeit von 0,3 s aus den. 
Motiven möglichst kurzer Unterbrechung einerseits und aus- 
reichender Zeit zum Verlöschen des Lichtbogens andererseits 
festlegte [13], hier dagegen sich dieselbe zulässige Zeitdauer aus 
der Kippkebnlni: der Synchronmotoren ergibt (Bild 4). 
Während bei der Kurzunterbrechung jedoch praktisch mit voll- 
ständigem Spannungsausfall gerechnet werden muß, liegt hier 
der Fall etwas einfacher, weil erfahrungsgemäß fast ausschließ- - 
lich nur Teilspannungseinbrüche auftreten. Die daraus sich er- 
gebenden Rückwirkungen seien nun im folgenden untersucht. 


Ohne Einfluß wird zunächst ein Spannungseinbruch dieser 
Zeit und Größe auf fünf wesentliche Gruppen der Hütten- 
stromverbraucher sein; diese sind: Re 

1. Alle Abzweige von Sammelschienen, die keine Nollspah- = 
nungsauslösung haben, Dazu gehören im wesentlichen alle 
Netzverbindungen im Mittel- und Niederspannungsnetz mit- 
einander sowie Umspannerabzweige und fast ausschließlich die 
gesamten Beleuchtungsanlagen. \ 


2. Alle Antriebe, die auf der elektrischen Steuerungsseite 
nicht mit Schützselbsthaltung g geschaltet sind. Bild 7 (a) zeigt 
die Druckknopfsteuerung eines Schützes, das bei Spannungs ER 


2 


D Druckknöpfe „Ein“ und „Aus“, R Rastenschalter, S Schütz, 
T Thermischer Wächter mit Verrastung 


Bild 7. Schützensteuerungen 
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einbruch abschaltet und bei Spannungsrückkehr nicht mehr von 

selbst einschaltet. Dagegen erkennt man in Bild 7 (b), daß bei 

Verwendung eines Rastenschalters „Aus-Ein‘“ das Schütz im 
R Sinn dieses Absatzes nach Rückkehr der Spannung selbsttätig 
wieder einschaltet. Eine solche Schützensteuerung mit Rasten- 
schaltung kann allerdings nur dort verwendet werden, wo, be- 
dingt durch menschliche Unzulänglichkeit, auch bei planmäßi- 
gen Netzabschaltungen nach Wiedereinschaltung dieses Netz- 
teils durch unbeabsichtigten Anlauf eines Motorantriebs Un- 
fallgefahren oder Maschinenfolgeschäden nicht eintreten kön- 
nen. Die Aussage von Mecklenburg [14], die sich allerdings nur 
RE auf die Eigenbedarfsanlage von Kraftwerken bezieht, daß be- 
or triebswichtige Antriebe grundsätzlich ohne Nullspannungsaus- 
lösung auszurüsten sind, ist zweifellos richtig, muß aber etwas 
"eingeschränkt werden, und zwar aus zwei Gründen: Einmal 
= herrschen in Kraltwerken anlagenmäßig und organisatorisch 
andere Verhältnisse als in Hüttenwerkanlagen, zum andern muß 
‚selbstverständlich neben der Betriebsnotwendigkeit die Unfall- 
und Schadensseite gewissenhaft geprüft werden, bevor auf Un- 
terspannungsauslösung verzichtet wird. 


Kr 3. Alle Antriebe, die entweder Nullspannungsauslösung oder 
"0 nach Bild 7 (a) Schützselbsthaltung haben, aber in dauerndem 
are Er ‘Beisein von Personal geschaltet und bedient werden. Hierzu 

gehören im wesentlichen Kräne, deren Hauptschalter mit Null- 
spannungsauslösung vom Kranführer sofort wieder eingeschal- 
tet werden kann, so daß der Kran praktisch unterbrechungslos 
wieder betriebsbereit ist. Ferner zählen hierzu sämtliche Werk- 
. zeugmaschinen, die meist mit Druckknopfsteuerung gemäß 
Bild 7 (a) ausgerüstet sind. Dazu kommen nicht voll automati- 
sierte Produktionsgänge, wie beispielsweise Förderanlagen und 
Walzenstraßenrollgänge, die ohnehin pausenlos bedient und 
‚gewartet werden müssen und also nach einer Spannungsabsen- 
es ohne schwerwiegende Folgen für den Produktionsablauf 
oder die Antriebe selbst sofort wieder eingeschaltet werden 
. können. 


4. Alle Antriebe, die zwar Nullspannungsauslösung oder 
N 'Schützselbsthaltung haben, bei denen aber ein Spannungsein- 
ae ‚bruch der hier vorgegebenen Größe infolge der vorhandenen 
Netzdämpfung oder infolge ausreichender Tätigkeit der Schalt- 
elemente ohne Einfluß bleibt. Das sind erfahrungsgemäß vor 
allem Antriebe, die an Netzausläufern liegen und mit niedriger 
Spannung arbeiten, und solche Antriebe, deren Schaltelemente 
längere Schalteigenzeiten haben. Die Pumpenantriebe der Re- 
 . gelölversorgung z.B. im Hochdruckkraftwerk der Phoenix- 
 Rheinrohr AG, die von der 380-V-Seite gespeist und mit 
 Schützselbsthaltung und Druckknöpfen geschaltet sind, ver- 
‚zeichneten bei den bisher Hunderten von Eigenbedarfsschnell- 
. umschaltungen [15] nicht einen einzigen Ausfall, sofern die 
 Unterbrechungszeit der Umschaltung kürzer als etwa 0,3 s war. 


5. Alle Verbraucher, die auf Grund ihrer Wichtigkeit bezüg- 
% lich Unfallgefahr und Maschinenfolgeschaden von vornherein 
auf ein unabhängiges Gleich- und Wechselstromnetz geschaltet 
sind. Dazu gehören u. a. Gefahrmelde- und Notlichtanlagen, 
© Hilfsschmiermittelpumpen und Fernsprechnetze. 


Mit diesen fünf Gruppen ist zunächst ein Großteil der elek- 
 trischen Verbraucher eines Hüttennetzes, bei dem ein Span- 
.... aungseinbruch ohne entscheidende Folgen bleibt, erfaßt. Dar- 
as über hinaus ist also festzustellen, welche Stromverbraucher bei 
dem weiter oben definierten Spannungseinbruch ausfallen wer- 
. den und was dagegen getan werden kann. Im einzelnen handelt 
... essich dabei um folgende Gruppen: 


6. Sämtliche unmittelbar an Mittelspannungsverteilungen 3 
bis 6 kV und an Niederspannungsverteilungen 220 bis 500 V 
angeschlossenen Motoren als Antriebe für Walzenstraßen und 
EA Gebläse, für Kompressoren und Pumpen aller Art, für Kohle- 
je mühlen und als Antrieb großer Förderbänder und Aufzüge 
u.a. m. Diese Antriebe sind also zum Teil an Schlüsselstellun- 
0... gen für die Betriebsbereitschaft eines Werkes überhaupt einge- 
rn setzt, wie z.B. die Pumpen für die Wasserversorgung. Wenn an 
derart wichtigen Stellen auch meist Bedienungspersonal vor- 
handen ist, so muß trotzdem versucht werden, einen Ausfall 
durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden. 
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Abzweige dieser Gruppe sind in Mittelspannungsverteilun- 
gen vorhanden, in denen die Sekundärspannung, meist 100 V, 
der Meßzellenspannungswandler durch alle Zellen geschleift 
wird und in diesen Abzweigstellen an den Leistungsschaltern ; 
sogenannte Nullspannungsspulen erregt, die bei Unterschreiten. 
von meist 80 v.H. der Spannung an Leistungsschalter zum 
Abfallen bringen. | 


Wird nun einerseits diese Mittelspannungsverteilung 
Gleichstrom gesteuert, und zwar von einer unabhängigen Bat-- i 
terie, so ist die Spannungswandler-Sekundärspannung auf ein 
abfallverzögertes Zeitrelais mit der Einstellung etwa 0,4 s zu. 
führen, das Be Gleichspannungs-Nullauslösung um diese Zeit 
verzögert und die Abzweige somit gegen Netzspannungs- 1 
schwanken unempfindlich macht. In Bild 8 ist eine derar- A 
tige Eriadsatae Schaltung dargestellt. Dient andererseits 
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M Motorabzweige, T Tab MZ Meßzelle, L Leis 
schalter, N Nullspannungsspule, ZR Hilfszeitrelais B | 

Bi 

Bild 8. Nullspannungsschaltung einer gleichstromgesteuerten 
Mittelspannungsanlage mit eingebautem abfallverzögertem 
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die Sekundärspannung der Wandler in den Meßzellen an den 
Leistungsschaltern direkt zur Nullspannungsauslösung, so sind 
zweckmäßig diese Schalter einzeln mit Unterspannungs-Ausl 
severzögerungen auszurüsten. Solche Verzögerungseinrichtun- 
gen, dien im wenden aus einer Kombination Widerstand — 
Kapazität bestehen, sind durch Verändern des Widerstandes 
zeitlich wahlweise einstellbar und mit einer größten Verzöge- ' 
tungszeit von 0,5 s ausreichend. Bild 9 zeigt die grundsätzliche | 
Anordnung. GeseBenenälls kann auch eine derartige Verzöge- 
tung ee für die ganze Verteilung verwendet werden, 
doch ist dies meist wegen der Größe einer solchen Einrichtung | 
und Platzmangels nicht zu empfehlen. 


Mi ” 


Auf eine Folge durch den Einbau einer so beschriebenen Ver- 
oeeesschaliee muß hingewiesen werden: Bei Spannungs- 
rückkehr tritt ein Stromstoß auf, der bei richtiger Einstellung | 
der in den Motorabzweigen eingebauten thermischen Relais mit | 
zusätzlicher Kurzschlußmomentauslösung nicht ins Gewicht | 


fällt, bei stromseitig zu niedrig eingestellter Momentauslösung | 
] 


100 Volt 


M Motorabzweige, T Trafoabzweig, MZ Meßzelle, L Leistungs- 
schalter, N Nullspannungsspule, V Verzögerungseinrichtung, 4 


Bild 9. Nullspannungsschaltung einer Mittelspannungsanlage 
mit eingebauten NER u BSurich uns | 


Heft 9 vom 5. Mai 1960 


297 


doch zu einer Senabschältiue nach erfolgtem Spannungs- 
«nbruch führen kann. Eine genaue Überprüfung im Einzelfall 

»ınn dazu führen, daß bei der Kurzschlußschnellauslösung die 
‚l\ur Motor und Kabel zulässigen Größtwerte des Stromes einge- 
 vellt werden müssen. Schreibstreifen haben darüber hinaus be- 
ätigt, daß bei Spannungseinbrüchen von 0,3 s im ungünstig- 
len Fall Ströme auftreten können, die etwa dem Anlaufstrom 
‚2: Antriebmotors entsprechen. 


a Die Untersuchungen über Einschalt- und Hochlaufströme 
‚ion Fosemann [15] und Merzger [16] können hinsichtlich ihrer 
dergebnisse nicht ohne weiteres als Aussage über die Stromhöhe 
Sengenommen werden, weil hier andere Verhältnisse vorliegen. 
/ährend bei den Untersuchungen des Einschaltstromes von 
üferzger die Größe der beiden und der Winkel zwischen den bei- 
Sn Zeigern der wiederkehrenden Netzspannung und der Mo- 
nrrestspannung als undefiniert angesehen werden muß, sind in 
 esem Fall zwei kongruente Spannungszeiger, vergleichsweise 
2 2sehen, vorhanden, weil; ja die Antriebe noch am Netz hängen. 
& uch bei den ersuchen von Hosemann mit der „phasengerech- 
Sn Schnellumschaltung‘ sind die Spannungszeiger der wieder- 
“ Shrenden Spannung ua der Antriebsrestspannung der Größe 
"ach verschieden und ihr Winkel sehr klein, aber als ungleich 
f ull anzusehen und daher nicht kongruent. Im vorliegenden 
all tritt demnach kein Einschaltstrom, wohl aber ein der Größe 
2s Spannungseinbruchs nicht unbedingt proportionaler Hoch- 
Jufstrom auf, wie die Registrierungen gezeigt haben. Das ist 
ssormalerweise bei Kurzschlußläufern nicht wichtig, führt je- 
"ach häufig bei Schleifringläufern mit Anlassern zu Schwierig- 
@siten, weil die Wicklung und insbesondere die Wickelköpfe 
Jar derartige Strombelastungen dynamisch nicht ausgelegt sind. 
ier läßt sich eine allgemeingültige Regel nicht angeben; eine 
‚ösung muß von Fall zu Fall nach Beurteilung der Sachlage 
Serbeigeführt werden. 


Sentriebsgruppen können auf verschiedene Arten bei Span- 

‚ıngseinbruch gegen Betriebsausfall gesichert werden. Bei grö- 
‚teren Antrieben kommt eine Schaltung nach Merzger in Frage 
6], für Schützgruppen z.B. die Unterspannungsbrücke nach 
1.6], [17] oder ein Schwungradumformer [16], [18]. 


=) Die häufig bei Pumpen und Gebläsen angeführten Gründe 
iegen den Einbau einer verzögerten Nullspannungsauslösung 
üregen Hochlaufens gegen offene Schieber ist nicht stichhaltig, 
Sreil der Drehzahlabfall während der in Frage kommenden Zeit- 
> Auer der Spannungsabsenkung vernachlässigbar klein ist. 


m an Niederspannungsanlagen liegenden Antriebe oder 


2 7. Alle elektrisch in sich geschlossenen, meist untereinander 
Sreitgehend in sich verriegelten Großanlagen wie moderne 
lockstraßen, kontinuierliche Walzenstraßen, Sauerstoff- und 
B3! interanlagen, Hochofensteuerungen usw. Hier kann ein allge- 
> nein gültiges Verfahren zur Verhinderung eines Ausfalls bei 
letzspannungseinbruch nicht festgelegt werden, weil diese 
iteuerungen im Aufbau sehr verschieden sind. 


S[ 


"In vielen Fällen ist eine Gleichstrombatterie vorhanden, die 
25 gestattet (wie weiter oben beschrieben), durch Verwenden 
“ınes abfallverzögerten Relais einen Ausfall der Gesamtanlage 
Jlei Spannungseinbruch zu verhindern. Oft genügt es auch, 
Üurch das in diesen Anlagen immer vorhandene Bedienungs- 
ersonal die ausgefallenen Antriebe ohne Produktionsein- 
©rhränkung sofort wieder zuschalten zu lassen. 


Bei elektronisch gesteuerten und mit Gleichrichtern gespei- 
) en Großantrieben für Walzenstraßen können in den Gleich- 
Öchtern bei Netzspannungseinbrüchen Fehlzündungen auftre- 
>, jedoch besteht die Möglichkeit, durch entsprechenden Ein- 
Iriff in die Röhrenregler die Empfindlichkeit gegen diese Stö- 
Singen weitgehend zu verringern. Ebenso kann auf diese Art 
"ie Nullspannungsauslösung empfindlicher eingestellt werden. 


© Bei elektrisch vielseitigen und umfangreichen Steuersyste- 
„hen, bei denen ein Produktionsablauf steuertechnisch zeitlich 
\\orgegeben wird wie z.B. bei Hochofensteuerungen, Mahlan- 
Oigen, Sinteranlagen u. a., muß. darauf geachtet werden, daß aus 
Öiner Vielzahl von Motorschützen nicht einzelne Schütze wäh- 
and einer Spannungsabsenkung abfallen, weil damit der ganze 
leur in sich gestört wird. Hier kann man sich jedoch durch 


Se 
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Abstimmen der einzelnen Steuerelemente helfen; außerdem ist 
es fast immer gegeben, Abfallverzögerungen oder Steuerspan- \ 
nungsumformer (wie oben beschrieben) einzubauen. 

In weiteren Einzelfällen wird von Fall zu Fall eine Sonderlö- 
sung zu finden sein, die erfahrungsgemäß auch in den allermei- 
sten Fällen gegeben ist. x 


Im großen geschen ist so auf dem Stromversorgungssektor 
eines Hüttenwerks eine weitgehende Unabhängigkeit vonSpan- 
nungseinbrüchen aus dem übergeordneten Hochspannungs- 
netz geschaffen. Unregelmäßigkeiten sind, wie die Erfahrung 
lehrt, aufgetreten und werden auch weiterhin zu erwarten sein. 
Die letzten Schwierigkeiten werden erst nach weiteren Erfah- 
rungen auf Grund genauer Beobachtungen behoben werden 
können. Dabei ist zur Einschränkung zu sagen, daß mit for- 
schreitender Vervollkommnung der Anlagen solche a 
mäßigkeiten immer weniger häufig zu erwarten sind, so daß 
auch Erfahrungen immer spärlicher gesammelt werden können. 
Zunächst ist jedenfalls gegenüber früheren Netzstörungen eine 
wesentlich größere Sicherheit der Stromversorgung festzustel- 
len. Im Jahr 1958 wurden dutch Industriekraftwerke 10,4 TWh Be 
in das öffentliche Netz eingespeist [19], wobei die Tendenz ge ie | 

genüber den Vorjahren steigend ist. Diese 16 v.H.dergesamten 
be aus inländischen Kraftwerken an das öffentliche 
Versorgungsnetz zeigen, daß die Eigenanlagen durch einen ver- 
hältnismäßig hohen Prozentsatz mit dem Großverbundnetz 
verbunden sind. Die Ausführungen des Verfassers können vie- 
leicht manchen Hinweis bringen, wie insbesondere ein Werk- 
netz bezüglich Störungen im Großverbundnetz weitgehend un- 
abhängig gemacht werden kann. Die Ausführungen erheben R. E > 
keinen Anspruch auf Vollkommenheit, die zu erreichen bei der 
Verschiedenheit aller Anlagen immer fraglich bleiben wird. Je; > 
doch werden einige grundlegende Probleme behandelt, die im- 
mer wieder vorkommen, und die eine Basis zu weiteren Bebnes RN ke 
lungen des Themas sein können. TIPS 


Zusammenfassung 


Es wird eine einfache Relaisschaltung beschrieben, mit deren 2 
Hilfe es möglich ist, „lose gekuppelte‘ Eigen- und EVU- Netze 2 Re 
bei Spannungseinbruch automatisch zu trennen, sofern in 
einem der beiden Netze ein solcher Spannungseinbruch auf 
tritt, daß angeschlossene Synchronmaschinen kippen oder 
Schalter mit zeitlich unverzögerter Nullspannungsauslösung | Bei: 
abschalten. Die beschriebene Schaltung ist allgemein gültig für Wer 
alle Fälle, wo mit „loser Kupplung‘ gefahren werden kann, E ? 
und dann zweckmäßig, wenn hinsichtlich ihrer Betriebsaufgabe 
gleiche Verbraucher mit großer Empfindlichkeit gegen Netz- in 
spannungseinbrüche auf die beiden den verschiedenen Netzen 
zugehörigen Sammelschienen verteilt werden können. Die Ab- 
schaltung eines Werkteils erfolgt nicht ohne Rücksicht auf das 
EVU, weil eine Maschine an dessen Netz bleibt und sich damit S Re ii 
an der Frequenzhaltung beteiligen kann. Er 


Weiterhin sind Maßnahmen aufgezeigt, die eine weitgehende a 
Unempfindlichkeit der verschiedenen Werkstromverbraucher 
gegen den als Entkupplungskriterium notwendigen Spannungs- 
einbruch gewährleisten. Ss 
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> Internationale Zusammenhänge in der 


: fneliewinschäft DK 620.94) 
. „Politische und wirtschaftliche Probleme müssen heute in 
” "großem Rahmen gesehen werden. Daß und inwieweit diese 
Konzeption auch für die Energiewirtschaften der europäischen 
In Länder gilt, ja sogar besonders wichtig ist, zeigt die von Prof. 
De F. Bacher Si, d.B., Köln, sinds und von zahlreichen 
‚Fachleuten aus dem In- En Ausland besuchte 11. Arbeits- 
tagung des Energiewirtschaftlichen Instituts an der Universität 
"Köln (6. und 7. April 1960). 

Die Tagung begann mit einem Vortrag des Direktors des 
Instituts, Prof. Dr. Th. Wessels, Köln, über Probleme der inter- 
nationalen Arbeitsteilung in der Energiewirtschaft. Nach kurzen 
"Ausführungen über die zur Zeit starken Wandlungen in bezug 
auf die internationale Verflechtung der Energiewirtschaft und 
die hieraus sich ergebenden intensiven Energieaustauschbe- 
 ziehungen auch zu außereuropäischen Ländern wies der Vor- 
tragende auf das Bestreben der meisten europäischen Länder 
hin, zu einer internationalen Arbeitsteilung auf der Grundlage 
des Wettbewerbs zu gelangen. Gegen eine Einordnung der 
‚Energiewirtschaft i in eine ganz freie Weltwirtschaft seien meh- 
tere Einwände erhoben worden, sei es, daß bei manchen Län- 
dern die notwendige Ehergiceinfuhr schr große Teile des De- 
i _ visenaufkommens beanspruchen würde, oder sei es aus Grün- 
‘den der Gefährdung einer sicheren Enetgieversorgung bei 
- hohen Einfuhren aus politischen Anlässen. Wessels sieht die 
eigentlichen Schwierigkeiten einer Einordnung darin, daß an- 
Ja ‘gesichts der dauernden Welhewerbsverschiebunpen der Ener- 

- . .  giearten untereinander die Investitionen nicht an den heute ge- 
\gebenen Preisen und Absatzmengen orientiert werden können, 

Es wäre erwünscht, daß alle Investitionen an den für die Zu- 

kunft zu erwartenden Absatzmöglichkeiten ausgerichtet wür- 
- den. In Deutschland sollte in diesem Zusammenhang stärker als 
©. bisher die Preisbildung nach den langfristigen Grenzkosten oder 
0. den sogenannten Entwicklungskosten beachtet werden. 

Auch in dem sich anschließenden Vortrag von Ir. S. A. 

Posthumus (Holland), Mitglied des Europa-Parlaments, Straß- 

burg, über einen Strukturvergleich der Energiewirtschaften in 
„Westeuropa wird festgestellt, daß der Anteil der importierten 
Energien ansteigt und dieser Anstieg wohl kaum durch eine 
“noch stärkere Zunahme der Edelenergieerzeugung verhindert 

- werden könne. Aus dieser Lage ergeben sich Folgen für die 
Sicherheit der Energieversorgung und die Zahlungsbilanz. An 
Hand einer quantitativen Darstellung der Energiestrukturen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft forderte der Referent im 


Heft 9 vom 5. Mai 1960. 
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Zuge seiner energiepolitischen Betrachtungen, daß in West- | 
europa stärker als bisher eine wirkliche Energiewirtschaftspoli- 
tik betrieben wird. Dabei lasse sich OR staatliche a a j 


zelner Energieträger oder ihrer Erzeuger ab, wenn man einen 4 
wirksamen Leistungswettbewerb Anstrehe. Glaube man, daß 
der Wettbewerb die strukturellen Schwierigkeiten nicht Des 
tigen kann, so sei der Kohlenbergbau im Interesse der Sicher- | 
heit der Energieversorgung re politische Maßnahmen zu 


schützen. : Bi. 


Um den veränderten Nachfragetendenzen folgen zu können, 
ist eine Koordinierung zwischen der Energieeinfuhr und der 
Produktion auf Untärnehmerischer Basis nötig, wenn sich nicht: 
Marktstörungen ergeben sollen. Eine Stabilisierung der Lage 
sollte auch mit Hilfe von Rationalisierungen in der Energiewirt- 
schaft durch Verbrauchssenkung und Übergang zu wirtschaft- 1: 
licheren Energieträgern herbeigeführt werden. Der gegenwärtig 
in einigen europäischen anders erreichte technische Stand der I 
energiewirtschaftlichen Rationalisierung zeigt, wie‘ Dr, 9 
RR Montanunion, Luxemburg, in seinem Vortrag über 
wirtschaftliche Verbesserungen des Energieverbrauchs undihre 
Rückwirkungen auf die Energieerzeugung ausführte, daß die. 
energiewirtschaftlichen Nutzwirkungsgrade des Primärenergie- 
verkrauchs in keinem Land über 50 v.H. liegen. Obwohl der ' 
Nutzwirkungsgrad i im Optimalfall niemals 100 v.H. erreichen 
könnte, zeige sich doch, daß in Zukunft noch große Möglich- 
keiten für weitere Rationalisierungen gegeben sind. Wären in der 
Bundesrepublik im Zeitraum. von 1950 bis 1958 in der Energie- | 
umwandlung die Wirkungsgrade nicht verbessert worden, so 
wäre der Primärenergieeinsatz zur Umwandlung 1958 um "rd. 
21 MiotSKE höher: gewesen, als es tatsächlich der Fall wat. | | 
Das Schwergewicht des Rationalisierungsfortschritts bei der 
Energieumwandlung liege in der Blektrizitätswirtschaft, Die |} 
jährliche Verbesserung des Energieverbrauchs in der Energie, | 
umwandlung betrug in dem oben genannten Zeitraum in def | 
Bundesrepublik 1,5 v.H., die jährliche Verbesserung des Nutz | 
wirkungsgrades in der gesamten Energiewirtschaft 2,3 v.H. Die 
Konsequenzen der Rationalisierung sind Nachfrageverminder | 
rung und Bedarfsumschichtung. 
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Ein Grundpfeiler im Gebäude der internationalen Zusam. 
menhänge in der Energiewirtschaft ist seit Jahren die ins 


Zu 


“ionale Zusammenarbeit in der Elektrizitätswirtschaft. 
“sem Thema sprach AR. Hochreutiner, Laufenburg Schweiz, 


u zepräsident der U. C. P. T. E. In Westeuropa wurden im Jahr 
39 zwischen den Ländern: Belgien, Bundesrepublik Deutsch- 
‚ld, Frankreich, Italien, eng den Niederlanden, Öster- 
uch und der Schweiz rd. 9 Mrd kWh ausgetauscht. Die Momen- 
“leistung der parallel geschalteten Anlagen beträgt 38 Mio kW 
“d wird in naher Zukunft 45 Mio kW erreichen, wenn das 
| ‚tz Italiens ebenfalls zu den Gebieten gleicher Netzfrequenz 
Sören wird. Mehrere Gremien befassen sich mit Fragen der 
sernationalen Zusammenarbeit der Elektrizitätswirtschaft, 
Oster ihnen als wichtiges Glied die 1951 in Paris gegründete 
Sreinigung für die Koordinierung der Erzeugung nd des 
a elektrischer Energie, die U, C.P. T. E. Sie verfolgt 
a Zweck der bestmöglichen wirtschaftlichen Ausnutzung der 
stehenden und gegebenenfalls zu schaffenden Kraftwerke und 
5chstspannungsleitungen in den Mitgliedsländern auf dem 
3.2g einer völlig freiwilligen zwischenstaatlichen Zusammen- 
"beit. Der Union gehören 38 führende Persönlichkeiten der 
Srinternationalen Verbund beteiligten EVU und 8 Regierungs- 
Wirtreter an. Sachverständige bilden folgende drei Arbeits- 
uppen: 
Ca) Die Arbeitsgruppe Wärmekraftwerke für die Koordinie- 
b ag der Überholungs- und Reparaturarbeiten sowie für son- 
A ge Betriebsprobleme bei Dampfkraftwerken. Die Zusammen- 
"heit dieser Arbeitsgruppe erlaubt es, den Zeitpunkt der Über- 
3 lungsarbeiten bei thermischen Erzeugungsanlagen derart ab- 
‘Stimmen, daß Engpässe in der Versorgung durch vorüber- 
Ölihenden Kessel- und Maschinenausfall vermieden werden. 
b) Die Arbeitsgruppe für Betriebsfragen des internationalen 
rbundbetriebes in Westeuropa. Hier werden u. a. Probleme 
Hr: Netzregelung im Sinn einer Vereinheitlichung, der Span- 
Öngshaltung i im westeuropäischen Verbundnetz und der Be- 
ebsführung beim Parallel- und Ringbetrieb behandelt. 


c) Die Studiengruppe für Hydraulizität und Wasserdarbie- 
1g hat eine eingehende Untersuchung über die Hydraulizität 
d die Erzeugung der Wasserkraftwerke in den U.C.P.T.E.- 
lndern durchgeführt. 

= Insgesamt sind 18 EVU am eh Energieaustausch 
rischen den Ländern der U.C.P.T.E. beteiligt, wenn man von 
hergielieferungen rein örtlicher Bedeutung absieht. Die Last- 
"rteilungsstellen dieser Unternehmungen stehen in ständiger 
erbindung miteinander; täglich oder doch mindestens ein- 
7 \er zweimal wöchentlich werden die Fahrpläne für den Ener- 
ÖSeaustausch vereinbart. Er betrifft vorwiegend Gebiete mit 
Wlerwiegend thermischer Erzeugung einerseits und Gebiete 
Sltreicher Wasserdarbietung andererseits. Der Energieverkehr 
Öisiert auf Vereinbarungen über langfristige Energielieferun- 
Din, auf vertraglichen Abmachungen nach Können und Ver- 
Jögen und Vereinbarungen über garantierten Stromaustausch 
9d: schließlich auf Vereinbarungen über Gelegenheits- und 
1 otstromlieferungen. 


Die internationalen Aussichten der Gaswirtschaft kamen in 
im Vortrag von Präsident Zemzaire, Commission de la Produc- 
»n.et des Echanges, Paris, zur Geltung. Die Besonderheiten 
'£ ir Gaswirtschaft ergeben sich aus den technischen Eigenheiten 
| isses Energieträgers. Das Gas muß durch Rohrleitungen vom 
"ewinnungs- an den Verbrauchsott transportiert werden. 
Sjeuerdings ist auch der Seetransport für verflüssigtes Erdgas 
öglich, wozu allerdings nur besonders eingerichtete Tanker 
srwendet werden können. Es sche so aus, als ob nach der Stun- 
3: der Kohle und des Öls nun für eine gewisse Zeit die Stunde 
«s Gases kommen werde. Das gelte besonders für Europa in 
zug auf die Erdgasfelder der Sahara, Allein das Lager von 
jassi R’Mel in der nördlichen Sahara ermögliche es, wenn die 
"forderliche Pipeline verlegt ist, Westeuropa und sogar Groß- 
"itannien Gasmengen zu liefern, die jährlich 50 Mio t Stein- 
bhle entsprechen. Der Preis des Erdgases werde es erlauben, 
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An erster Stelle der Vorträge des zweiten Tages standen die 


Ausführungen von Dr. habil. F. Hellwig, Mitglied der Hohen 


Behörde, Trsrembüre. über die internationale Marktlage in der 


Kohlenwirtschaft. Der Steinkohlenbergbau befinde sich in. 
einer Zwangslage. Will er wettbewerbsfähig bleiben, ‚dann 
müsse er sich von unrentablen Anlagen trennen. Durch Ratio- 
nalisierung solle die Förderung den Absatzmöglichkeiten an- 
gepaßt werden; dazu sei aber ein vorübergehender Schutz der 
Kohle nötig, der die Schicksale der im Bergbau beschäftigten 


Menschen, die Abschreibung des investierten Kapitals und die 
Sicherheit der Energieversorgung berücksichtigen müsse. Die - 


Gleichgewichtslage der Kohle könne durch neue Vorstöße des 


Erdöls gestört werden; es bleibe zunächst problematisch, was, 


dann zu tun sei. 


Die Erdölwirtschaft, die immer weiter in den Vordergrund 


rückt, wurde in ihren internationalen Zusammenhängen von 


Direktor J. A. van den Hewel, Energie-Abteilung der OEEC, 2 2 
Paris, unter die Lupe genommen. Die Welt verfügte Ende 1958 


über rd. 37 Mrd t allein an ‚‚erwiesenen‘‘ Ölreserven. Das Ge- 


biet des mittleren Ostens enthält heute mit rd. 60 v.H. die weit- 


aus größten Reserven der Welt. Die USA und Westeuropa sind 


mit rd. 47 v.H. bzw. rd. 15 v.H. am stärksten am Weltölver- 
brauch von etwa 1 Mrd t jährlich beteiligt; sie besaßen 1958 


mit Jahreskapazitäten von rd. 450 Mio t bzw. rd. 170 Mio t- 


auch den weitaus größten Anteil an der Weltraffineriekapazität = 


und können heute ihren eigenen Bedarf an Produkten durch 
Eigenerzeugung decken. Der Überseetransport von Fertigpro- 


dukten steht heutzutage sehr wesentlich hinter dem urn 


port zurück. 


Der Ölverbrauch wächst überall in der Welt stark an, und 


zwar am stärksten in den Gebieten außerhalb der USA. Eine 
Verdoppelung des heutigen Weltverbrauchs bis 1975 erscheint 


als durchaus vorstellbar, wobei in erster Linie an das Heizöl zu 


denken ist, das sich stürmisch in die Wärmemärkte hineindrängt 
und dort inregen Wettbewerb mit den anderen Energiearten — 


hauptsächlich Kohle und Erdgas — gerät. Die Rohölpreise B 


dürften in der voraussehbaten Zukunft keinen wesentlichen 


Steigerungen ausgesetzt sein, während beim Heizöl ein gewis- _ 
ses Anziehen des Preises nicht undenkbar ist, daihm wachsende 
Bedeutung im Rahmen des Gesamtertrages der Erdölindusttie 


beigemessen werden muß. 


Wirtschaftlich und politisch gesehen stellen sich der Erdölin- 


dustrie in den Erzeugungs-, Transit- und Verbrauchsländern- 


sehr unterschiedliche Probleme. Der Vortragende wies darauf 
hin, daß die wirtschaftlich weniger entwickelten Produktions- 
länder ihre Interessen gegenüber den von ihnen abhängigen 


Verbrauchsländern immer besser durchsetzen können. Die Sues-- 


krise habe den Westmächten die Gefahren einer wachsenden 
Abhängigkeit vor Augen geführt. Zur besseren Ausnutzung 


der ihnen zur Verfügung stehenden Bodenschätze schließen . _ 
sich die arabischen Ölländer jetzt zusammen, und Venezuelaals 
größtes Ölausfuhrland tritt dieser Interessengemeinschaft bei. 
Andererseits hege Westeuropa berechtigte Hoffnungen, künf- 


tighin einen beachtlichen Teil seines Energiebedarfs aus den 
Erdöl- und Gasvorkommen des nahen nordafrikanischen Ge- 
bietes decken zu können. Man müsse sich aber klarmachen, daß 
Westeuropa nur durch weitere Vertiefung der wirtschaftlichen 


und politischen Zusammenarbeit die erforderliche Stärke ge- 3 


winnen kann, um sich in diesem internationalen Wettbewerb zu 
behaupten. 


Das Generalthema der Tagung, internationale Zusammen- . - 
hänge in der Energiewirtschaft, klang noch einmal in dem ab- 


schließenden Vortrag von Prof. F. Burgbacher, Köln, über die 
Koordinierung der Energiewirtschaftspolitik im Gemeinsamen 


Markt als Aufgabe an. Im westeuropäischen Raum ist der ener- 
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giepolitische Zusammenschluß durch die Gründung der Euro-. 


päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, der Europäischen 
Atomgemeinschaft und der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft bereits verwirklicht worden. Dabei weisen, bedingt durch 
die historische Entwicklung, die europäischen Verträge ver- 
schiedene Grade an supranationalen Vollmachten auf: Während 
der Montan-Vertrag aus dem Jahr 1951 und der Euratom-Ver- 
trag aus dem Jahr 1957 diesen Gemeinschaften Hoheitsrechte 


Interessengemeinschaft Erdgas 
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überträgt, hat der Vertrag über die Schaffung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft lediglich die Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitik im Gemeinsamen Markt zum Ziel. Die nationalen 
Regierungen haben auf die EGKS und Euratom einen Teil ihrer 
Souveränitätübertragen (EGKS: Kohle, Koks, Eisen, Stahl; Bu- 
tatom: Spaltstoffe und Atomspaltung). Die übrigen Energien, 
also Elektrizität, Gas, Öl und Wasserkraft, gehören zum Zu- 
ständigkeitsbereich der EWG. Dadurch, daß noch drei ver- 
schiedene Exekutiven energiepolitisch zuständig sind, ergeben 
sich erhebliche Schwierigkeiten und Nachteile. Auf die Dauer 


- erscheint daher eine Zusammenfassung notwendig, um zu einer 


einheitlichen Energiewirtschaftspolitik zu gelangen. Von Wert 
ist, daß das Europa-Parlament bereits für alle drei Exekutiven 
zuständig ist und einen Ausschuß für Energiewirtschaftspolitik 


' hat, in dessen Sitzungen die drei Europäischen Gemeinschaften 
. vertreten sind. Darüber hinaus ist inzwischen eine interexeku- 
tive Arbeitsgruppe für energiepolitische Fragen gebildet wor- 


den, um die geeigneten Maßnahmen zur Koordinierung der 
Energiepolitik im Gemeinsamen Markt zu ergreifen. K 


DK 662.69.002.71 


Einige nordrhein-westfälische Versorgungsunternehmen ha- 
ben sich zu einer „Interessengemeinschaft Erdgas‘ zusammen- 
geschlossen, und zwar zunächst die Versorgungsunternehmen 
der Städte Bielefeld, Duisburg, Düsseldorf, Köln und Krefeld 
sowie die Wirtschaftliche Vereinigung deutscher Gaswerke, 
Frankfurt am Main. Mit weiteren Beitritten wird gerechnet. Der 


_ vorläufige Vorstand der Gemeinschaft wird von den Werks- 
leitern Zingel, Düsseldorf, und Wiese, Köln, gebildet; ihr Sitz ist 


N . Düsseldorf. 


Die Interessengemeinschaft Erdgas will die günstig beurteil- 


ten Möglichkeiten des Erdgases erkunden und nutzen. Hierzu 


sollen unmittelbare Verhandlungen mit deutschen Erdgaspro- 
duzenten aufgenommen werden. Ferner ist man bereit, mit 
anderen regionalen Erdgas-Interessentengruppen zusammenzu- 
arbeiten. Verhandlungen mit ausländischen Ergasproduzenten 


sollen jedoch möglichst durch ein Gremium, das die Wünsche 
‚ aller deutschen Erdgas-Interessenten vertritt, geführt werden. 


Zu den Aufgaben der neuen Gemeinschaft werden auch die 
Planung und der Ausbau eines Erdgasnetzes sowie von Unter- 
tagespeichern in ihrem Interessenbereich gehören. 

Die deutschen Erdgasvorkommen sind zwar — verglichen 
mit den ausländischen — noch unbedeutend; man rechnet aber 
auf Grund eingehender geologischer Untersuchungen mit einer 
baldigen Fördersteigerung im Bundesgebiet. Mn 


DK 347.728.1:621.31 
Stromversorgung im Spiegel der Bilanzen 
Im Jahr 1959 hat „Der Volkswirt“ die Abschlüsse von 36 


 Aktiengesellschaften der öffentlichen Elektrizitätsversorgung 


(die nicht gleichzeitig Bergbau betreiben) besprochen. Die Bi- 


“lanzzahlen dieser EVU sind in Nr. 12 vom 19. März 1960 in 


einer Zahlentafel zusammengefaßt und analysiert. Die Bilanz- 


summen betragen zusammen rd. 16,2 Mrd DM, die Wertberich- 


tigungen (einschließlich der Baukostenzuschüsse) bilanzieren 
mit rd. 7,6 Mrd DM. Der Nettobuchwert der Sachanlagen (mit 
Abzug der Abgänge und Direktabschreibungen) beläuft sich 


auf 6,0MrdDM. An Abschreibungen und Wertberichtigungen 
konnten 737 Mio DM erwirtschaftet werden. Das gesamte 
Anlagevermögen stellte sich auf netto 7,26 Mrd DM. 


Die eigenen Mittel von 3,64 Mrd DM finanzieren das Anla- 
gevermögen mit gut 50 v.H. Die lang- und kurzfristigen Rück- 
stellungen stehen mit 1,25 Mrd DM zu Buch. Langfristige Ver- 
bindlichkeiten sind mit 3,13 Mrd DM erkennbar. Das durch 
eigene Mittel, langfristige Rückstellungen und langfristige Ver- 
bindlichkeiten gebundene Kapital finanziert im Durchschnitt 
das Anlagevermögen zu 102 v.H. Die Vermögenslage der in 


die Untersuchung einbezogenen EVU-Aktiengesellschaften — 


25 Stromerzeuger und 11 Stromverteiler — ist verhältnismäßig 
gleichmäßig gesund und kräftig. 

Weniger einheitlich ist das Bild bei der Ertragslage haupt- 
sächlich der stromerzeugenden EVU. Der Stromverbrauchs- 


a TE a 
_ Elektrizitätswirtsche 
e E; 
zuwachs ist gegenüber den Vorjahren geringer geworden. Das 
günstige Wasserdargebot des Jahres 1958 hat die Großchemie 
und -metallurgie in Süddeutschland veranlaßt, mehr Strom aus 
eigener Wasserkraft und weniger Strom von den Vertrags. | 
EVU zu verwenden. Zwar zeigte sich eine überdurchschnitu 
Zunahme des Haushaltstromverbrauchs und eine Steigerung / 
des landwirtschaftlichen Verbrauchs, die aber nicht genügten, 
um zu einem befriedigenden Gesamterlös aus verkauften kW 
zu gelangen. Im übrigen ist die notwendige Anhebung der Ta- 
rifpreise mit Schwierigkeiten verbunden. Dies alles drückt a 
die Ertragslage. Aus den Geschäftsberichten ist ersichtlich, daß 
die Unternehmen bemüht waren (und sind), durch Rational 
sierung des Betriebes an Kosten zu sparen. 

Mag auch durch betriebliche Rationalisierungsmaßnahme 
der erzielte Rohüberschuß gestiegen sein, so sind auf der ande. 
ren Seite auch Löhne und Gehälter und soziale Aufwendungen | 
in die Höhe gegangen. Immerhin konnten alle besprochen n 
Gesellschaften (vor allem als Folge der gesenkten Sätze der Kör- 
perschaftsteuer) ihre Dividende steigern. Sie liegt aber nach Er 
mittlungen des Statistischen Bundesamtes, das für 1958 bei 50 ' 
Aktiengesellschaften der Energiewirtschaft mit 1529 Mio “ 


Stammaktien eine mittlere Divsdende von 9,48 v.H. errechne 
hat, unter dem Durchschnittssatz von 10,08 für die gesamte I | 
dustrie. 
In einer Vorschau auf das erste Vierteljahr 1959 werden del 
technische Leistungsfähigkeit und die Stromabsatzmöglichkei- 
ten der öffentlichen Stromversorgung im Bundesgebiet als recht 
günstig angesehen. Fraglich bleibt bisher, so schließt die seigä 
lesenswerte Übersicht, „‚welche finanziellen Ergebnisse der hö- 
here Umsatz gebracht hat. Sie dürften bei den süddeutschääl | 
Unternehmen infolge des geringeren Anfalls des billigen Was- 
serkraftstroms, des notwendigen Einsatzes teueren Dampfkraft- 
stroms und unveränderter Tarifpreise ziemlich schwach gewe- ı 
sen sein. Sinkende Erlöse aus dem Stromverkauf beeinträchti- 
gen aber die Eigenfinanzierung der Anlagen“. Deshalb sei & 
erwünscht und notwendig, die Strompreise den gestiegenen 
Gestehungskosten anzupassen: „Öffentliche Stromversorgung 
bedeutet nicht, daß sich die Unternehmen überwiegend im Be 
sitz der öffentlichen Hand befinden müssen. Man sollte gerade 
auf dem Gebiet der Elektrizitätswirtschaft die Reprivatisierung 
vorantreiben“. Schr 


DK 64.005(73) » 
Elektrizität im amerikanischen Haushalt 


Warum hat der US-Haushaltabnehmer im Jahr 1958 mit 3377 
kWh das Sechsfache gegenüber einem Haushalt im Bundesge- | 
biet (und einer Anzahl westeuropäischer Länder) abgenommen? | 
Prof. W. Strahringer, Darmstadt, sieht den Grund für diesen | 
Vorsprung namentlich in der Tatsache, daß die Amerikaner 
„die Entwicklung der Elektrogeräte des Haushalts entschei- | 
dend geformt und gleichzeitig Versorgungseinrichtungen ge- | 
schaffen haben, die es ihnen erlauben, der breiten Masse der Be- | 
völkerung die Elektrizität zu erstaunlich niedrigen Preisen zu 
liefern. — Der Arbeiter kann für einen Stundenlohn 100 und ' 
mehr kWh kaufen. Wo gibt es das noch?“!), 

Im Haushalt geht es in erster Linie um den Herd. Der übliche | 
amerikanische Herd ist so breit, daß die Hausfrau zu gleicher 
Zeit backen und braten kann. Er wird, wo das Netz es zuläßt, 
einphasig (über drei Leiter für 115/230 V) angeschlossen. Er 
steht gemäß Zahlentafel 1 im Stromverbrauch mit jährlich 
1225 kWh an zweiter Stelle hinter dem Heißwasserspeicher (mit 
3950 kWh), während der Sättigungsgrad mit 33,8 v.H. noch 
verhältnismäßig niedrig liegt, weil 60 v.H. der amerikanischen 
Stromabnehmer auch Gasbezieher sind. Die Zahl der Elektro- 
herde steigt aber ständig. 

So hatten nach dem Stand vom 1. Januar 1953 rd. 10,2 Mio 
Haushaltabnehmer (24 v.H. aller Haushaltabnehmer) einen | 
Herd, und zum gleichen Zeitpunkt des Jahres 1959 waren es rd. ; | 
16,7 Mio (33,8 v.H.). In Westdeutschland dürfte der Jahreswell 
brauch des Elektroherdes bei 800 kWh liegen. Der bereits ge- H 
nannte Jahresverbrauch des Heißwasserspeichers von 3950| | 
kWh (Schätzung des Edison Electric Institute) entspricht 0m} | 
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Auhlentafel 1. Zahlen be die Bee Pleltcobktäte des 
amerikanischen Haushalts 


Wohnungen mit 
den in Spalte 1 


ee 
N angegebenen 
N Elektrogeräten!) Raag 
| Ga nach 
8 inv.H.| Mittl. | schätz- ‚dem 
| der an An- ter Jane, 
1 das schluß- | jährl, BED 
i Strom- |’ wert | Strom- Dh 
1! Zahlin „netz des ver- Re 
4} 1000 ange | Gerätes | brauch 5: 
j schlos- aufge- 
1% senen führten 
h 49,4 Mio Geräte 
' Woh- 
| Bungen | .. | kWh 
I: 3 
rundfunkgerät 49 225 96 ,32) 80 90 10 
Jwühlschrank 48 250 97,7 220 4220|: 4 
© Jaschmaschine 44 900 90,9 355 60 12 
‚ tandard- 

Bügeleisen 44.000 | 89,1 1.035 130 7 
\ernsehgerät 43 950 89,0 255 325 5 
hrotröster 38 950 79,9=1721:09 35 14 
staubsauger 35 000 70,9 505 40 13 
"lasierapparat 31 000 62,8 15 2 174 
‚GVampfbügeleisen | 26000 | 52,6 z 
‚lixer 24 675 50,0 130 10 15 

1 utomatische 

l'Kaffeemaschine 23 575 47,7 855 85 11 

Alleizkissen 18 665 | 37,8 60 9 16 
\ratpfanne 17925 36,3 1150 180 6 

andard- und 

Binbau-Herd 16 7138)| 33,8 11 610 1225 2 

‚drragbates ; 

,Raumheizgerät 13 675 DIT, 1 250 120 8 

fjischherd und 

3 ‚Einzelkochplatten 11 680 | 23,6 1 240 100 9 

© jiefkühltruhe und 

Alschrank 10350 | 21,6 300| sol 3 

leißwasser- 

Ößspeicher 8 975 18,2 2 875 3 950 1} 


a) Stand vom1. Januar 1959 
ir) Auf 51 160000 Haushalte bezogen 


2) 14725000 Standardherde (in 29,8 v.H. der gi us 


"188000 Einbauherde (in 4 v.H. der Wohnungen) 
IB 


nu 


Sch 85° C erhitzten Wassers oder einem mittleren Tagesbedarf 


& 110 I heißen Wassers. Übliche Heißwasserspeicher haben 
0, 1101, 150 1 und 190 I Inhalt und in der Regel einen oberen 
“deinen unteren Heizkörper für Heizleistungen zwischen 600 
hd 6000 W. Durchlauferhitzer sind in den Vereinigten Staaten 
chend, unbekannt, weil der mit einem ?/,zölligen Ablauf- 
Ö/hr versehene Heißwasserspeicher die verlangte Wassermenge 
Wesentlich rascher liefert. Wenn der Sättigungsgrad erst 18,2 
‚IH. beträgt (Zahlentafel 1), so liegt dies ebenfalls an der gro- 
Sin Verbreitung des Gases. 


"Anders sicht es dagegen bei dem Elektrokühlschrank (97,7 
R. Sättigung) und der Waschmaschine (90,9 v. H.) aus. Bemer- 
lmswert ist, daß in über 20 v.H. der Haushalte zusätzlich noch 
he Tiefkühltruhe steht. 


"Bemerkenswert ist weiter die. hohe Sättigung mit Fernsehge- 
):en (89,0 v.H.) und elektrischen Rasierapparaten (62,8 v.H.). 


Die große Verbreitung amerikanischer Elektrogeräte des 
rushalts ist das Ergebnis einer zielstrebigen Werbung, an der 
/» EVU stark beteiligt sind. Die EVU erzielten im Jahr 1958 
“is der Abgabe an die Tarifabnehmer rd. 4,025 Mrd $) ; das ist 
ich etwas mehr als der Verkaufswert der abgesetzten elektri- 
hen Haushaltgeräte (3,756 Mrd $. Det Werbeetat der EVU 
Slträgt etwa 1 bis 2 v.H. ihrer Einnahmen. Die Werbemetho- 
J'n sind robuster als bei uns; so findet beispielsweise niemand 


Heft 9 vom > Mai 1960 


; Be ee, 2 a 


& N 


K 


etwas bei einer vergleichenden Werbung (Gas oder Elektrizi- Re: 
tät), die die Vorzüge der einen Energieart auf Kosten der an- n ud 
deren herausstellt. Re 


Die rasche Entwicklung der Elektrizitätsanwendung im 
Haushalt bringt mit sich, daß auch in den USA die elektrische 
Hausinstallation mindestens in den Altwohnungen verbesse- 
rungsbedürftig ist. „Full Housepower“ und „Live better elec- 
trically‘“ sind slogans, die der Ausstattung des Haushalts mit Se 
möglichst zahlreichen Elektrogeräten das Wort reden. Wir wer- 
den in Deutschland die Amerikaner hier nicht einholen können, 
aber, so schließt Prof. Strahringer seinen Aufsatz: „Das braucht 
uns nicht mutlos zu machen. Auch der Bescheidene kann glück- 
lich sein.“ Km 


Dampfkraftwerk Blyth A DK 621.311.22 a | 


Ende Dezember 1958 wurde im Dampfkraftwerk Blyth A, 
rd. 25 km nördlich von Newcastle, die erste 120-MW- Einheit, 
bestehend aus Turbogenerator und Kessel, in Betrieb genom- 
men. Das Central Blectrieity Generating Board hat für dieses 
Kraftwerk endgültig vier derartige Einheiten in Blockbau- 
weise geplant. Die Dampfbedingungen am Turbineneinlaß 5 
sind 105 kg/cm2, 590° C mit Zwischenüberhitzung auf 537° C- 
und einer Speisewasser-Endtemperatur von 226°C. Das Kral 1y# 
werk, in dessen Nachbarschaft später eine zweite Anlage für 
eine Gesamtleistung von 1200 MW entstehen soll, liegt am ° 
Blyth-Fluß. Die Inbetriebnahme der zweiten und dritten Ma- 
schineneinheit in Blyth A ist für Anfang 1960, die der letzten 
für Mitte 1960 vorgesehen, während die erste der beiden 275- 
MW-Einheiten für das gleichnamige Werk B im Jahr 1962 i in E- 
Betrieb gehen soll. 24 Mio £ wird die Bausumme von Blyth A z 
schätzungsweise betragen; das sind 50,73 £jekW. = =: = 


Der Turbinenraum ist etwa 120 m lang, 56 m breit und 26 m. 
hoch, das Kesselhaus 107 m lang, 50 m breit und 48 m hoch, = 
Eine Höhe von 137 m.haben die zwei Schornsteine aus Stahl- 
beton. Der verwendete Brennstoff wird mit der Bahn aus North- 
umberland herangefahren. Der Kohlenspeicher faßt 900000 t. 
Förderbänder dienen‘ zur Bekohlung. Jeder Kessel hat fünf 
Kohlenmahlanlagen für 15 t/h. Ölbrenner, die aus zwei 40-t- 
Speichern gespeist werden, dienen für Schwachlast. Mechas = a 
nische und elektromagnetische Filter sind zur Rauchgasent- . NEE 


staubung vorgesehen. 


Stündlich erzeugt jeder der eintrommeligen Zwischenüber- 
hitzungs-Strahlungskessel 390 t Dampf von 112 kg/cm2, 600°C 
mit Zwischenüberhitzung von 350°C auf 540° C.-Die Verbren-* _ 
nung verläuft selbsttätig. Die vier Turbogeneratoren haben je 
120 MW, 3000 U/min und dreizylindrige Turbinen mit doppel- 
flutigem Niederdruckteil, 8 Hochdruck-, 13 Mitteldruck- und 
5 Niederdruckstufen. Jeder Generator erzeugt 13,8 kV bei 
einem Leistungsfaktor von 0,8. Die Kühlung erfolgt durch 
Wasserstoff von 2,1 kg/cm? Druck. Die Generatorwelle treibt ’ 
die luftgekühlten Haupt: und Hilfserregermaschinen über Ge- 
triebe mit 990 U/min an, Mit den Transformatoren für 10 MVA, 2 A 
13,8/3,3 kV sowie für 145 MVA, 13,8/66 kV sind die drei & DER AE 
ersten Generatoren fest verbunden, während der vierte Gene- 
rator einen Haupttransformator für 145 MVA, 13,8/275 kV er- _ 
halten wird. Die Innenraum-Schaltanlage für 66 kV enthältö- . 
arme Leistungsschalter, die Freiluftschaltanlage für 275 kV .. - 
Druckluftleistungsschalter. Der Eigenbedarf verwendet 3, 3kV 2 le 
und 415 V. Jede Maschineneinheit hat eine besondere Warte. z 


[Nach Electr. Rev. Bd. 164 (1959), $.381/389] Ei 


Gezeitenkraftwerk St. Malo ok &21.311.21:621.287 4)" RR 


Durch die geplante Absperrung der Rance bei St. Malo in’. SR 
Nordfrankreich wird ein Becken von 20 km? Oberfläche mit... 
einem Nutzinhalt von 160 Mio m? gebildet. In das Kraftwerk, 
das in dem Stauwerk ertichtet wird, sollen 32 Maschinensätze 
für eine jährliche Stromerzeugung von 660 GWh im Endzu-: 
stand eingebaut werden. Da 


Im Jaht 1958 wurde der erste Prototyp-Maschinensatz in na-' 
türlicher Größe fertiggestellt, nachdem die Versuche an Mo- 
dellanlagen im wesentlichen als abgeschlossen anzusehen sind. 
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Die Maschine wird in eine geeignete Schleuse bei St. Malo zur 
Erprobung eingebaut. 

Die Turbine wird bei 88 U/min, einem Zufluß von 227 m®/s 
und einer Fallhöhe von 5,5 m rd. 12200 PS (9000 kW) leisten. 
Turbine und Generator werden ähnlich wie bei einer Rohrtur- 
bine in einem gemeinsamen Mantel untergebracht. Jedoch kann 
im Gegensatz zur Rohrturbine das Triebwasser entsprechend 
den Gezeiten von der einen oder der anderen Seite zufließen. 
Die Stromerzeugung erfolgt also sowohl bei Ebbe als auch bei 
Flut. Die schraubenförmigen Schaufeln mit einem Außendurch- 
messer von 5,8 m sind verstellbar. Die Turbine kann auch als 
Pumpe arbeiten, wobei der Generator als Antriebsmotor dient. 
Hierdurch kann in der Schwachlastzeit Wasser in das Speicher- 
becken gepumpt werden, so daß bei ablaufendem Wasser dieser 


zusätzliche Wasserzufluß zur Stromerzeugung zur Verfügung 
me steht. Mö 


DK 621.316.541.11.002.2 


Ein neues Schutzkontaktprüfgerät 
Nicht ohne Grund schreibt VDE 0100/11.58 die Prüfung der 


Schutzmaßnahmen neu errichteter Anlagen auf ihre Wirksam- 
_ keit vor. Fachleute schätzen den Anteil der falsch angeschlosse- 


nen Schutzkontaktsteckdosen auf etwa 15 bis 20 v.H. der in 
neuen Abnehmeranlagen insgesamt installierten Steckdosen 
dieser Art. Ein nicht unerheblicher Teil der tödlichen Unfälle 
durch elektrischen Strom ist auf den falschen Anschluß von 
Schutzkontaktsteckdosen zurückzuführen. Eine sorgfältige 
Prüfung neu installierter Schutzkontaktsteckdosen auf richti- 
gen Anschluß ist deshalb unerläßlich und schützt den Errichter 


Pr "der Anlagen vor etwaigen strafrechtlichen Folgen. 


Die richtige Polarität einer Schutzkontaktsteckdose kann 


_ unter Verwendung eines einfachen ‚Spannungsprüfers festge- 
stellt werden. Die oben erwähnte VDE-Vorschrift fordert dar- 
über hinaus jedoch noch die Feststellung der Wirksamkeit der 
in der Anlage angewendeten Schutzmaßnahme. Leider ist dies 


mit einfachen Mitteln nicht möglich, da man z.B. niederohmige 


Unterbrechungen des Schutzleiters mit Sicherheit nur durch 


Belastungsprüfungen der betreffenden Leiterschleife ermitteln 
kann. Unterbrechungen des Schutzleiters sind aber eine wei- 


. tere erhebliche Unfallursache. Hinzu kommt, daß die einzelnen 


Schutzmaßnahmen zum Teil unterschiedliche Prüfungsverfah- 


ren erfordern, die ihrerseits wieder ein gewisses Maß an Erfah- 


rung und theoretischen Kenntnissen voraussetzen. Der Elek- 
tromeister hat es gewiß nicht leicht, allen Vorschriften gewissen- 


haft gerecht zu werden. 


Prüfgeräte zum Feststellen der Wirksamkeit der Schutzmaß- 
nahme gibt es bereits seit langem. Meist sind diese Geräte je- 


doch zu unhandlich und zu teuer. Zur präzisen Bestimmung der 


Verhältnisse im Netz und in den Abnehmeranlagen sind sie 
allerdings unumgänglich. Es ist aber weder notwendig noch 


‚dem Elektroinstallateur zuzumuten, jede Schutzkontaktsteck- 


dose einer Abnehmeranlage mit Hilfe eines aufwendigen Prüf- 


- geräts zu prüfen. Man wird sich im allgemeinen mit einer über- 


schlägigen Prüfung begnügen können, wobei es auf Genauig- 
keiten in der Größenordnung von etwa !/. v.H. des festzu- 
stellenden Erdungswiderstandes kaum ankommt. Lediglich in 


 Sonderfällen, wie in Anlagen, die an Netzausläufern liegen oder 
in solchen mit schwierigen Leitungsverhältnissen (lange Ver- 


teilungsleitungen), wird man genauer messen müssen. 


Es gibt bisher noch wenig Geräte in handlicher Form, die für 
die oben umrissenen Zwecke geeignet sind. Der „‚Prüfpilot“ 
(Bild 1), der erstmals auf der diesjährigen Hannoverschen 
‚Messe gezeigt wurde, stellt ein Prüfgerät dar, das vornehmlich 
für den Installateur zum Prüfen der Schutzkontaktsteckdosen 


"in Abnehmeranlagen geeignet erscheint. Er ermöglicht Prüfun- 


gen an zweipoligen Schutzkontaktsteckdosen 10 und 15 A in 


. Netzen mit geerdetem Sternpunkt bei 220 V Spannung gegen 


Erde. Man kann damit feststellen, ob der Außenleiter richtig 
angeschlossen ist oder ob eine Unterbrechung des Schutzleiters 


vorliegt und sich ein überschlägiges Bild über die Wirksamkeit 


der in der Anlage angewendeten Schutzmaßnahme machen. 
Außerdem kann das Gerät als normaler Spannungsmesser zum 
Messen der Netzspannung benutzt werden. Es beruht auf dem 
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Profilstahl bestehen. 


PR 
Grundsatz der Messung des Spannungsunterschieds in der un- 
belasteten und belasteten Leiterschleife. Ein eingebauter Dreh- 
eisenspannungsmesser mit einer Klassengenauigkeit von 1,5 
und einem zusammengedrängten Meßbereich von 150 bis 250V 
zeigt die zu messende Spannung an. Das Meßsystem ist ela- 
stisch aufgehängt und daher gegen äußere Stoßeinwirkungen 


R 
8 


4 
& 

praktisch weitgehend unempfindlich. Für die Belastungsprü- 
fung der Leiterschleife ist ein kleiner Vorwiderstand vorge: 
hen, der eine Belastung bis 0,5 A zuläßt. Bei größeren Stro 1} 
stärken, die z.B. für Fehlerstromschutzschalter1 bis 3 A erforder- | 
lich sind, kann der resultierende Erdungswiderstand an Hand # 
eines in der Gebrauchsanweisung enthaltenen NOmoRL ZZ s 
ermittelt werden. h 


Das Gehäuse des Gerätes besteht aus schwarzem Preßstof, 
hat eine Größe von 115 x76 mm und ist staubdicht verschlos- ° 
sen. Der Prüfstecker ist nicht, wie bei anderen Geräten, unmit- 
telbar am Gehäuse angebracht, sondern über eine etwa 30 cm 
lange Gummischlauchleitung mit ihm verbunden. Dies ist 
ein Vorteil anzusehen, weil hierdurch auch eine Prüfung v n 
ungünstig eingebauten Schutzkontaktsteckdosen möglich ist, 
Dem Gerät, das in einer Ledertasche untergebracht werden 
kann, wird eine sorgfältig ausgearbeitete Gebrauchsanweisung, 


die alle für die Prüfungen notwendigen Einzelheiten enthält, ° 
beigegeben. Sn 
Umspannerkessel aus Aluminium | | 
Bei diesen Kesseln amerikanischer Bauart spricht man von | 
„all-aluminium-transformers“; denn nur der Kern als magne 
tischer Teil besteht bei diesen Aggregaten noch aus Eisen. | 
50 Verteilungsumspanner mit Leistungen von 5 bis 50 kVA, | 
eine Einheit von 500 kVA und eine 20000-kV A-Type mit dem \ 
Übersetzungsverhältnis von 115/13,8/6,9 kV wurden bereits | 
geliefert. Drei amerikanische Transformatoren-Fabriken u 
zwei Aluminiumwerke arbeiteten bei dieser Entwicklung z 
sammen. Die Hersteller sagen ihren neuen Konstruktionen ei 
schnelle Verbreitung voraus, weil sie wirtschaftlich seien, u 
das vor allem vom Standpunkt der Unterhaltung aus undi in! 
bezug auf die Kühlungsverhältnisse. | 
Die Spulen der neuen Umspanner sind zum Teil aus Alu 
niumfolien-Bändern gewickelt, weil hierdurch günstigere Füll- | 
faktoren und geringere Wärmeverluste erreicht werden sollen. | 
Die Wicklungen sind durch Profilteile aus Aluminium abge-' 
stützt. Kessch, Beschläge und alle Armaturteile wurden aus Al- 
Legierungen gefertigt. Bei den kleineren Bauarten wurden die \ 
Kühlrohre am Kessel durch gewelltes Aluminiumblech ersetzt, | 
bei den höheren Leistungen die Radiatoren ganz aus Aluminium f 
hergestellt, wobei die Rohre noch Kühlrippen erhielten. 


Aluminium mit seinem hohen Wärmeaustauschvermögen für 
die Kessel und Radiatoren soll eine um 60 v.H. stärkere Wärme-H) 
abfuhr der Verluste ergeben. Offenbar wurden auch die Bil | 
bolzen der Kernbleche bei den neuen Konstruktionen auch | 
Leichtmetall hergestellt, während die Fahrgestelle noch aus 


Bild 1. Das Schutzkontaktprüfgerät „Prüfpilot“ 


DK 621.314.21.002.3 
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Be ninium hat nur rd. 34 v.H. der Wichte von Stahl. Hier- 
" itch verringert sich das Gewicht der Umspanner so sehr, daß 


13. die Transformatorenleistung auf Masten ohne Verstärkung 
9." Anlage von 100 auf 160 kVA erhöht werden kann. 


Ier amerikanische Bericht macht keine Aussage über die 
Urteile des Aluminiums als Kesselblech von Transformatoren 
# Hinsicht auf Einsparungen am Anstrich. Die Fragen des 
Öistschutzes elektrischer Betriebsmittel im Freien sind nach 
3: vor Gegenstand langwieriger Besprechungen zwischen den 
Özhleuten der Elektrizitätsversorgung und den Herstellern. 


At 
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Ürtoßbereichzähler und -wandler 


3 Wechsel- und Drehstromzähler, die ihre für den Nennstrom 
rgeschriebene Meßgenauigkeit bis zum drei- oder vierfachen 
ses Nennstroms einhalten, verwendet man heute allerorts. 
©: verbinden den Vorteil der günstigen Anlaufcharakteristik 
Jt dem des großen Belastungsbereichs, der eine Auswechs- 
5 1g der Zähler erst bei Überschreiten ihres drei- oder vier- 
©:hen Nennstroms erfordert. Diese Zählertypen können somit 
‚lireblich länger in der Anlage bleiben als z.B. ein Normalzähler 
0:10 A Nennstrom, der bei Einphasenanschluß nur eine 
istungsentnahme von höchstens etwa 2,7 kW gestattet. 


Die Tendenz geht nach weiterer Erhöhung des Belastungsbe- 

„ichs. Zuerst in den USA und nunmehr in der Bundesrepublik 
irden Zähler entwickelt, die bis zum sechsfachen Nennstrom 
lastbar sind. Zahlentafel 1 gibt einen Überblick über die 
ihlertypen und -fabrikate, die bereits jetzt für eine höhere 
Ei lastung als 4 x Jn geliefert werden können. 


\ 
"Zahlentafel 1. Zählertypen für Belastungen über 4 x Jn 


10 (50) 


nz. 10 (50) 

D.-2. 10 (60) 
WB: W.-Z. 10 (50) 
BD. 2 
Ve: W.-z 10 (50) 
-D.z 10 (50) 


"Der durch die amtlichen Fehlergrenzen festgelegte Meßbe- 
Dich des Großbereichzählers 10 (40) A reicht von 5 bis 400v.H. 
lines Nennstroms, Normale Zähler weisen einen Meßbereich 
sn nur 5 bis 125 v.H. ihres Nennstroms auf. Der Meßbereich 
Surde somit von 1:25 auf 1:80 erweitert, also mehr als ver- 
Sreifacht. 


Hi Erfolgt die Zählung jedoch über Stromwandler, so ergeben 
"h beim Verwenden von Großbereichzählern insofern Schwie- 
"keiten, als man über die doppelten Nennstromstärken der 
\’andler nicht hinausgehen kann, ohne die zulässigen Fehler- 
Jenzen zu überschreiten. Die amtlichen Fehlergrenzen von 
“ormalwandlern liegen zwischen 10 bis 120 v.H. (1:12) und 
Jan Großbereichwandlern zwischen 5 bis 200 v.H. (1:40). 
Haraus erhellt, daß man selbst mit Großbereichwandlern (1:40) 
'cht den Melibefeich eines Großbereichzählers für 10 (40) A 
(; 80) voll ausnutzen kann, geschweige denn erst bei den in 
"'ntwicklung begriffenen Typen 10 (50) und 10 (60) A. 


"| Indessen ergaben neuere Untersuchungen, daß Stromwand- 
‘}r auch im Bereich unter 5 v.H. Jn für die normale Messung 
‘nd Zählung noch brauchbar sind, und daß selbst veraltete 
\Tandlertypen im allgemeinen bis 1 v.H. herab die für den Be- 
" stungspunkt 10 v.H. der Nennlast festgelegten Fehlergrenzen 
Bi einhalten. Könnte man also den unteren Meßbereich der 
/andler bis etwa 1,5 v.H. Jn herab ausnutzen, so käme man 
Iane Großbereichwandler aus, weil mit einem Normalwandler 
"ınn bereits ein Meßbereich von 1,5 bis 120 v.H. (1:80) er- 
elt werden könnte. Schließt man an einen solchen Wandler 
Inen 1,5 (6)-A-Wandlerzähler an, so stimmen die Meßbereiche 


beider gut überein, und der Aufwand wäre auf ein Mindestmaß 
beschränkt. REN 


Diese Frage wurde bereits mit der PTB erörtert. Man wollte 
bisher bei Wandlern nicht unter 5 v.H. hinuntergehen, weil die 


Prüfung auf Einhalten derFehlergrenzenimBereichunter5v.H. 
schwierig ist. Neuere Prüfverfahren lassen diesen Standpunkt R 
aber als überholt erscheinen, und es dürfte an der Zeitsein, de 
Frage im Hinblick auf ihre technische und wirtschaftliche B- 


deutung ernstlich zu prüfen. Auch der Arbeitsstab des Sonder- 
Ausschusses „Zählerprüfwesen“ der VDEW hat sich die Lö- 
sung dieses Problems zur Aufgabe gesetzt. Sn 


Persönliches ® 


Ein bewährter Fachmann der Elcktrizitätswirtschaft, Prof. je 
Dipl.-Ing. Hans Bille, Eschweiler/Aachen, ist am 22. April 19600 ° 
im Alter von 60 Jahren plötzlich verstorben. Er gehörte von 
1946 bis 1959 dem Vorstand der früheren Braunkohlen-Indu- ae 3a 

% 


strie AG „Zukunft“ an und war seit dem Zusammenschluß von - 
Braunkohlengesellschaften im rheinischen Revier Vorstands- n “ 
mitglied der Rheinische Braunkohlenwerke AG, Köln. Er hat = 
an verantwortlicher Stelle einen wesentlichen Anteil am Aufbau ee 
und Ausbau der Elektrizitätswerke des rheinischen Braunkoh- 
lenreviers gehabt. Als Professor an der Technischen Hochschu- 
le Aachen führte er den Nachwuchs in die Aufgaben ein, de 
sich aus den vielfältigen Problemen der sich wandelnden Ener- 


giewirtschaft ergeben. 
3 * 


Dr.-Ing. E. h. Julius Springer, Berlin-Zehlendorf, hat am 
29. April 1960 sein 80. Lebensjahr vollendet. Erist Mitinhaberdes 
im Jahr 1842 von seinem Großvater gegründeten weltbekannt ‘ 
gewordenen Verlages, bei dem u. a. auch eine Reihe von Stan- 
dardwerken der Elektrizitätswirtschaft und der Elektrotechnik 
erschienen ist. In voller Rüstigkeit ist J. Sprönger heute noch i in. 
seinem Verlag aktiv tätig. 


* 


Dr.-Ing. E. h. Dr. rer. pol. h. c. Hanns Voith, Ehrenbürger 
der Stadt Heidenheim (Brenz), hat am 26. April 1960 seinen ir BE 
75. Geburtstag begangen. Nach dem Tod seines Vaters trat er 
im Jahr 1913 in die J.. M. Voith OHG, Maschinenfabriken in 
Heidenheim und St. Pölten, als dritter Teilhaber und tech- 
nischer Leiter des Heidenheimer Werks ein. Nach dem Ab- 
leben der Brüder Dr. Hermann Voith (1942) und Dr. Walther 
Voith (1947) übernahm er die alleinige Leitung der Firma, die 
1950 in eine G. m. b. H. umgewandelt wurde. Zur Zeitister 
noch als Geschäftsführer und Seniorchef tätig. Die J. M. Voith 
G. m. b.H. beschäftigt heute etwa 6500 Mitarbeiter. Nach dem 
Krieg wurden die Werkanlagen erheblich erweitert und moder- 
nisiert. 

* 

Am 14. A 1960 konnte die Überlandwerk Oberfranken 
AG, Bamberg, auf ihr 40jähriges Bestehen zurückblicken.Ihre .. R 
Gründung i im Jahr 1920 ging besonders auf die Initiative des 
Geheimen Rats Adolf Wächter, des Vorsitzenden des Kreistags 
von Oberfranken und Oberbürgermeisters der Stadt Bamberg, 
zurück. Die Gesellschaft übernahm die Aufgabe, das westliche : 
Oberfranken, das vor dem ersten Weltkrieg infolge zu gerin- 
ger Rentabilität nicht elektrifiziert werden konnte, mit Strom 
zu versorgen. Das Unternehmen deckt heute seinen Strombe- 
darf (440 Mio kWh im Jahr) ganz überwiegend durch Bezug 
aus dem Netz der Bayernwerk AG (Bayerische Landesversor-- 
gung), München. a 

Die Überlandwerk Oberfranken AG gehört zu den sieben a 
großen Regionalunternehmen Bayerns. Das Aktienkapital be- | 
trägt 8,5 Mio DM. In den letzten drei Jahren wurde eine Divi- 
dende von 8, 9 und 12 v.H. ausgeschüttet. Der Hauptaktionär 
ist mit 40,5 v.H. die Oberfrankenstiftung Bayreuth, auf die im 
Jahr 1927 der Aktienbesitz des Kreises überging. Außer der 
Oberfrankenstiftung sind die Bayernwerk AG mit 28,8 v.H., EN 
die Stadt Bamberg mit 11,4 v.H. und die Fränkische Lichtt-und 
Kraftversorgung AG, Bamberg, mit 12,5 v.H. beteiligt. kN 
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Aus der Arbeit der VDEW 


Sitzung des Vorstandsrats 


In der Sitzung am 4. April 1960 in Frankfurt am Main ge- 
dachte der Vorsitzende zunächst der beiden langjährigen Mit- 


- glieder dieses Gremiums, die ihm in kurzer Folge durch den Tod 


entrissen wurden: Direktor Dipl.-Ing. Friedrich Vetter, Kraft- 
werke Mainz-Wiesbaden AG, Mainz, der nach langer Krankheit 
am 23. Januar 1960 gestorben ist, und Direktor Dipl.-Ing. Franz 
Gerhard Schröder, Stadtwerke Wiesbaden AG, Wiesbaden, der 


bei der Erdbebenkatastrophe in Agadir am 1. März 1960 den 


"Tod fand. — Der Vorstandsrat nahm den Bericht des Geschäfts- 


 führers über die Tätigkeit der VDEW seit der letzten Vorstands- 


ratssitzung entgegen, befaßte sich mit den der Mitgliederver- 


sammlung am 9. Mai 1960 in Mannheim vorzulegenden Unter- 


lagen und billigte den vom Vorstand vorgelegten Jahresab- 


 schluß für das Geschäftsjahr 1959, den Haushaltplan-Voran- 
‚schlag für 1960 sowie einen Beschlußantrag zur Erhebung eines 
-. Sonderbeitrags zur Finanzierung des VDEW-Hauses. 


Als Nachfolger für die beiden verstorbenen Mitglieder wählte 
Kr Vökständerat gem. $ 13 Abs. 3 der Satzung auf Vorschlag 
der Br dleskruppen Hessen und Rheinland- Pfalz Stadtrat Gebre 
‚Treser, Stadtwerke Frankfurt am Main, und Direktor Hermann 


an, Stadtwerke Neustadt a.d. Weinstr. — Beratungen über 
Bee Tagesfragen beschlossen die Sitzung R 


 VDEW- -Freileitungstagung und VDE-Jahres- 
versammlung 1960 


Die Jahresversammlung des VDE findet in diesem Jahr vom 


x 26. September bis zum 1. Oktober in Dortmund statt. Ihr soll 
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- Anfang August versandt. 


. gen mit dem „Anwärmvorgang in Dampfturbinen“ 
Problem, das im wesentlichen auf die große Steigerung von 
Dampfdruck, Dampftemperatur und Einheitsleistung zurück- 


z “wiederum am 26. September 1960 eine VDEW-Freileitungsta- 
: ‚gung im Goldsaal der Dortmunder Westfalenhalle vorangehen. 


‘Nach den Vorschlägen im Arbeitskreis „‚Mittelspannungs- 
leitungen“ werden folgende Themen behandelt: 
1. Ergebnisse von vergleichenden Untersuchungen über den 
Nachschutz von Holzmasten mit Salzen. 
. Die Typung bei Freileitungsmasten für verschiedene Nenn- 
spannungen. 


"3. Neuere Erkenntnisse für den Anstrich von Beifiebsnitteln 
im Freien. 


4. Die Bedeutung der Neuordnung des Baurechts für den 
Freileitungsbau. 


5. Kriechüberschlag von Isolatoren. 


6. Atmosphärische Störungen und Schäden an Freileitungen 
und die technische Klimatologie. 


7. Schaltersicherungen in Freileitungsnetzen. 
‚8. Farbfilmvorführungen. 


Die Einladungen mit dem endgültigen Programm werden 
At 
Arbeitskreis „Turbine« 


- Der Arbeitskreis „Turbine“ konnte in seiner letzten Sitzung 
am 24. März 1960 neue „Empfehlungen für Schrauben im Be- 


u reich hoher Temperaturen“ verabschieden. Auf Grund neuer 


nen und der Entwicklung auf der Materialseite wurden 
-die im Jahr 1955 herausgegebenen Richtlinien (siehe Elektrizi- 
tätswirtschaft Bd. 54 [1955], S. 779/784) überarbeitet und durch 
Hinweise für die Betriebsüberwachung erweitert. Die Ausar- 


 beitung wird in einem der nächsten Hefte der „Elektrizitäts- 
‚wirtschaft‘ veröffentlicht werden. 


Weiterhin befaßte sich der Arbeitskreis in mehreren Sitzun- 
, einem 


zuführen ist. Die dem neuesten Stand der Technik entsprechen- 
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gen im Entwurf eines neuen Strafgesetzbuchs wurden ein- © 


den Auffassungen hierzu werden in Kürze veröffentlicht. „Diese 
\etöffentlichung bringt im Abschnitt 1 eine physikalische Be- m 
trachtung über Wärmespannungen in dickwandigen Hohlzylin- 
dern von K. Baumann, im Abschnitt 2 eine theoretische Unter- 
suchung und praktische Nachprüfung über die Temperaturver- 
teilung in Turbinengehäusen von R. Ehrich und im Abschnitt 3. 
die praktische Nütziaweiidang der Ergebnisse auf das Anwär- 
men, Anfahren und die Laständerungen von Dampfturbinen 
von H. Haas, G. Pahl und W. Traßl. Da Vor- und Nachwort 
enthält die kritische Stellungnahme des Arbeitskreises. Mö‘ 
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Arbeitsausschuß „Allgemeine Rechtsfragen« 


Nachdem der Fachausschuß ‚Recht‘ in seiner Sitzung am Rs 
13. Januar 1960 die personelle Besetzung der.Arbeitsausschüsse 
bestimmt hatte, hat am 1. Februar 1960 der AA „Allgemeine 
Rechtsfragen“ seine konstituierende Sitzung abgehalten. Rechts- 
anwalt Dr. H. Romeiss (EW Wesertal), Hameln, wurde ein- ; 
stimmig zum Obmann gewählt und Rechtsanwalt Dr. Zange a 


(HEW), Hamburg, zu seinem Vertreter bestellt. Bo: 
Zu den erneuten Bestrebungen zur Änderung der $$ 1und6 & 


der 2.DVO zum Energiewirtschaftsgesetz stellt der Ausschuß 
mit Mehrheit fest, daß die bekanntgewordenen Änderungsbe- A 
strebungen im wesentlichen Hersteller und Installateure bei 
treffen. Unter diesen Umständen müßten die Bemühungen, eine 

Änderung der 2. DVO zu verhindern, auch in der Hauptsache i K 
von den vorgenannten Gruppen ausgehen. Im Interesse der 
Klarheit der VDE- Bestimmungen hat der Ausschuß der Ge- . % 
schäftsstelle empfohlen, die Zusammenarbeit mit dem VDE zu n 
vertiefen und zu versuchen, eine Überprüfung der VDE-Be- ee 
stimmungen auf ihre wirtschaftlichen und rechtlichen Auswir- . 


"kungen zu erreichen. Das in Nordrhein-Westfalen und Bayern 
6 


bereits mit Erfolg praktizierte Zwangsverfahren gegen Her- 
steller und Installateure ordnungswidriger Geräte und Anlee 


geben werden. Der Ausschuß hat außerdem beschlossen, dasR 5 
Ergebnis seiner Beratungen dem FA „Recht“ und dem Vor- Be 
standsrat zur Brögtering: vorzulegen. 


Die die Elektrizitätswirtschaft betreffenden Stearbestimmun Er 


gehend diskutiert. Als, Ergebnis wurde festgestellt, daß die 
Fühlungnahme mit dem Bundesjustizministerium aufrecht zu 
erhalten sei. Der Ausschuß wird sich in die weitere Bearbeitung 
der Angelegenheit erst wieder einschalten, wenn die Frage der 
Sttafrechtsreform in ein akuteres Stadium getreten ist. 


Der Deutsche Verband für Wohnungswesen, Städtebau und % 
Raumplanung hat zur Vorbereitung und Unterstützung der 
Arbeiten an den Landesplanungsgesetzen einen Ausschuß zur 
Erarbeitung eines Musterentwurfs für Landesplanungsgesetze 
gebildet und die VDEW zur Mitarbeit aufgefordert. Der AA 
„Allgemeine Rechtsfragen‘ hat beschlossen, daß der Arbeits- 
kreis „Baurecht“ sich mit den im Zusammenhang mit der Lan- 
desplanungsgesetzgebung entstehenden Fragen befassen soll. 


Nach Billigung des vorgesehenen Schreibens der VDEWan 
die Länderwirtschaftsministerien betreffend Bekanntgabe von 
Vorhaben von Schutzbereichsgebieten hat sich der Ausschuß 
abermals mit dem Entwurf neuer Richtlinien zur Erdung am 
Wasserrohrnetz befaßt. Er ist zum Ergebnis gekommen, den 
vorliegenden Entwurf trotz bestehender Bedenken in bezug 
auf kaftungrechtliche Fragen zu billigen. Die VDEW soll bei 
der NE der Richtlinien an die Mitgliedswerke auf das 
mögliche Haftungsrisiko für die EVU aufmerksam machen. 


Zum Schutz gegen das Überhandnehmen von Kabelbeschä- 
digungen bei Bauarbeiten sind die Landesgruppen der VDEW 
gebeten worden, nach dem Beispiel von Baden-Württemberg 
auf ministerielle Exlasse zum Schutz unterirdischer Starkstrom- 
anlagen hinzuwirken. \ Pa 
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Einheitskabelklemmen Erdseilprüfklemmen 


Schnelle 
Montage 


| Einfache 
Lager- | 
| haltung { Keine Störung 


der Erdverbindung 

beim Messen des 
A Te M E FMAN A MÜNCHENS - STREITFELDSTR.15 
5) | 70523316 450626 5 Arcuswerke München 


Erdwiderstandes 


Einphasenstufenschalter 
220 kV, +13 x 3380//3 y, 


1800 A Nennstrom, 
Bauhöhe ca. 4000 mm 


für 


Einphasenspartransformatoren 
400/231 kV,220 MVA. 


Stufenschalter 


für Regeltransformatoren 
System Dr. Jansen 


Umsteller für jede Schaltung 
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